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Unterrichtung 
durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 

über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 1. bis 8. Oktober 1987 in Straßburg 

Während des Zweiten Teils ihrer 39. ordentlichen Sitzungsperiode 
erörterte die Parlamentarische Versammlung des Europarates Be-
richte, behandelte die üblichen geschäftsordnungsmäßigen Vor-
gänge und faßte Beschlüsse zu folgenden Themen: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums 

Bericht des Ministerkomitees 

Politische Fragen 

— Die politische Zusammenarbeit zwischen Europa und Afrika. 
Empfehlung 1062 (S. 13) 

Hierzu sprachen die Abg. Frau Fischer (S. 11), Irmer (S. 12) 

— Die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. 
Entschließung 886 (S. 25) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Müller (S. 21), Prof. Dr. Soell 
(S. 22) und Böhm (Melsungen) (S. 23) 

Geschäftsordnung 

— Der Tagungsort der Versammlung und ihrer Ausschüsse. Richt-
linie 433 (S. 4) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Unland (S. 4), Irmer (S. 5) und 
Reddemann (S. 5) 
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Wirtschaft  und Entwicklung 

— Tätigkeitsbericht der OECD 1986. Entschließung 884 (S. 7) 
Empfehlung 1061 (S. 11) 

Hierzu sprach Abg. Frau Luuk (S. 5) 

— Der 25. und 26. Tätigkeitsbericht (1985 und 1986) der Europäi-
schen Freihandelszone (EFTA). Empfehlung 1064 (S. 18) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Mü ller (S. 16) und Antretter 
(S. 17) 

Wissenschaft und Technologie 

— Die wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit in 
Europa. Empfehlung 1063 (S. 14) 

Kultur und Erziehung 

— Der jüdische Beitrag zur europäischen Kultur. Entschlie-
ßung 885 (S. 21) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Müller (S. 19) 

— Die kulturelle Bedeutung von Rundfunk und Fernsehen in 
Europa. Empfehlung 1067 (S. 36) Entschließung 887 (S. 39) 

Hierzu sprach Abg. Böhm (Melsungen) (S. 35) 

Rechtsfragen 

— Der Kinderhandel und andere Formen der Ausbeutung von 
Kindern. Empfehlung 1065 (S. 27) 

Sozialfragen und Gesundheit 

— Nuklearunfälle. 
Hierzu sprachen die Abg. Dr. Klejdzinski (S. 28), Niegel (S. 30), 
Frau Blunck (S. 31), Lenzer (S. 31) und Antretter (S. 32) 

— Der soziale Schutz von Wanderarbeitnehmern und ihren Fami-
lien. Empfehlung 1066 (S. 34) 

Hierzu sprach Abg. Böhm (Melsungen) (S. 33) 

Die Reden der deutschen Mitglieder der Parlamentarischen Ver-
sammlung und die Beschlußtexte sind nachstehend abgedruckt. 

Zur Versammlung sprach der Generalsekretär der OECD, Jean-
Claude Paye, die schwedische Außenhandelsministerin, Anita 
Gradin, und der amtierende Vorsitzende des Ministerkomitees und 
Regierungschef von Liechtenstein, Hans Brunhart. 

An den Verhandlungen der Parlamentarischen Versammlung nah-
men parlamentarische Delegationen aus Kanada, Japan, Finnland, 
Australien, Jugoslawien, Elfenbeinküste und Ägypten teil. 
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Der Herbsttagung der Parlamentarischen Versammlung des Euro-
parates ging die Straßburger Konferenz über Parlamentarische 
Demokratie vom 28. bis 30. September 1987 voraus. Außer der 
Delegation in der Parlamentarischen Versammlung des Europara-
tes war der Deutsche Bundestag bei dieser Konferenz durch Präsi-
dent Dr. Philipp Jenninger und eine Delegation von Mitgliedern 
aller Fraktionen vertreten. Zu beiden Konferenzthemen „Partizi-
pation in der Demokratie" und „Erziehung zur Demokratie" legte 
die Bundestagsdelegation eigene Memoranden vor. 

Bonn, den 1. Dezember 1987 

Gerhard Reddemann 

Sprecher 

Dr. Karl Ahrens 

Stellvertretender Sprecher 
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Donnerstag, 1. Oktober 1987 

Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums 
und des Ständigen Ausschusses 

(Drucksache 5787) 

Berichterstatter: Abg. Kindle (Liechtenstein) 

Freitag, 2. Oktober 1987 

Tagesordnungspunkt: 

Der Tagungsort der Versammlung 
und ihrer Ausschüsse 

(Drucksache 5776) 

Berichterstatter: Abg. Tarschys (Schweden) 

In einem Änderungsantrag zu Ziffer 8 der nachste-
henden Richtlinie 433 forderte Abg. Dr. Unland, das 
Präsidium der Versammlung solle vor Jahresende 
1987 eine Entscheidung über den Tagungsort der Ja-
nuarsitzungen treffen, falls die französische Regie-
rung bis dahin nicht die Sichtvermerkspflicht für Ein-
reisende aller Mitgliedstaaten des Europarates aufge-
hoben habe. 

Dr. Unland (CDU/CSU): Ich möchte das Subamende-
ment 1 begründen. 

Herr Präsident, ich glaube, die emo tionale Diskussion 
hat hier eines ganz deutlich gemacht. Es gibt in die-
sem Raum keinen, der nicht die eminente Bedeutung 
Straßburgs anerkennt oder der die Bedeutung Straß-
burgs in irgendeiner Weise in Frage stellen will. 

In allen Entwürfen, die hier vorgelegen haben, Herr 
Präsident, ist es auch nie um den Sitz des Europarats 
gegangen. Es ist immer nur um den Tagungsort der 
Versammlung gegangen. 
Alle, die es gut mit Straßburg meinen, sollten es unter-
stützen, daß die französische Regierung end lich ihre 
Visapflicht für gewisse Mitgliedsländer aufhebt. Ge-
rade wer will, daß Straßburg auch in Zukunft seine 
bedeutende Rolle spielt, muß anerkennen, was Sie, 
Herr Präsident, und die eminenten Mitglieder des Äl-
testenrats in Ihrem Vorschlag vorgetragen haben. 

Ich glaube, auch in der Bekämpfung des Terrorismus 
sind wir uns alle uneingeschränkt einig. Ich habe kei-
nen Kollegen gesehen, der etwa protestiert hätte, der, 
wenn er morgens dieses Gebäude bet ritt, durch die 
elektronische Kontrolle gehen muß, oder der dagegen 
protestiert hätte, wenn er seine Aktentasche durch das 
elektronische Prüfgerät laufen lassen muß. Ich glaube, 
es gibt niemanden, der mit uns nicht darin überein-
stimmt, daß alles getan werden muß, was sinnvoller-
weise zur Bekämpfung des Terrorismus zu tun ist. 

Herr Präsident, wir danken Ihnen ausdrücklich, daß 
Sie sich bemüht haben, von der ursprünglichen Reso-
lution etwas abzugehen und einen vernünftigen Weg 
für die Zukunft zu weisen. Wir haben mit unserem 
Unteränderungsantrag aber geglaubt, Ihren Antrag, 
Herr Präsident, noch etwas verbessern zu können. Ich 
weiß, er ist nach einer sehr langen Diskussion zu-
stande gekommen. 

Wenn wir Ihrem Änderungsantrag uneingeschränkt 
folgten, dann könnte Folgendes eintreten: Dann tref-
fen wir uns am 25. Januar und stellen bei Beginn der 
Sitzung fest, daß es keine Änderung gegeben hat. 
Herr Präsident, was werden Sie dann tun? Schicken 
Sie uns dann wieder nach Hause, oder werden Sie 
dann das Präsidium einberufen und dort sagen, daß 
wir hier jetzt doch tagen? Dann würde sich alle Welt 
über den Europarat lus tig machen. 

Ich meine, wir müssen schon eine gewisse Automatik 
hineinbringen. Deswegen schlagen wir vor, daß, 
wenn nicht die französische Regierung bis Ende des 
Jahres 1987 die Visapflicht aufgehoben hat, das Prä-
sidium — von mir aus am 2. Januar — entscheidet, wo 
die nächste, am 25. Januar 1988 beginnende Sitzung 
stattfindet. 

Damit ist ganz deutlich gemacht, daß es nur bei der 
französischen Regierung liegt, wo unsere Versamm-
lung zum nächsten Mal tagen wird. 

Hier ist häufig davon gesprochen worden, es handle 
sich um einen bedauerlichen Irrtum der Verwaltung. 
Herr Präsident, es gibt ein Recht auf Irrtum. Jeder 
Mensch hat das Recht auf Irrtum. Minister haben das 
Recht auf Irrtum. Verwaltungen und ganze Regierun-
gen haben das Recht auf Irrtum. Aber, Herr Präsident, 
es gibt kein Recht auf Aufrechterhaltung des Irrtums, 
wenn man ihn als solchen erkannt hat. 

Ich glaube, Herr Präsident, die drei Monate von jetzt 
bis zum Jahresende dürften ausreichen, um diese, wie 
ich meine, zum Europarat überhaupt nicht passende 
Visapflicht aufzuheben, damit Sie die nächste Ver-
sammlung zum 25. Januar 1988 nach Straßburg einla-
den können. Straßburg ist eine so menschliche Stadt, 
eine so europäische Stadt, in die wir alle wieder kom-
men möchten. Was wir hier erreichen möchten, tun 
wir ja nur, um wieder nach Straßburg kommen zu 
können. Deswegen glaube ich, wir sind uns in der 
Liebe zu Straßburg völlig einig. 

Wir bitten Sie, unseren Änderungsantrag zu unter-
stützen, damit Sie, Herr Präsident, mit Ihren Bemü-
hungen Erfolg haben. 

Richtlinie Nr. 433 (1987) 

über den Tagungsort der Versammlung 
und ihrer Ausschüsse 

Die Versammlung 

1. nimmt die von den französischen Behörden am 
14. September 1986 getroffene Entscheidung, eine 
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Visapflicht einzuführen, die für alle Ausländer un-
ter Ausnahme der Staatsbürger aus den Mitglieds-
staaten der Europäischen Gemeinschaft, der 
Schweiz und Liechtenstein gelten soll, zur Kennt-
nis; 

2. stellt fest, daß insbesondere die vom Präsidenten 
der Versammlung unternommenen Schritte dazu 
geführt haben, daß eine Ausnahme für diejenigen 
Abgeordneten und Beamten gemacht wurde, die 
an den Sitzungen des Europarates teilnehmen; 

3. verweist darauf, daß Premierminister Jacques Chi-
rac in seiner Antwort auf mündliche Fragen zu sei-
ner am 27. Januar 1987 vor der Versammlung ge-
haltenen Rede die Visapflicht als kurzfristige Maß-
nahme bezeichnet und erklärt hat, daß die Dauer 
dieser Beschränkung eine Frage von Monaten und 
nicht von Jahren sei; 

4. stellt fest, daß die Visapflicht trotz dieser Erklärung 
im Februar 1987 um sechs Monate verlängert 
wurde; 

5. berücksichtigt ferner die von den französischen Be-
hörden am 8. August 1987 getroffene Entschei-
dung, die bereits in Kraft getretenen Beschränkun-
gen dahin gehend zu verschärfen, daß die Einreise 
eines Visainhabers nach Frankreich davon abhän-
gig gemacht wird, ob er eine Anschrift in Frank-
reich angeben und nachweisen kann, daß er über 
die für seine Rückkehr aus Frankreich erforderli-
chen finanziellen Mittel verfügt; 

6. stellt fest, daß diese Beschränkungen gegenüber 
mehreren Mitgliedsstaaten des Europarates diskri-
minierend und verletzend sind; 

7. stellt weiterhin fest, daß diese Beschränkungen im 
Widerspruch zu dem oft erklärten Ziel des Europa-
rates stehen, die Verständigung zwischen den eu-
ropäischen Staaten zu erleichtern; 

8. besteht darauf, daß die Bürger der 21 Mitglieds-
staaten von jeder Form der Visapflicht entbunden 
werden müssen, und beauftragt das Präsidium 
— in Ermangelung einer solchen Lösung vor der 
Eröffnung des nächsten Teils dieser Sitzungspe-
riode (25. Januar 1988) — , die Frage des Tagungs-
ortes zukünftiger Sitzungen der Versammlung zu 
bedenken. 

Erklärungen zur Abstimmung: 

Irmer (FDP): Herr Präsident! Meine verehrten Kolle-
gen! Ich bin ein alter engagierter Kämpfer für Straß-
burg als europäische Hauptstadt. Schon früher als 
Mitglied des Europäischen Parlaments war ich das 
und habe mich immer vehement allen Versuchen wi-
dersetzt, Straßburg als europäische Hauptstadt und 
auch als Sitz und Arbeitsort des Europäischen Parla-
ments durch irgendeine andere Stadt zu ersetzen. 
Auch der Initiative von Herrn Caro bin ich spontan 
beigetreten und habe meine Mitgliedschaft in dem 
Verein erklärt, der sich dafür einsetzt, daß Straßburg 
europäische Hauptstadt ist, offiziell wird und bleibt. 

Ungeachtet dessen, Herr Präsident, habe ich der Reso
-lution in der abgeänderten Form heute zugestimmt. 

Denn ich glaube — und das sollte m an  noch einmal 

ganz deutlich sagen — , daß hier kein Widerspruch 
besteht. Das, was wir hier kritisieren, ist ein Irrtum der 
französischen Regierung, der so schnell wie möglich 
korrigiert werden sollte. Wir haben uns mit dieser 
Resolution in keiner Weise gegen Straßburg geäußert. 
Ganz im Gegenteil. Wir fordern die französische Re-
gierung auf, ihrerseits etwas für Straßburg zu tun, 
nämlich diesen Visumszwang zurückzunehmen. 
Denn dadurch werden weniger die Kollegen aus den 
Ländern, die davon betroffen sind, als vielmehr der 
Anspruch Straßburgs geschädigt, europäische Haupt-
stadt zu sein. Das, was die französische Regierung hier 
getan hat, ist gegen Straßburg und erst in zweiter 
Linie gegen die Kollegen gerichtet. Deshalb noch ein-
mal: Wenn die französische Regierung etwas tun will, 
dann muß sie den Visumszwang aufheben. Oder sie 
hat noch die Möglichkeit — das ist jetzt eine nicht 
ganz ernst gemeinte Anregung — , Straßburg zu einer 
staatsfreien europäischen Zone zu machen, in die 
dann jeder ohne Visum einreisen kann. — Vielen 
Dank. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident, ich benö-
tige keine Minute. — Ich hatte den Eindruck, diese 
Versammlung hat sich heute morgen wie ein zorniger 
Löwe aufgeführt, hat die Mähne geschüttelt, hat ge-
brüllt und wird, wenn bis zum Januar nichts gesche-
hen ist, den Schwanz einziehen und wieder so tun, als 
ob nichts gewesen sei. Und da ich nie etwas für Reso-
lutionen übrig gehabt habe, von denen man schon 
vorher weiß, daß sie nicht befolgt werden, habe ich mit 
Nein gestimmt. 

Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht der OECD 1986 

(Drucksachen 5770 und 5771) 

Berichterstatter: Abg. Goerens (Luxemburg) 

Frau Luuk (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn ich zu dem Bericht, der Gegenstand der 
Debatte heute nachmittag ist, Stellung nehme, dann 
möchte ich — auch im Namen der sozialistischen 
Gruppe dieser Versammlung — besonders drei 
Punkte hervorheben. Uns ist es besonders wich tig, die 
Probleme, die in einem Zusammenhang mit der Ver-
schuldung stehen, einer Lösung zuzuführen; denn wir 
glauben, daß sich aus dieser Verschuldung eine glo-
bale Herausforderung entwickelt und damit die inter-
nationalen Wirtschaftsbeziehungen beeinträchtigt 
werden und die Entwicklung in den Ländern des Sü-
dens genauso gefährdet wird wie das internationale 
Finanzsystem. 

In den Entwicklungslände rn  wird durch diese Ver-
schuldungssituation der soziale Fortschritt gefährdet, 
ebenso wie politische Stabilität und die demokrati-
sche Entwicklung. Konflikte zwischen Entwicklungs- 
und Industrieländern werden belastet und die inter-
nationalen Beziehungen verschärft. 

Gerade als deutscher Sozialdemokrat möchte ich 
daran erinnern, daß mein Land die politische und wirt-
schaftliche Stabilität nach 1945 wiedererlangen 
konnte, weil es das Londoner Schuldenabkommen 
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von 1953 ermöglicht hat, daß der Bundesrepublik 
Schulden ganz oder teilweise erlassen, Tilgungen ge-
streckt und Zinslasten verringert wurden. Wir sollten 
aus unserer eigenen Zusammenarbeit und Geschichte 
lernen und diese Lösungsansätze auch auf die Schul-
denkrise der Entwicklungsländer anwenden. 

Zu dem uns ebenfalls wichtigen Bereich der Siche-
rung der Beschäftigung wird später noch ein anderer 
Kollege das Wort ergreifen. 

Aber was uns besonders am Herzen liegt, ist die Kata-
strophenlage der Entwicklungsländer, die eine Re-
form unserer Agrarpolitik notwendig macht. Butter-
berge und Milchseen in Europa, Hungerregionen in 
Afrika, Lateinamerika und Asien. Während dort der 
Anstieg der Bevölkerungszahlen das — soweit über-
haupt vorhandene — Wachstum des Bruttosozialpro-
dukts hoffnungslos übersteigt, wird in den Industrie-
staaten trotz stagnierender oder gar rückläufiger Be-
völkerungsentwicklung ein Wirtschaftswachstum re-
gistriert. Exportrekorden bei uns steht die Verschul-
dungsdynamik der Dritten Welt gegenüber. Und wäh-
rend die Märkte immer mehr zerrüttet werden, setzt 
hierzulande eine Diskussion ein, welche Entwick-
lungszusammenarbeit gar als tödliche Hilfe diffamiert 
und in einem wichtigen Feld der Partnerschaft Sta-
gnation hervorruft, wo Reform überfällig wäre, näm-
lich im Bereich der Agrarpolitik. Hungertod dort und 
Buttersilos hier! 

Identisch, so darf ich polemisch formulieren, scheint 
nur die Stärke des Personals zu sein, das bei der EG 
den Überfluß und bei der FAO und der Weltbank den 
Hunger verwaltet. Bei vielen hat sich der gefährliche 
Irrglaube festgesetzt, dieser Widerspruch zwischen 
Hunger und Überfluß lasse sich auf ein simples tech-
nisches Problem reduzieren, etwa nach dem Motto: 
Würden die Überschüsse nur besser verteilt, dann 
ginge es den Schwarzen gut und den Landwirten Eu-
ropas besser als heute. Da macht sich Harmonieglau-
be breit, der in der Realität mit der Nord-Süd-Proble-
matik überhaupt nichts gemein hat. 

Die agrarpolitischen Realitäten sehen so aus, daß in 
Afrika das reale Pro-Kopf-Einkommen nicht über dem 
des Jahres 1960 liegt. Aber anders ist es in Europa. Auf 
dem EG-Agrarmarkt ist bei anhaltenden Steigerungs-
raten eine Überproduktion nahezu aller landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse zu registrieren. Die Aufnah-
mekapazität der Binnenmärkte ist längst erschöpft 
und die Überschüsse sind zu marktwirtschaftlichen 
Bedingungen nicht mehr abzusetzen. 

Die Folgen sind bekannt. Die Kosten für Verwaltung 
und Lagerung dieser Überschüsse verschlingen Un-
summen aus dem Gemeinschaftshaushalt. Allein die 
Lagerhaltungskosten übersteigen die Ausgaben für 
die Nahrungsmittelhilfe, welche die EG zur Bekämp-
fung des Hungers in den Entwicklungsländern ein-
setzt, um rund das Vierfache. 

Letztlich: Ein erheblicher Teil der Haushaltsbelastun-
gen, welche der europäische Agrarmarkt verursacht, 
kommt nicht der Einkommensentwicklung der Land-
wirte zugute, sondern versickert auch in der Brüsseler 
Technokratie. Die Agrarpolitik der EG, die den Weg 
von der Marktwirtschaft zum Dirigismus eigentlich 

längst abgeschlossen hat, repräsentiert sich für den 
Laien als das Horten und die Finanzierung von Über-
schußproduktion und für den Bauern in niedrigen Ein-
kommen, für den Steuerzahler mit einem Milliarden-
defizit im Haushalt. Zwei Drittel des Gemeinschafts-
haushalts werden vom Agrarhaushalt beansprucht. 
Für die Entwicklungsländer wirkt es sich als Agrar-
protektionismus aus, der die Weltmärkte zerrüttet. 

Die Konzeption der EG-Agrarpolitik, gekennzeichnet 
durch Preis- und Absatzgarantien, stammt noch aus 
den 50er Jahren, als die Mangelzeit des Krieges und 
der unmittelbaren Nachkriegsjahre noch in frischer 
Erinnerung waren. Spätestens aber in den letzten Jah-
ren wurde das Problem der Überschußbildung mit den 
entsprechenden volkswirtschaftlichen Belastungen 
und später auch den ökologischen Belastungen un-
verkennbar. 

In den Außenhandelsbeziehungen sind die Folgen der 
EG-Agrarpolitik katastrophal. Hier finden Regelun-
gen Anwendung, die nach innen den EG-Markt ab-
schotten, nach außen aber protektionistisch wirken, 
und zwar bei selektiver Diskriminierung einzelner 
Entwicklungsländer. 

Die Kennzeichen europäischer Agrarpolitik heißen 
Abschöpfung bei der Einfuhr, Erstattung bei der Aus-
fuhr, Lizenzen oder Schutzklauseln. Ihr Ergebnis ist 
Handelsumlenkung statt Handelsschaffung. 

Die Exportpolitik der EG hat zudem bei stark rückläu-
figen Weltmarktpreisen zu Spannungen mit den USA 
auf Grund der auch dort bestehenden Agrarüber-
schüsse geführt. 

Ernste Konflikte sehen wir vor uns. Ich nenne nur das 
Stichwort Fettsteuer. Dieser Protektionismus ist ein 
Entwicklungshemmnis. Er erschwert den Handel der 
Dritten Welt, der ein wesentlicher Bestandteil jegli-
cher Entwicklung ist. 

Ich möchte ein kritisches Wort in diesem Zusammen-
hang auch zur Nahrungsmittelhilfe anbringen. Denn 
handelspolitisch gesehen war die Anhäufung über-
schüssiger Nahrungsmittel, die zu den hohen Preisen 
nicht auf dem Weltmarkt absetzbar waren, der Motor 
für die Vergabe. Ein Blick in den EG-Haushalt macht 
klar, warum die Gemeinschaft äußerst bereitwillig 
etwa Getreide, Magermilchpulver oder auch Butteröl 
exportiert. Übersteigen doch auch die Lagerhaltungs

-

kosten die Ausgaben für die Nahrungsmittelhilfe. 

Wer wie die EG überschüssige Agrarprodukte hoch-
subventioniert auf den Weltmarkt wirft, gefährdet die 
Eigeninitiative der Entwicklungsländer und reduziert 
deren Anreiz zur eigenständigen Produktion. Nah-
rungsmittelhilfe kann als süßes Gift der Entwick-
lungshilfe bezeichnet werden; denn sie entmutigt die 
Agrarproduktion in der Dritten Welt und führt zu einer 
Verstärkung der Abhängigkeit und verhindert letzt-
lich wichtige agrarpolitische Umorientierung in Nord 
wie in Süd. Sie bringt mehr Gefahren, als sie Nutzen 
bringt. Nur bei den Ärmsten der Armen und jenen, die 
von Katastrophen getroffen sind, ist sie unentbehr-
lich. 
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Die Agrarpolitik der EG ist trotz aller Defizite nicht die 
alleinige Ursache für die unausgewogene Nahrungs-
mittelversorgung in der Dritten Welt. Aber sie hat 
Strukturen begünstigt, welche eine befriedigende 
Entwicklung der Landwirtschaft der Entwicklungs-
länder erheblich erschwert, wenn nicht gar aus-
schließt. Für eine positive Entwicklung der Landwirt-
schaft in der Dritten Welt sind neben einer Agrarre-
form der Industrieländer hier vor allem der Abbau des 
Protektionismus, erhebliche soziale und politische 
Veränderungen in den Entwicklungsländern selbst 
unabdingbar. 

National wie international ist unstrittig, daß eine Libe-
ralisierung des Handels zum Abbau der Nahrungs-
krise in der Dritten Welt einen eminent wich tigen Bei-
trag leisten kann. Einmal gilt es, den Handel zwischen 
den Entwicklungsländern zu liberalisieren, wobei die 
EG regionale Teilausgleiche begünstigen könnte. 
Zum anderen gilt es, zu verhindern, daß sich die Indu-
strieländer weiterhin gegen Agrarausfuhren aus den 
Entwicklungsländern abschotten. Denn Agrarexport 
und Verbesserung der Nahrungsversorgung müssen 
nicht im Widerspruch zueinander stehen. Bedenklich 
wird es allerdings immer dann, wenn die Exporterlöse 
nicht in die Entwicklung der eigenen Landwirtschaft, 
sondern in den Rüstungssektor der Dritten Welt flie-
ßen. 

Eine Liberalisierung des Handels zwischen Nord und 
Süd hätte ungeahnte Folgen für das H andelsvolumen. 
Nach den Berechnungen der Weltbank hätte eine 
weltweite Liberalisierung des Rind- und Lamm-
fleischmarkts bei einer 15 %igen Preiserhöhung eine 
Zunahme des Welthandelsvolumens von über 250 
zur Folge. 

Der Abbau der Wirtschaftsprotektion bedeutet eine 
Reduzierung von Entwicklungshemmnissen. Die 
OECD hat erste Anstöße gegeben. Die Richtung ist 
vorgezeichnet. Jetzt tut Bewegung not. Hunger ist 
kein unabwendbares Schicksal. Es ist nicht naturge-
geben. Unsere Politik ist immer dann erfolgreich, 
wenn Interessen vernünftig ausgeglichen werden. Die 
Nord-Süd-Politik macht da keine Ausnahme. 

Entschließung 884 (1987) 

betr. die Antwort auf den Tätigkeitsbericht 
der OECD aus dem Jahr 1986 

Die Versammlung 

1. nimmt Bezug auf den Tätigkeitsbericht der OECD 
(Organisation für Wirtschaftszusammenarbeit 
und Entwicklung) aus dem Jahr 1986 (Dok. 5770), 
den als Antwort darauf erstellten Bericht ihres 
Ausschusses für Wirtschaft und Entwicklung 
(Dok. 5771) sowie die Stellungnahmen ihrer Aus-
schüsse für Wissenschaft und Technologie, für 
Umwelt, Raumordnung und Kommunalfragen, für 
Kultur und Erziehung sowie für Wanderbewegun-
gen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen; 

A. Wirtschaftspolitik und Zusammenarbeit 
in voneinander abhängigen Bereichen 

2. betont die grundlegende Bedeutung der Arbeit 
der OECD sowie die Rolle, die diese Organisation 
übernehmen muß im Hinblick auf mehr wirt-
schaftspolitische Konvergenz und Komplementa-
rität in ihren Mitgliedstaaten; 

3. stellt fest, daß trotz des seit fünf Jahren anhalten-
den Wachstums im OECD-Bereich bis einschließ-
lich 1986, die günstigsten Bedingungen bei Jah-
resende — niedrige Inflationsrate, allmählicher 
Fall des Dollarkurses auf ein angemessenes Ni-
veau und Rückgang der Ölpreise — nicht die er-
warteten Auswirkungen hatten und daß die 
OECD in ihrer Einschätzung der wirtschaftspoliti-
schen Entwicklung vom Juni 1987 ihre Wachs-
tumsprognosen für ihre Mitgliedstaaten nach un-
ten zu revidieren hatte; 

4. ist zutiefst beunruhigt über die weiterhin unan-
nehmbar hohe Arbeitslosenquote in vielen 
OECD-Mitgliedstaaten, die zusammen mit der 
Überalterung der Bevölkerung die zukünftige Fi-
nanzierung der Renten und der Systeme der so-
zialen Sicherheit gefährdet und ist besorgt über 
die Wirkungslosigkeit der von der OECD empfoh-
lenen wirtschaftspolitischen Maßnahmen zum 
Abbau der Arbeitslosigkeit und über fehlende 
neue Vorschläge der OECD zur Lösung dieses 
Problems, welches das soziale Gefüge in ihren 
Mitgliedstaaten in Gefahr bringt; 

5. vertritt die Ansicht, daß eine neue Bereitschaft 
erforderlich ist, um der Arbeitsplatzbeschaffung 
die im entscheidenden Maße fehlenden Impulse 
zu verleihen, da die zur Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit bislang ergriffenen wirtschafts- und sozi-
alpolitischen Maßnahmen keine Erfolge gezeigt 
haben; 

6. berücksichtigt in diesem Zusammenhang die Not-
wendigkeit, die Maßnahmen für Neuerungen und 
die schnelle Verbreitung neuer Technologien so-
wohl in gewerblichen und dienstleistenden Indu-
striebereichen als auch im gesamten sozialen Ge-
füge zu verstärken, und sie mit Politiken für mehr 
Flexibilität in Fragen der Erziehung, Ausbildung 
und Weiterbildung zu verbinden; 

7. sieht mit Bedauern in einer Reihe von OECD-Mit-
gliedstaaten den Rückgriff auf protektionistische 
Maßnahmen und die Gefahren ihrer Anwendung, 
wodurch eine ernsthafte Bedrohung für die Auf-
rechterhaltung eines offenen Weltwirtschaftssy-
stems sowie für ein effektives Arbeiten des GATT 
entsteht, das für ein anhaltendes Wirtschafts-
wachstum von entscheidender Bedeutung ist; 

8. berücksichtigt insbesondere die auf dem Sympo-
sium zum 25jährigen Bestehen der OECD geäu-
ßerten Warnungen in bezug auf eine durch ein 
weltweites Überangebot im Bereich der Telekom-
munikation bedingte verstärkte Verzerrung des 
Wettbewerbs und in bezug auf eine dritte Ölkrise 
in den 90er Jahren, falls die gegenwärtigen 
Trends anhalten; 
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9. begrüßt in diesem Zusammenhang die Eröffnung 
einer neuen Runde multilateraler Handelsgesprä-
che (Uruguay-Runde) und die Möglichkeiten, die 
dadurch für die Stärkung des GATT-Systems ge-
schaffen werden; 

10. appelliert an die OECD-Länder: 

a) die Koordinierung ihrer Wirtschafts-, Handels-
und Währungspolitik zu verbessern und der 
OECD eine zentrale Rolle bei der Überwa-
chung der Volkswirtschaften der Industrie-
staaten in Übereinstimmung mit den Empf eh-
lungen der im Juni 1987 in Venedig abgehal-
tenen Gipfelkonferenz der Industriestaaten 
einzuräumen; 

b) bei der Festlegung und Durchführung ihrer 
Wirtschaftspolitiken die Empfehlungen der 
OECD stärker zu berücksichtigen und ihren 
internationalen Absichtserklärungen in bezug 
auf makroökonomische und strukturpolitisch 
wirksame Maßnahmen nachzukommen (ins-
besondere fordert sie die Vereinigten Staaten 
auf, ihrer Absichtserklärung zur Verringerung 
des Haushaltsdefizits nachzukommen, sowie 
die Bundesrepublik Deutschland und Japan, 
für die Verwirklichung der in Aussicht gestell-
ten Wiederankurbelung der Inlandsnachfrage 
zu sorgen); 

c) jeden möglichen Spielraum zu nutzen für die 
Diversifizierung ihrer Volkswirtschaften und 
einen konjunkturellen Aufschwung, insbeson-
dere durch Schaffung von Anreizen im öffent-
lichen und privaten Sektor; 

d) weitere Maßnahmen zu ergreifen zur Stabili-
sierung der Wechselkurse und Senkung des 
Zinsniveaus, damit das Vertrauen in den priva-
ten Sektor wiederhergestellt wird und dieser 
zu mehr produktiven Investitionen ermutigt 
wird; 

e) den Welthandel wieder anzukurbeln, indem 
sie diskriminierende Maßnahmen abschaffen 
und klar und nachdrücklich ihre Absicht be-
kunden, zu freieren Handelssystemen überzu-
gehen, und indem sie ihr Engagement für ei-
nen schnellen und erfolgreichen Abschluß der 
Uruguay-Runde zum Ausdruck bringen; 

f) den Strukturwandel ihrer Agrarbereiche zu 
beschleunigen durch den stufenweisen Abbau 
von öffentlichen Subventionen, welche die 
Produktion von Überschüssen fördern und den 
Agrarmarkt verfälschen, indem sie ihre Agrar-
politik stärker auf die direkte Einkommens-
stützung ausrichten und auf dem Wege der 
Verhandlungen der Uruguay-Runde Maßnah-
men zur Verminderung des Drucks auf den 
Agrarmärkten und zum Abbau der Handels-
schranken ergreifen; 

g) ihre Märkte weiter zu öffnen für Exporte aus 
Entwicklungsländern; die offizielle Entwick-
lungshilfe zu erhöhen — auf 0,7 % des Brutto-
sozialprodukts in Ländern, wo der Prozentsatz 

unterhalb dieser Zahl liegt — und Investitio

-

nen in Entwicklungsländern zu fördern; 

h) die Entschließung 864 (1986) der Versamm-
lung über die Schuldensituation der Entwick-
lungsländer zu berücksichtigen und weitere 
Maßnahmen zu ergreifen, um das Schulden

-

problem der Dritten Welt zu lösen, z. B. da-
durch, daß sie die rückläufige Tendenz des 
Kapitalzuflusses in die Entwicklungsländer 
umkehren, die Schulden für die am wenigsten 
entwickelten Länder erlassen, die Verabschie-
dung von Programmen fördern, die — unter 
günstigen Bedingungen für die Entwicklungs-
länder — einen Schuldennachlaß beinhalten 
und die Rückführung von Fluchtgeldern aus 
den Ländern der Dritten Welt erleichtern; 

i) das gemeinsam vom Europarat und der OECD 
ausgearbeitete Übereinkommen über gegen-
seitige verwaltungstechnische Unterstützung 
in fiskalischen Angelegenheiten zu unter-
zeichnen und dafür zu sorgen, daß es sobald 
wie möglich ratifiziert wird; 

j) dafür Sorge zu tragen, daß die Leitlinien für 
multinationale Unternehmen in der aktuali-
sierten Fassung der letzten dreijährlichen 
Überarbeitung genauestens befolgt werden, 
und auf einen erfolgreichen und schnellen Ab-
schluß der Verhandlungen über einen Verhal-
tenskodex für transnationale Unternehmen im 
Rahmen der Vereinten Nationen hinzuarbei-
ten; 

k) bei der Ausarbeitung ihrer Wirtschaftspoliti-
ken die anhaltende Abwanderung von Ar-
beitskräften zu berücksichtigen, die u. a. auf 
die Bevölkerungsdefizite in den europäischen 
Industriegebieten zurückzuführen ist; 

11. fordert  die OECD auf: 

a) ihre Anstrengungen zu verstärken und neue 
Vorschläge zur wirksamen Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit auszuarbeiten; 

b) mittel- und langfristige Bevölkerungstenden-
zen in ihren Mitgliedstaaten zu untersuchen im 
Hinblick darauf, den Mitgliedstaaten Empfeh-
lungen zu unterbreiten, die es ihnen ermögli-
chen, ausgewogene bevölkerungspolitische 
Verhältnisse zu schaffen und den Arbeitern 
trotz der Überalterung der Bevölkerung in der 
OECD-Zone einen angemessenen sozialen 
Schutz zu gewährleisten; 

c) einen aktiven Beitrag zu leisten zu der europäi-
schen Öffentlichkeitskampagne über die 
Nord/Süd-Interdependenz und Solidarität, die 
im Frühjahr 1988 unter der Schirmherrschaft 
des Europarates in enger Zusammenarbeit mit 
der Europäischen Gemeinschaft durchgeführt 
werden soll. 

B. Forschung, Technologie und Energie 

d) der Ausarbeitung internationaler Vergleichs-
indikatoren für wissenschaftliche und techno-
logische Anstrengungen und Möglichkeiten 
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ihrer Mitgliedsländer weiterhin den Vorrang 
zu geben, und dabei der „Internationalisierung 
der Forschung" sowie ihren Auswirkungen auf 
die nationalen Politiken besondere Aufmerk-
samkeit beizumessen; 

e) sich in Zusammenarbeit mit dem Europarat 
darauf vorzubereiten, ihre Arbeit über Sicher-
heit und Vorschriften im Bereich der Bio-Tech-
nologie gegebenenfalls auf die Erstellung ei-
nes Entwurfs für ein Übereinkommen über Bio-
Medizin und Human-Biotechnologie auszu-
dehnen; 

f) im Lichte der in der Empfehlung 1063 (1987) 
der Versammlung enthaltenen Analyse über 
das Entstehen eines neuen institutionellen 
Rahmens für wissenschaftliche und technolo-
gische Zusammenarbeit in Europa, ihre Zu-
sammenarbeit mit dem Europarat bei der Er-
stellung von Politiken im Bereich der Hoch-
schulforschung fortzusetzen; 

g) im Bereich der Telekommunikation ihre Arbeit 
über die Entwicklung von „Vorschriften für die 
Kommunikation offener Systeme" und über 
Wettbewerb und Komplementarität der Kom-
munikationssysteme Glasfaser und Satelliten-
technologie fortzusetzen und dabei insbeson-
dere die für das RACE-Projekt (Research in 
Advanced Communications for Europe) der 
Europäischen Gemeinschaften erstellten Vor-
schriften zu berücksichtigen; 

h) die Einrichtung eines Informationszentrums 
über die Anwendung von Techniken zur Ver-
besserung der Energieerträge zu erleichtern, 
wie es der Rat der Internationalen Atomener-
gie-Agentur (Paris, Mai 1987) empfohlen hat; 

C. Landwirtschaft 

12. ist sich bewußt, daß sich die Landwirtschaft in 
zunehmendem Maße zum zentralen Handelspro-
blem in der OECD-Zone ausweitet — starke Über-
produktion für verschiedene Erzeugnisse, im-
mense Bestände, Dumping auf den internationa-
len Märkten, Spannungen, die sich auch auf Be-
reiche außerhalb der Landwirtschaft ausdehnen; 

13. ist sich bewußt, daß ein Großteil der von den Re-
gierungen für die Landwirtschaft bestimmten 
Ausgaben in Wirklichkeit nicht den Landwirten 
zugutekommt, sondern für die Lagerung von Le-
bensmitteln verwendet wird, die, abgesehen da-
von, daß sie zu einer Herabsetzung der Preise auf 
dem Weltmarkt führen, zum großen Teil zum Ver-
zehr ungeeignet sind; 

14. hat die Befürchtung, daß — in Erwartung einer 
aufgrund der stagnierenden oder sogar abneh-
menden Bevölkerungszahl in der OECD-Zone 
gleichbleibenden Nachfrage — die durch den 
wissenschaftlichen Fortschritt bedingten „auto-
matischen" Produktionssteigerungen die Diskre-
panz zwischen Angebot und Nachfrage weiter 
vergrößern werden; 

15. ist beunruhigt über die möglichen langfristigen 
Auswirkungen des allgemein praktizierten Dum-
pings auf die Landwirtschaft der Entwicklungs-
länder, wodurch Landwirte zur Aufgabe ihres 
landwirtschaftlichen Bet riebs gezwungen wer-
den, die Landflucht beschleunigt wird, und diese 
Länder dazu get rieben werden, daß sie immer 
stärker auf Lebensmittelimporte als auf Eigenpro-
duktion angewiesen sind; 

16. ist sich andererseits bewußt, daß der Landwirt-
schaft insgesamt eine entscheidende Aufgabe zu-
kommen wird, da erwartet wird, daß die Weltbe-
völkerung in den nächsten dreißig Jahren von 
fünf auf acht Milliarden ansteigen wird, wobei die 
Ungenauigkeit solcher Schätzungen zu berück-
sichtigen ist; 

17. verweist auf die von der GATT-Konferenz im Ok-
tober 1986 in Punta del Este und vom Rat der 
OECD im Mai 1987 erzielten Fortschritte im Hin-
blick auf die Verhinderung eines weiteren Chaos 
im Agrarhandel — insbesondere, indem man wei-
tere Maßnahmen, die die Vorschriften des GATT 
verletzen, unterbindet und die bestehenden Ver-
letzungen bis zum Abschluß der bevorstehenden 
Uruguay-Runde ausräumt; 

18. fordert  die Regierungen der OECD-Mitgliedstaa-
ten dringend auf: 

a) bei der Beseitigung der zuvor genannten Un-
gleichgewichte im internationalen Nahrungs-
mittelsektor gemeinsam und mit großer Dring-
lichkeit vorzugehen, da die Welt ansonsten 
Gefahr läuft, wieder zu dem „bilateralisti-
schen" und starren Handelssystem zurückzu-
kehren, das die Zeit zwischen den beiden 
Weltkriegen so entscheidend geprägt hat; 

b) vor allem dafür Sorge zu tragen, daß nationale 
Agrarpolitiken — so gut sie auch den besonde-
ren Bedürfnissen der einzelnen Länder ent-
sprechen mögen — den Weltmarkt nicht durch 
extrem subventionierte Exporte aus dem 
Gleichgewicht bringen können; 

c) die Bemühungen der OECD um eine möglichst 
große Transparenz in bezug auf Subventionen 
im Produktions- und Konsumbereich zu unter-
stützen und dadurch faire Vergleiche zwischen 
Blocks und Ländern aufzustellen und, ganz all-
gemein, den Ministerbeschluß der OECD zu 
unterstützen, „eine gemeinsam abgespro-
chene Reform der Agrarpolitiken in ausgewo-
gener Form zu realisieren" ; 

d) die Vorschriften des GATT über den Lebens-
mittelhandel vor allem in bezug auf Exporthil-
fen zu präzisieren, und das Verfahren des 
GATT zur Beilegung von Streitigkeiten zu ver-
einfachen, indem man ggf. eine obligatorische 
schiedsgerichtliche Entscheidung vorsieht, 
und die Verbesserung der Marktlage, sowie 
den Abbau von Handelsschranken auf dem 
Wege der Uruguay-Verhandlungen zu för-
dern; 



Drucksache 11/1398 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

e) schrittweise von einer übertriebenen Preisstüt-
zung auf eine Kombination von Preis- und Ein-
kommensstützung überzugehen sowie die 
Agrarpolitik einerseits und die Regional-, So-
zial-, und Umweltpolitik andererseits besser 
aufeinander abzustimmen; 

f) einerseits den landwirtschaftlichen Familien-
betrieb als Basis der Agrarwirtschaft der OECD 
und der Entwicklung ländlicher Gebiete beizu-
behalten, und andererseits die Deckung des 
Eigenbedarfs an Lebensmitteln durch die Ent-
wicklungsländer selbst zu fördern; 

g) bei der Formulierung ihrer Politiken die lang-
fristigen Herausforderungen zu berücksichti-
gen, die durch das zu erwartende Wachstum 
der Weltbevölkerung und die Schädigung der 
Umwelt in breiten Teilen der Welt entstehen — 
Faktoren, die während der 1986 in der Schweiz 
abgehaltenen Konferenz der Versammlung 
„Die europäische Landwirtschaft im Jahre 
2000" hervorgehoben wurden; 

D. Umwelt 

19. begrüßt die Berücksichtigung ökologischer Fak-
toren bei der Defini tion einer neuen Agrarpolitik 
und ist erfreut darüber, daß die OECD ihre Sorge 
über das äußerst ernste Problem der Bodenbe-
schaffenheit in Europa und in der Welt teilt; 

20. fordert  die OECD auf, sich den Anstrengungen 
anzuschließen, die auf verschiedenen Ebenen in-
nerhalb des Europarates erfolgen werden, um 
eine neue Bodenpolitik zu definieren, und um vor 
allem die für die zunehmende Bodenverschlech-
terung verantwortlichen Faktoren, insbesondere 
die übermäßige Verwendung von Düngemitteln, 
Herbiziden und Pestiziden, wirksam zu bekämp-
fen; 

21. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, daß sich die 
Untersuchungen der OECD über die ökologi-
schen Auswirkungen chemischer Produkte 
gleichzeitig mit ihren Folgen für den Boden und 
das Grundwasser befassen, um so die Auswirkun-
gen von Abfällen und chemischen Produkten auf 
Boden, Oberflächen- und Grundwasser besser 
einschätzen zu können; 

22. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, daß die 
OECD die vom Europarat im Juni 1987 ins Leben 
gerufene Europäische Kampagne für den ländli-
chen Raum weiterhin aktiv unterstützen wird; 

23. äußert den Wunsch, daß sich die verschiedenen 
Dienststellen der OECD zusätzlich zu den vom Rat 
bereits angenommenen Empfehlungen in bezug 
auf die umweltpolitische Bewertung von Plänen 
und Programmen zur Entwicklungshilfe darum 
bemühen, diese Prinzipien bei der Ausarbeitung 
von Entwicklungshilfestrategien systema tisch an-
zuwenden; 

24. äußert ferner den Wunsch, daß sich die OECD 
über ihre Untersuchungen und Aufstellungen 

hinaus aktiver für die effektive und substan tielle 
Reduzierung luftverschmutzender Schadstoffe 
einsetzt, die sowohl von standortgebundenen An-
lagen als auch von Kraftfahrzeugen ausgestoßen 
werden; 

25. unterstützt voll und ganz die Bemühungen der 
OECD um die Ausarbeitung eines internationalen 
Übereinkommens über den grenzüberschreiten-
den Transport gefährlicher Abfälle und bringt ihre 
Hoffnung zum Ausdruck, daß diese Arbeit in 
Kürze erfolgreich abgeschlossen sein wird; 

E. Kultur und Erziehung 

26. begrüßt den Beitrag, den die OECD unermüdlich 
im Bereich von Kultur und Erziehung zur europäi-
schen Zusammenarbeit leistet; 

27. verweist auf ihre Entschließung 807 (1983) über 
die europäische Zusammenarbeit im Erziehungs-
bereich und ist von der übergeordneten Rolle 
überzeugt, die der Ständigen Konferenz der euro-
päischen Kulturminister zukommt; 

28. richtet die Aufmerksamkeit auf ihre Empf eh

-

lung  1061 (1987) über die Zusammenarbeit zwi-
schen der OECD und dem Europarat im Bereich 
von Kultur und Erziehung; 

29. betont die Bedeutung einer engen Koordinierung 
(und der Notwendigkeit der für eine solche Koor-
dinierung erforderlichen Mittel) zwischen der 
OECD und dem Europarat in diesem gemeinsa-
men Tätigkeitsfeld; 

30. hat die Schlußfolgerungen der Ständigen Konfe-
renz der europäischen Kulturminister (Helsinki, 
Mai 1987) mit dem Hauptthema „Neue Heraus-
forderungen für Lehrer und ihre Erziehung" und 
der Konferenz der für kulturelle Angelegenheiten 
verantwortlichen europäischen Minister (Sintra, 
September 1987) mit dem Leitthema: „Wirtschaft-
liche Aspekte und Finanzierung von Kultur" zur 
Kenntnis genommen; 

31. verweist in diesem Zusammenhang auf ihre eige-
nen Empfehlungen 1018 (1985) über p rivates Mä-
zenatentum und Kultur und 1059 (1987) über die 
wirtschaftlichen Aspekte der Kultur; 

32. nimmt mit Interesse zur Kenntnis, daß die OECD 
vom 16. bis 18. März 1988 eine intergouverne-
mentale Konferenz über Erziehung und Wirt-
schaft in Pa ris abhalten möchte; 

33. fordert  die OECD auf: 

a) ihre Auffassung von Wi rtschaft neu zu formu-
lieren, um der wirtschaft lichen Bedeutung des 
kulturellen Bereichs als einem Teil der gesamt-
gesellschaftlichen Bedeutung der Erziehung 
besser Rechnung zu tragen; 

b) sich um eine bessere Koordinierung ihrer Tä-
tigkeit mit der Tätigkeit des Europarates zu 
bemühen, vor allem in bezug auf: 
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— die Lehrerausbildung 

— die Finanzierung von Universitäten 

— die Erziehung und die Medien 

— die wirtschaftlichen Aspekte der Kultur; 

c) mit dem Ausschuß für Kultur und Erziehung 
der Versammlung und der Ständigen Konfe-
renz für Probleme im Universitätsbereich bei 
einer gemeinsamen Aktion im Hinblick auf die 
Finanzierung von Universitäten zusammenzu-
arbeiten. 

Empfehlung 1061 (1987) 

betr. die Zusammenarbeit zwischen der OECD 
und dem Europarat 

in den Bereichen von Kultur und Erziehung 

Die Versammlung 

1. hat den Beitrag ihres Ausschusses für Kultur und 
Erziehung zur Debatte über die Tätigkeit der 
OECD im Jahre 1986 (Dok. 5793) zur Kenntnis ge-
nommen; 

2. richtet die Aufmerksamkeit auf die Notwendigkeit, 
mehr Mittel bereit zu stellen, um die Fortsetzung 
der intergouvernementalen Zusammenarbeit in 
den Bereichen Kultur und Erziehung auf multilate-
raler Ebene zu gewährleisten; 

3. begrüßt den Beitrag, den die OECD vor allem zur 
Zusammenarbeit im Erziehungsbereich geleistet 
hat und fordert zu einer engeren Koordinierung 
zwischen dem Europarat und der OECD in diesem 
Bereich auf; 

4. bedauert, daß die OECD nicht an der 5. Konferenz 
der für kulturelle Angelegenheiten verantwortli-
chen europäischen Minister (Sin tra, 15. bis 17. Sep-
tember 1987) teilgenommen hat, deren Hauptthe-
men die wirtschaft lichen Aspekte und die Finan-
zierung der Kultur waren; 

5. empfiehlt dem Ministerkomitee 

a) dafür Sorge zu tragen, daß die erforderlichen 
Mittel bereitgestellt werden für engere und ef-
fektivere Beziehungen zwischen dem Europarat 
und der OECD in geeigneten Bereichen der 
erziehungs- und kulturpolitischen Zusammen-
arbeit; 

b) fordert die Regierungen der Mitgliedsländer 
auf, ihre Vertretung bei den Tagungen der 
OECD und denen des Europarates besser mit-
einander zu verbinden; 

c) fordert  den Rat für kulturelle Zusammenarbeit 
auf 

i) sich um eine direktere Zusammenarbeit mit 
der OECD in einigen Tätigkeitsbereichen 
(wie z. B. Lehrerausbildung oder wirtschaft-
liche Aspekte der Kultur) zu bemühen; 

ii) gemeinsame Tätigkeiten in Bereichen zu 
entwickeln, wo dies möglich ist (z. B. bei der 
Finanzierung von Universitäten); 

iii) gegebenenfalls eine klare Trennung der Be-
mühungen zu vereinbaren (z. B. würde sich 
der Europarat auf Erziehung und Medien 
und die OECD auf neue Technologien im 
Informationswesen und Erziehung konzen-
trieren). 

Sonnabend, 3. Oktober 1987 

Tagesordnungspunkt: 

Die politische Zusammenarbeit zwischen Europa 
und Afrika 

(Drucksache 5780) 

Berichterstatter: Abg. Caro (Frankreich) 

Frau Fischer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich habe hier heute die Ehre, im Auftrag des Kultur-
ausschusses und gleichzei tig als Berichterstatterin für 
die Nord-Süd-Debatte zu sprechen, die wir im kom-
menden Januar auch hier führen werden. Von daher 
finde ich es sehr wich tig, daß wir bereits heute, wie wir 
das auch schon früher getan haben, die Verbindung 
zwischen der Debatte und dem Bericht von Herrn 
Caro und dem knüpfen, was wir ab Januar für das 
ganze nächste Jahr als Kampagne des Europarats 
über Nord -Süd-Fragen planen. 

Ich möchte Herrn Caro auch im Namen meines Komi-
tees für den ausführlichen Bericht ganz herzlich dan-
ken. Ich möchte ihn in einigen Punkten ergänzen und 
dabei Dinge mit einbeziehen, die auch schon Herr 
Bamba von der Elfenbeinküste und Madame Takla 
aus Ägypten angeführt haben. 

Für mich ist sehr wichtig, daß wir bei der Ausformung 
einer nationalen Kultur den Wunsch nach kultureller 
Eigenständigkeit ethnischer und religiöser Mehrhei-
ten respektieren. So wie Herr Bamba schon gesagt 
hat, ist es in vielen afrikanischen Staaten gerade die 
Sprache der ehemaligen Kolonialmacht, die da eine 
Klammerfunktion übernehmen kann und gleichzei tig 
Zugang zur weltweiten Kultur und Wissenschaft eröff-
net. 

Die Menschen können sich in ihrer von Modernisie-
rung geprägten Umwelt nur orientieren, wenn eine 
grundlegende Bildung die sich teilweise vollziehende 
Auflösung von Tradition ausgleicht. Schulbildung 
muß für jedermann zugänglich sein. Wir dürfen nicht 
— wie oft geschehen — ein westliches Bildungssy-
stem mit seinen Inhalten einer anderen Kultur über-
stülpen. Das ist es, was Madame Takla sehr deutlich 
gesagt hat, als sie von der Wahrung der kulturellen 
Identität sprach. 

Wir wissen, daß der Erfolg einer Entwicklungsstrate-
gie sehr stark auch von den eigenen Anstrengungen 
eines Landes abhängt. Wir sollten daher ganz deutlich 
sagen, daß der Europarat und seine Mitgliedsländer 
die Eigenverantwortlichkeit der Dritten Welt, Afrikas, 
für seinen Weg anerkennen. Wir streben eine pa rtner- 
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schaftliche Zusammenarbeit an und sollten die Dinge 
gemeinsam tun, z. B. in Form eines Dialogs, der auf 
die Erfahrungen und die kulturellen Werte des jeweils 
anderen Landes Rücksicht nimmt. 

Wir sollten die kulturelle Dimension in der politischen 
und in der wirtschaftlichen Zusammenarbeit ganz be-
sonders beachten und fördern. Die entwicklungspoli-
tische Zusammenarbeit sollte sich eigentlich immer 
auch als Kulturbegegnung vollziehen. Dabei dürfen 
die Kulturen in den Entwicklungsländern, in Afrika 
wie in den anderen Ländern der Welt, nicht zu gering 
geachtet werden. Sie stellen für uns Europäer eben 
eine andere Art  des Zusammenlebens dar. Und wir 
sollten eine ganz kultursensible Entwicklungspolitik 
und Zusammenarbeit fördern. Denn das bedeutet, ei-
nen Beitrag zur Stärkung der kulturellen Identität in 
den einzelnen Ländern zu leisten, z. B. durch Pro-
gramme zur Erhaltung von Sprachen, zur Überliefe-
rung von Mythen und Märchen, zur Entfaltung von 
einheimischer Literatur, Kunst, Musik und Tanz sowie 
zur Pflege von Brauchtum und Lebensart. Diese Dinge 
gehören für mich ganz einfach zu einer Zusammenar-
beit zwischen Europa und Af rika. 

Um Zeit zu sparen, möchte ich die Amendments, die 
wir seitens des Kulturausschusses eingebracht haben, 
im einzelnen nicht begründen, sondern nur ganz kurz 
darstellen. Denn hinterher fehlt uns, wie wir wissen, 
häufig die Zeit. Ich meine, wir sollten das Amendment 
Nr. 9 zugunsten des Amendments Nr. 7 zurückziehen. 
Im Amendment Nr. 10 sollte man  nach unserer Mei-
nung besser von der Verletzlichkeit einer Kultur als 
davon sprechen, daß sie unterminiert wird. Im glei-
chen Zusammenhang wollen wir die interafrikanische 
kulturelle Zusammenarbeit fördern, so wie es auch die 
europäische Zusammenarbeit gibt. 

Ansonsten sollten wir, so meine ich, im Europarat ge-
meinsam mit anderen Institutionen — dies klang in 
den Reden meiner beiden geschätzten Vorredner 
an — nicht nur eigene Projekte starten - zum Teil 
können wir dies auch nicht, weil uns das Geld dazu 
fehlt — , sondern zusammen mit den schon bestehen-
den Verbindungen bilateraler und multilateraler Art 
auch unseren ganzen Einsatz in eine gute Zusammen-
arbeit mit einbringen. 

Ich hoffe, daß die Nord-Süd-Kampagne im nächsten 
Jahr ein voller Erfolg sein wird. Seitens unseres Aus-
schusses möchte ich in dem Zusammenhang dem 
ägyptischen Parlament ganz herzlich für die Einla-
dung danken, mit ihm gemeinsam im nächsten Jahr in 
Ägypten zu diesen Fragen zu tagen, wenn das ge-
schätzte Büro dem zustimmt. Ich denke, daß wir den 
Dialog, den Madame Takla vorhin auch angeregt hat, 
dort zum Besten aller fortführen können. — Herzli-
chen Dank. 

Irmer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Die Beziehungen zwischen Europa und Afrika 
werden normalerweise unter wirtschaft lichen Ge-
sichtspunkten diskutiert, manchmal auch noch unter 
dem humanitären Aspekt. So kommt in diesem Zu-
sammenhang dem Bericht von Herrn Caro das große 
Verdienst zu, daß die politische Dimension dieser Be-
ziehung einmal in den Mittelpunkt gerückt wird. In 
der Tat halte ich die politischen Beziehungen zwi

-

schen Europa und Afrika für sehr wichtig, und sie 
werden in der Zukunft immer wichtiger. 

Die Welt ist in den letzten Jahrzehnten von dem Ost

-

West-Konflikt geprägt gewesen. Langsam rückt uns 
allen aber ins Bewußtsein, daß es Probleme gibt, die 
den Ost-West-Konflikt in seiner Bedeutung weit in 
den Schatten stellen. 

Die Menschheit insgesamt ist konfrontiert mit dem 
Problem, wie die Technik, die der Mensch selber er-
funden hat, beherrschbar gehalten werden kann. Die 
Welt ist konfrontiert mit neuen Herausforderungen 
der Medizin, der Wissenschaft, z. B. der Gentechnolo-
gie. 

Die Welt ist weiter mit der Tatsache konfrontiert, daß 
Tausende, Hunderttausende, Millionen von Men-
schen in der Welt verelenden, verhungern, an Seu-
chen sterben oder an Unterentwicklung leiden. 

Ich glaube, demgegenüber muß der Ost-West-Kon-
flikt in seiner Bedeutung relativiert werden. Das 
Schlimmste, was geschehen könnte, wäre, daß die 
gesamte politische Situation auch in Afrika unter die-
sem Ost-West-Konflikt interpretiert wird. Wir müssen 
ganz im Gegenteil darauf achten, daß Afrika von die-
sem Ost-West-Konflikt freigehalten wird. Der Konti-
nent hat derart schlimme und schwierige Probleme, 
daß er es nicht verdient hat, daß man ihm auch noch 
diesen ihm völlig wesensfremden Konflikt aufstülpt. 

Wir müssen deshalb als Europäer dafür sorgen, daß 
der afrikanische Kontinent aus dieser Weltkonfronta-
tion herausgehalten wird. Hier kann Afrika selber 
eine große politische Rolle spielen. Jetzt kommt es 
doch darauf an, daß die Supermächte auseinanderge-
rückt werden, daß die Konflikte abgebaut werden, die 
diese Supermächte miteinander haben. 

Deshalb wird in Zukunft den blockfreien Staaten eine 
große internationale Rolle zukommen. Hier kann ge-
rade in der Kooperation zwischen Afrika und Europa 
ein wesentlicher Beitrag geleistet werden. 

Voraussetzung ist, daß wir als Europäer umdenken. 
Wir brauchen eine neue Einstellung zu Af rika. Wir 
müssen Afrikas Eigenart achten, und wir müssen Afri-
kas Eigenständigkeit stärken. Die Länder Afrikas ha-
ben nicht über Jahrzehnte für ihre Unabhängigkeit 
gekämpft, um jetzt in neue Abhängigkeiten zu gera-
ten. Ich glaube, hier liegt auch die Chance für die 
Akzeptanz des europäischen Beitrags, den wir zur 
Entwicklung Afrikas leisten können. Wir tragen hier 
eine Verantwortung auf Grund der kolonialen Ver-
gangenheit, die Afrika erst in diese Lage gebracht 
hat. 

Wir haben aber auch die Chance, weil wir als Euro-
päer keine Einflußsphären, keine Machtgebiete er-
halten oder einrichten wollen, daß unser Angebot zur 
Zusammenarbeit in Afrika lieber aufgenommen wird 
als das Angebot anderer, beispielsweise das Angebot 
der Supermächte oder auch das Angebot einzelner 
europäischer Nationen. 

Von daher ist, glaube ich, das Lomé-Abkommen ein 
ganz wesentlicher Beitrag nicht nur zur wirtschaftli- 
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chen Entwicklung, sondern auch zur politischen Ge-
staltung. 

Was die wirtschaftliche Entwicklung angeht, hat 
Lomé selbstverständlich Maßstäbe gesetzt. Wir sollten 
hier in unserem Bemühen weiterfahren, zum einen die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit nicht mehr nur pro-
jektbezogen, betriebswirtschaftlich zu sehen, sondern 
bei jeder Maßnahme zu fragen, was sie volkswirt-
schaftlich zur eigenständigen Entwicklung der Län-
der beitragen kann. Wir müssen mehr auf die soziale 
Akzeptanz achten. Wir müssen mehr auf die ökologi-
sche Verträglichkeit achten. Und wir müssen insbe-
sondere das kulturelle Erbe unserer afrikanischen 
Partner mehr respektieren. 

Wenn wir dies tun, sehe ich für die Zusammenarbeit 
zwischen Afrika und Europa gute Chancen. — 
Danke. 

Empfehlung 1062 (1987) 

betr. die politische Zusammenarbeit 
zwischen Europa und Afrika 

Die Versammlung 

1. ist sich der historischen, politischen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Bande zwischen Europa und 
Afrika bewußt; 

2. ist überzeugt, daß der Ausbau des europäisch

-

afrikanischen Dialogs zur Herbeiführung einer 
echten politischen Zusammenarbeit ein ehrgeizi-
ges Ziel ist, aber auch eine Notwendigkeit, wenn 
Europa einen wirkungsvollen Beitrag leisten will 
zum sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt, der 
Wahrung des Friedens und der internationalen 
Sicherheit sowie der Bekräftigung der Menschen-
rechte in der ganzen Welt; 

3. verweist insbesondere auf ihre während der Kon-
ferenz „Nord-Süd: Europas Rolle" (April 1984) 
angenommene Lissaboner Erklärung sowie auf 
ihre Entschließungen 838 (1985) über den Hunger 
in Afrika, 856 (1986) über die Ernährungskrise in 
Afrika, 864 (1986) über die Verschuldung der Ent-
wicklungsländer und 878 (1987) über die Europäi-
sche Öffentliche Kampagne über Nord-Süd-Inter-
dependenz und -Solidarität; 

4. ist entsetzt über die verheerende Wirtschafts- und 
Versorgungslage, die für Millionen Af rikaner Un-
terernährung, Hunger und manchmal Tod bedeu-
tet, und sieht mit Besorgnis die Gefahr, daß die 
gegenwärtigen Verhältnisse sich verschlechtern 
können; 

5. beglückwünscht die Staaten Afrikas, die als Mit-
glieder der OAU, beträchtliche Mühe auf die Erör-
terung, die Selbstkritik und die Vorschläge ver-
wendet haben, die zunächst zum Lagos-Plan 
(1980) führten und danach zum „Prioritäten-Pro-
gramm für die wirtschaftliche Wiederbelebung 
Afrikas" (Af rica's Priority Programme for Econo-
mic Recovery), vorgelegt anläßlich der Sondersit

-

zung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen über Afrika (Mai 1986); 

6. bedauert, daß das von der Generalversammlung 
verabschiedete Aktionsprogramm keine genauen 
Einzelheiten hinsichtlich der Beteiligung der In-
dustriestaaten sowie hinsichtlich der Frage der 
Umschuldung enthält und bei der Ausarbeitung 
von Vorgehensweisen keine Koordinierung zwi-
schen Geberstaaten und assoziierten Staaten vor-
sieht; 

7. ist überzeugt von der Notwendigkeit, eine Ent-
wicklungspolitik herbeizuführen, in deren Mittel-
punkt der Einzelne steht, gleichzeitig aber die 
Errungenschaften der Technologie in vollem Um-
fang für den Entwicklungsprozeß eingesetzt wer-
den und zudem die besonderen kulturellen Werte 
der einzelnen Völker und der ihnen eigenen Iden-
tität sowohl im Planungsstadium als auch bei der 
Durchführung der erforderlichen Projekte mit ein-
bezogen werden; 

8. stellt mit Befriedigung fest, daß das am 8. Dezem-
ber 1984 unterzeichnete Abkommen Lomé III der 
Europäischen Gemeinschaft das Ziel hat, die au-
tonome und eigenständige Entwicklung zu för-
dern, indem sie die Inlandskapazitäten der AKP-
Länder stärkt und alle Formen der Abhängigkeit 
beseitigt; 

9. äußert den Wunsch, daß Europa besser erkennen 
möge, wie gefährdet Afrikas kulturelles Erbe ist 
und daß es unbedingt notwendig ist, es zu erhal-
ten; 

10. äußert den Wunsch, die innerafrikanische kultu-
relle Zusammenarbeit zu fördern; 

11. bekräftigt die Notwendigkeit einer besseren Ko-
ordination der bilateralen und multilateralen Ent-
wicklungshilfemaßnahmen, um einen effektiven 
Einsatz der Mittel zu gewährleisten; 

12. ist besorgt über die zahlreichen innenpolitischen 
und internationalen Konflikte, die auf dem afrika-
nischen Kontinent zu Blutvergießen führen (be-
sonders am Horn von Af rika, im Sudan, in 
Uganda, im Tschad, der westlichen Sahara, in 
Südafrika und Namibia) und darüber hinaus 
durch die Ost-West-Spannungen, fremde Einmi-
schung und Expansionsbestrebungen verstärkt 
werden; 

13. ist besonders besorgt über die Situation im südli-
chen Afrika, d. h. sowohl über die innenpolitische 
Lage in der Republik Südafrika, wo die Regie-
rungspolitik keine andere Aussicht bietet als Un-
terdrückung und Bürgerkriege, über Südafrikas 
Weigerung, Namibia die von der internationalen 
Gemeinschaft geforderte Unabhängigkeit zu ge-
ben, sowie den Zustand der wirtschaftlichen Ab-
hängigkeit und Unsicherheit der „Front-Staaten" 
(Angola, Botswana, Lesotho, Mosambique, Swasi-
land, Tansania, Sambia und Simbabwe); 
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14. bekräftigt erneut, daß es für die Verteidigung der 
Menschenrechte keine geographischen Grenzen 
geben darf; 

15. ist beunruhigt über die Verschlechterung der Si-
tuation in bezug auf die Menschenrechte in meh-
reren Staaten Afrikas, besonders in den vom Krieg 
erschütterten Gebieten, wo das Volk schon jetzt 
unter den Folgen der Wirtschaftsk rise und der 
Unsicherheit leidet; 

16. verurteilt erneut ohne Einschränkungen Südafri-
kas Apartheidpolitik, welche die grundlegenden 
Menschenrechte und die Würde des Menschen 
mißachtet und verweist in diesem Zusammen-
hang auf ihre Entschließung 853 (1985); 

17. verurteilt das ungerechte und brutale, diktatori-
sche Regime in Äthiopien, wo die grundlegend-
sten Menschenrechte mißachtet werden und die 
Bevölkerung — insbesondere die Jugendli-
chen — in großem Maßstab von Norden in den 
Süden des Landes zwangsumgesiedelt wird; 

18. begrüßt das Inkrafttreten der Afrikanischen 
Charta der Menschenrechte und der Rechte der 
Völker, welche ein regionales System für den 
Schutz der Menschenrechte vorsieht, das auf die 
besonderen Verhältnisse in Afrika abgestimmt 
ist; 

19. verweist auf ihre Empfehlung 962 (1983) über die 
Entwicklungszusammenarbeit und die Men-
schenrechte sowie auf die im Januar und Septem-
ber 1985 erfolgten Antworten des Ministerkomi-
tees (Dok. 5338, Addendum und Dok. 5466, Ad-
dendum); 

20. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

A. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzufor-
dern, innerhalb des Europarates ihre Bemü-
hungen abzustimmen; 

i. um die Leitlinien für eine politische Zu-
sammenarbeit zwischen Europa und 
Afrika festzulegen, in der sich die europäi-
schen Staaten verpflichten, u. a. die afrika-
nischen Staaten zu ermutigen, die Kon-
flikte in Afrika in einer Weise zu lösen, die 
der Charta der Vereinten Nationen, dem 
Recht der Völker auf Selbstbestimmung 
und der Beachtung der Menschenrechte 
entspricht und unabhängig von dem Block-
system ihre Unabhängigkeit bei der Ent-
scheidungsfindung zu behaupten; 

ii. als eine wesentliche Ergänzung zur Wi rt
-schaftshilfe, in enger Zusammenarbeit mit 

den multilateralen Institutionen und gege-
benenfalls auf der Basis der bestehenden 
bilateralen Zusammenarbeit, Sonderpro-
jekte zu entwerfen, um den Staaten Afrikas 
zu helfen, ihr kulturelles Erbe zu bewahren 
und weiterzuentwickeln; 

iii. auf die Berücksichtigung der kulturellen 
Dimension in der politischen und wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit zu achten; 

iv. die wechselseitige Abhängigkeit der Staa-
ten des Nordens und des Südens, sowie die 
Notwendigkeit der Einrichtung eines Sy-
stems für gegenseitige Informa tion und 
Kulturaustausch zu unterstreichen; 

v. gemeinsam eine positive und kommunika-
tive Haltung auszuarbeiten gegenüber der 
SADDC (Konferenz über die Koordination 
der Entwicklung im südlichen Afrika), wel-
che in die Lage versetzt werden sollte, ihre 
Mitglieder von der wi rtschaftlichen Vor-
machtstellung Südafrikas zu befreien, so-
wie in bezug auf den Aktionsplan AFRICA 
(Action for Resisting Invasion of Coloni-
alism and Apartheid), der von der Bewe-
gung der Blockfreien aufgestellt wurde, 
um den Staaten des südlichen Afrikas zu 
helfen, die von Südafrika ergriffenen wirt-
schaftlichen Zwangsmaßnahmen sowie die 
Auswirkungen der von der internationalen 
Gemeinschaft gegen das Apartheid-Re-
gime verhängten Sanktionen auf ihre ei-
gene Wirtschaft zu bewältigen; 

vi. eine gemeinsame Haltung innerhalb der 
wichtigsten multilateralen Einrichtungen 
auf der Grundlage der in dieser Empfeh-
lung niedergelegten Prinzipien einzuneh-
men; 

Montag, 5. Oktober 1987 

Tagesordnungspunkt: 

Die wissenschaftliche und technologische 
Zusammenarbeit in Europa 

(Drucksache 5784) 

Berichterstatter: Abg. Bassinet (Frankreich) 

Empfehlung 1063 (1987) 

betr. die wissenschaftliche und technologische 
Zusammenarbeit in Europa: Wege zu einem neuen 

institutionellen Schema 

Die Versammlung 

1. verweist auf ihre Entschließung 832 (1984) und ihre 
Empfehlung 1029 (1986), in denen der Versuch un-
ternommen wurde, einen „europäischen Wissen-
schaftsraum" und eine „europäische Technologie-
gemeinschaft" einzurichten; 

2. ist der Ansicht, daß es im Lichte der am 1. Juli 1987 
in Kraft getretenen Einheitlichen Europäischen 
Akte in Zukunft jedem Mitgliedstaat des Europara-
tes, der nicht Mitglied der Europäischen Gemein-
schaften ist, freisteht, die Verwirklichung dieser 
Ziele in Verbindung mit Teilprogrammen des 
„mehrjährigen Rahmenprogramms für Forschung 
und technologischen Fortschritt " der Europäischen 
Gemeinschaften oder gegebenenfalls mit Hilfe von 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/1398 

Maßnahmen zu verfolgen, die im Anschluß an Kon-
sultationen und mögliche Entscheidungen im Rah-
men der Europäischen Zusammenarbeit in der 
Außenpolitik getroffen wurden, um die Sicher-
heitsbestimmungen im Technologie- und Indu-
striesektor zu wahren; 

3. berücksichtigt ebenfalls die Entschließung (84) 21 
des Ministerkomitees des Europarates, in der die 
Ziele des politischen Dialogs dargelegt werden, 
ferner die gemeinsame Erklärung des Ministertref-
fens der EG und der Länder der Europäischen Frei-
handelszone (EFTA) über die Zusammenarbeit im 
Bereich von Forschung und Industrie (Luxemburg, 
Juni 1984), und schließlich die „ Eureka " -Charta 
(Hannover, November 1985), deren Zielsetzung 
darin besteht, bereits in anderem Rahmen begon-
nene Projekte zu verlängern oder zu ergänzen; 

4. begrüßt 

i) die mit einem Budget von 6 Milliarden ECU 
veranschlagte Realisierung des mehrjährigen 
Rahmenprogramms der EG für Forschung und 
technologischen Fortschritt (1987 —1991) als er-
ste wichtige Konsequenz der Einheitlichen Eu-
ropäischen Akte; 

ii) die Ergebnisse der „ Eureka " -Ministerkonfe-
renz  (Madrid, September 1987), auf der die An-
zahl der Projekte von 107 auf 165 erhöht wurde, 
die nunmehr einen Gesamtwert von 4 Milliar-
den ECU erreicht haben, und an denen sich 
mehr als 600 Unternehmen und Forschungs-
institute aus 19 Ländern des Europarates betei-
ligen; 

iii) die „Europäisierung" des französischen Raum-
leiterprojekts „HERMES" als eine unbedingt 
notwendige Etappe für die Entwicklung einer 
bemannten Weltraumstation für Europa sowie 
den 19. erfolgreichen Start der Weltraumrakete 
ARIANE am 16. September 1987; 

iv) die Intensivierung der Beziehungen zwischen 
dem Europarat, der EG-Kommission und der 
Europäischen Wissenschaftsstiftung im Hin-
blick auf die Einrichtung eines gemeinsamen 
„Wissenschaftsraums" für alle Mitgliedstaaten 
des Europarates gemäß der politischen Erklä-
rung und den Entschließungen der Konferenz 
der Europäischen Forschungsminister (Paris, 
September 1984); 

5. ist darum bemüht, daß die Autonomie der Wissen-
schaftsgemeinschaft, der Hochschuleinrichtungen 
und Forschungsinstitute gewahrt wird, wenn es 
nach dem Inkrafttreten der Einheitlichen Europäi-
schen Akte um die Festsetzung der gemeinsamen 
Politik im Bereich von Wissenschaft und Technolo-
gie geht; 

6. vertritt die Überzeugung, daß die wissenschaftli-
che und technologische Zusammenarbeit — vorbe-
haltlich einer verstärkten Verständigung bei der 
Festsetzung möglicher Politiken oder geeigneter 
Konsultationsmechanismen — auf der Basis der be-
stehenden Pluralität von europäischen und inter

-

nationalen Einrichtungen, einschließlich des Euro-
parates, erfolgen soll, um einerseits die Zusammen-
arbeit zwischen den Universitäten (vor allem die 
Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses) 
und andererseits die Auswertung von wissen-
schaftlichen und technologischen Entscheidungen 
unter dem Aspekt des Schutzes der Menschen-
rechte und der Lebensqualität zu ermöglichen; 

7. äußert den Wunsch, daß wissenschaftliche und 
technologische Fragen, die im Zusammenhang mit 
der Entwicklung der Beziehungen zwischen den 
Mitgliedstaaten des Europarates stehen, Gegen-
stand eines Meinungsaustauschs im Ministerkomi-
tee des Europarates sein können, dem gegebenen-
falls informelle Gespräche unter Mitwirkung von 
Experten aus den hauptbetroffenen Mitgliedsstaa-
ten vorausgehen; 

8. ist der Ansicht, daß dadurch die rechtlichen Grund-
lagen und die Prinzipien einer Zusammenarbeit 
gelegt würden für die Realisierung einer „echten 
europäischen Technologiegemeinschaft", im Sinne 
der 6. Konferenz des Europarates „Parlament und 
Wissenschaft" (Tokio, Juni 1985) und der Empfeh-
lung 1029 (1986), sowie für die Schaffung eines 
„europäischen Wissenschaftsraums" gemäß der 
Entschließung 832 (1984); 

9. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

A. bei seiner Sorge um die Verwirklichung der auf 
der Konferenz der europäischen Forschungsmi-
nister (Paris, September 1984) verabschiedeten 
Entschließungen 

i) sein Kooperationsprogramm zwischen den 
Universitäten (insbesondere hinsichtlich der 
Ausbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses) in enger Verbindung mit den be-
treffenden Programmen der Europäischen 
Gemeinschaft durchzuführen — z. B. den 
Programmen für die Förderung des wissen-
schaftlichen und technischen Austauschs 
(STIMULATION), für die Zusammenarbeit 
von Universitäten und Unternehmen bei der 
Unterweisung in neuen Technologien (CO-
METT); für die durch die fortgeschrittene 
Technologie bedingte Weiterentwicklung 
von Ausbildungstechniken (DELTA) und für 
die Mobilität der Studenten an den Hoch-
schulen (ERASMUS); 

ii) zu fordern, daß jeder Mitgliedstaat die Mög-
lichkeit untersucht, Anreize zu schaffen, da-
mit die Rolle der Europäischen Wissen-
schaftsstiftung bei der Erstellung und Aus-
wertung wissenschaftlicher Kooperations-
netze durch entsprechende Einrichtungen 
unterstützt wird; 

B. Im Sinne von Absatz 7 und in  Anwendung sei-
ner Entschließung (84) 21 Maßnahmen zu er-
greifen, die den betreffenden Regierungen re-
gelmäßig einen Meinungsaustausch ermögli-
chen über die zukünftige Entwicklung ihrer in-
ternationalen Verpflichtungen im Bereich von 
Wissenschaft und Technologie, im Lichte neuer 
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Entwicklungen und Projekte oder neuer Vor-
schläge, die auf europäischer Ebene oder auf 
anderen internationalen Foren oder in bzw. von 
seiten der Drittländer erfolgen; 

C. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzufor-
dern, sich die Öffnung ihrer Forschungs-, Ent-
wicklungs- und technologischen Ausbildungs-
systeme für entsprechend qualifizierte Studen-
ten, Wissenschaftler und Ingenieure aus allen 
Mitgliedstaaten des Europarates zum Ziel zu 
setzen, oder dies ausdrücklich als solches zu 
bestätigen — ungeachtet der Tatsache, ob diese 
Staaten Mitglieder der Europäischen Gemein-
schaften sind oder nicht — , um alle Erfahrun-
gen und Ressourcen des Europas der 21 bei der 
Verwirklichung der EUREKA-Ziele sowie der-
jenigen Ziele zu nutzen, die die Einheitliche 
Europäische Akte für das „Rahmenprogramm" 
der Europäischen Gemeinschaften festgesetzt 
hat. 

Tagesordnungspunkt: 

Der 25. und 26. Tätigkeitsbericht (1985 und 1986) 
der Europäischen Freihandelszone (EFTA) 

(Drucksachen 5773, 5774 und 5577) 

Berichterstatter: Abg. Johnsen (Norwegen) 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es wäre sehr reizvoll, etwas zu den wirt-
schaftspolitischen oder forschungspolitischen Proble-
men der EFTA, die z. B. der Kollege Blenk soeben 
angesprochen hat, und zu dem Verhältnis zwischen 
EFTA und EG zu sagen. Ich möchte das nicht tun und 
auch nicht in das Ritual einsteigen, um den Kollegen 
Gadient zu zitieren, der ja von einem ritualen Akt 
gesprochen hat, der hier in dieser Plenarsitzung im-
mer wieder stattfindet, wenn man sich mit dem Ver-
hältnis zur EFTA beschäftigt. 

Ich möchte mich vielmehr ganz konkret auf einen 
Sektor beschränken, der mit etwas zu tun hat, was uns 
auch hier im Europarat Sorge macht, nämlich mit dem 
Bereich der Kultur- und der Bildungspolitik. Wir sind 
der Meinung, daß der Europarat in Europa von An-
fang an für diesen Bereich das geeignete Forum war. 
Er hat in der Vergangenheit auch bewiesen, daß er auf 
diesen Gebieten etwas leisten kann. 

In diesem Zusammenhang möchte ich zunächst dem 
Kollegen Johnsen danken, daß er in seinem Entschlie-
ßungsentwurf, vor allem in den §§ 5 und 6 und 10a, 
Unterabschnitt 1 und 2, auf die Aspekte von Bildungs- 
und Erziehungspolitik hinweist. 

Wenn wir Kommuniques der EFTA betrachten, etwa 
das des Ministerrats der EFTA vom 3. Dezember 1986, 
in dem die EFTA-Minister auf Empfehlungen oder 
Beschlüsse der EG antworten, dann fällt uns auf, daß 
dort, wo die EFTA ihre Bereitschaft erklärt, mit der 
Europäischen Gemeinschaft zusammenzuarbeiten, 
neben verschiedenen anderen Punkten ausdrücklich 
auch die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Erzie-
hung erwähnt wird. 

Nun ist nichts dagegen zu sagen, daß die EFTA-Län-
der mit den Ländern der Europäischen Gemeinschaft 
auf dem Gebiet der Erziehung zusammenarbeiten 
wollen. Aber es ist doch zu bedenken, daß die Gefahr 
besteht, daß es hier zu einer Zweigleisigkeit von An-
strengungen kommt, die eigentlich unnö tig ist. Auf 
Grund der in vielen Jahren gesammelten Erfahrung 
im Bereich des Europarats wissen wir, daß er das Gre-
mium für die kulturelle Zusammenarbeit ist, ein Gre-
mium, in dem alle europäischen Länder vertreten 
sind. Es geht ja auch, wie Sie wissen, über die EFTA 
hinaus. Wir haben die Kulturkonvention, die auch für 
Nichtmitgliedstaaten des Europarats offen ist. So ha-
ben wir z. B. als Unterzeichner der Kulturkonvention 
Finnland. Neuerdings haben wir als Unterzeichner 
der Kulturkonvention auch Jugoslawien. Also, wir 
sind wirklich das Forum, das Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Bildungswesens, der Kultur und der 
Erziehung am weitreichendsten anbietet. Ich be-
fürchte, daß durch verstärkte Anstrengungen der Eu-
ropäischen Gemeinschaft auf diesem Gebiet, das ja 
ursprünglich nicht zum Aufgabenkatalog der Euro-
päischen Gemeinschaft gehörte, nicht nur eine Über-
schneidung der Arbeit zustande kommt, sondern daß 
darüber hinaus auch neue Schwierigkeiten zwischen 
Mitgliedsländern der EG und Nichtmitgliedsländern 
entstehen können. 

Ich glaube, die rechtlichen Voraussetzungen sind im 
Bereich des Europarats eindeutig. Es besteht — ich 
habe es ja erwähnt — eine entsprechende Konven-
tion. Die Kulturkonvention ist die rechtliche Basis. 
Dagegen hat die Zusammenarbeit, die hier zwischen 
der Europäischen Gemeinschaft und den EFTA-Län-
dern angestrebt wird, diese Basis im Grunde nicht. 
Der Europarat ist, wenn ich es so formulieren darf, für 
alle Fragen der Kultur-, Bildungs- und Erziehungspo-
litik das Forum, das eine größtmögliche Zahl von 
Ländern abdeckt. 

Wenn wir auf das Jahr 2000 schauen, dann gibt es, so 
meine ich, keinen Zweifel, daß es gerade in diesem 
Bereich keine engen Grenzen geben darf: keine en-
gen Grenzen zwischen EG-Staaten und Nicht-EG

-

Staaten, zwischen EFTA-Staaten und Nicht-EFTA

-

Staaten. Vielmehr müssen alle Europäer gemeinsam 
bestrebt sein, im Bereich des Europarats auf der 
Grundlage der Kulturkonvention gleichberechtigt zu-
sammenzuarbeiten. Das ist übrigens für die EFTA als 
Organisation — das ist von den Kollegen Gardient 
bzw. Blenk vorhin schon erwähnt worden — gar nicht 
so einfach. Denn der Apparat der EFTA ist hier — ver-
glichen mit dem riesigen Apparat der Europäischen 
Gemeinschaft — klar im Nachteil. Auch wir hier im 
Europarat wissen ein Lied davon zu singen. Insofern 
wäre gleichberech tigtes Handeln im Forum Europarat 
doch etwas, was sich als ganz selbstverständlich und 
ganz natürlich anbieten würde. Es gibt, wie das bei 
direkten Verhandlungen der Fa ll  ist, keine Brücken-
funktion zwischen EFTA und EG. Hier ist man viel-
mehr gleichberech tigt. Hier braucht man keine 
Brücke, hier sitzt man sozusagen in einem Boot. 

Ich hoffe, daß der Europarat die Kraft findet, in diesem 
Bereich — der Kollege Gadient hat das hinsichtlich 
der Frage der Selbstdefinition des Europarats in sei- 
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nem Beitrag bereits angeschnitten — entsprechend 
tätig zu sein. 

Ich begrüße es sehr, daß Sie, liebe Frau Kollegin Gra-
din, heute hier sind, da Sie den Geist des Europarates 
ja mitbekommen haben. Weiter freuen wir uns alle 
sehr, wenn im Mai nächsten Jahres die frühere Kolle-
gin Hawlicek — sie kommt aus einem Land, das der 
EFTA angehört — hierher kommen wird, um in einer 
Debatte, die sich gerade um das Erziehungswesen 
bemühen wird, ihre Meinung hier mit einzubringen. 
Wenn wir uns wieder bewußt werden, daß der Euro-
parat gerade für Fragen der Kultur und Erziehung das 
Gremium in Europa ist, dann werden wir uns, glaube 
ich, manche Friktionen ersparen können, die es heute 
zwischen EG und Europarat, zwischen EG und EFTA

-

Ländern in diesem Bereich gibt. — Herzlichen 
Dank. 

Antretter (SPD): Herr Präsident! Dieser verdienstvolle 
Bericht, der uns vorliegt, und auch die aufschlußrei-
che und eindrucksvolle Rede von Frau Minister Gra-
din weisen eine Fülle von Erfordernissen auf, die sehr 
bald in Angriff genommen werden sollten. 

Angesichts der Kürze der Redezeiten ist es nur mög-
lich, auf Stichworte einzugehen. Aber in diesen Stich-
worten sollte sichtbar werden, welche Prioritäten zu 
setzen sind. Ich möchte drei Stichworte ansetzen. 

Das erste ist das Stichwort Umweltschutz, das im Be-
richt auftaucht und auf das auch die Frau Außenhan-
delsministerin eingegangen ist. Ich erinnere mich 
— und viele unter Ihnen werden sich mit mir erin-
nern — : Wir haben vor drei oder vier Jahren hier in 
der Parlamentarischen Versammlung einen, wie ich 
meine, hervorragenden Bericht des Kulturausschus-
ses beraten, der sich mit dem Waldsterben befaßte. 
Dieser Bericht sah eine Reihe von Maßnahmen vor, 
die die Länder ergreifen müßten. Aber wenn wir heute 
Bilanz ziehen, ist sehr, sehr wenig, fast nichts gesche-
hen, jedenfalls nichts Entscheidendes; denn das 
Waldsterben hat weiter Fortschritte gemacht, es hat 
sich auf unserem Kontinent weiter verschlimmert. 

Die wichtigsten Rezepte, sage ich einmal, die damals 
angeboten wurden, waren folgende: zum ersten der 
Katalysator für das Auto; denn es ist mit seinen Stick-
oxydemissionen einer der beiden Hauptverursacher 
des Waldsterbens. Wir sind der Einführung des Kata-
lysators fast keinen Schritt nähergekommen. Dies lag 
an mehreren Ländern innerhalb Europas, die andere 
Interessen vorgeschoben haben. Wir sollten auf sie mit 
dem Ziel einwirken, sich dieses Thema schnellstens 
erneut vorzunehmen. 

Die zweite Maßnahme, die vorgeschlagen wurde, war 
ein Tempolimit. Hier hat sich die Regierung meines 
Landes nicht mit Ruhm bekleckert. Sie beharrt be-
ständig darauf, kein Tempolimit einzuführen. Dabei 
wissen wir durch viele wissenschaftliche Untersu-
chungen, daß ein Tempolimit eine Alternative, wenn 
auch keine sehr wirksame, aber doch die zweitbeste 
Lösung nach dem Katalysator wäre. Ich würde es be-
grüßen, wenn auf diesem Gebiet auf mein Land mit 
dem Ziel eingewirkt würde, diesen verantwortlichen 
Schritt nun endlich zu tun. 

Ein zweites Stichwort ist der Lkw-Verkehr, meine ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen, Herr Präsident. Wir 
haben uns für 1992 den Binnenmarkt in Europa vor-
genommen. Zum Binnenmarkt gehört auch das 
schwierige Thema der Liberalisierung des Verkehrs. 
Ich bin nicht sicher, ob wir dieses bis 1992 erreichen 
werden. Ich glaube, daß alle, die sagen, sie wollten es 
versuchen, es ehrlich meinen, aber ein Weg in die fal-
sche Richtung wäre es, wenn man an Stelle der Schaf-
fung der Voraussetzungen dafür, daß wir unsere Gü-
ter und Menschen leichter zueinanderbringen könn-
ten, in einzelnen Ländern durch Gebühren neue Hin-
dernisse aufbaute. Das erschwerte doch die Möglich-
keiten, näher zusammenzukommen und machte da-
mit den Weg nach Europa schwieriger. Wir sollten 
deshalb die Länder, die in jüngster Zeit dadurch her-
vorgetreten sind, daß sie den freien Austausch durch 
Menschen und Waren erschweren, bitten, diese Poli-
tik noch einmal zu überdenken. 

Als drittes möchte ich ein Stichwort anmerken, das 
ganz sicher den EFTA-Ländern gewisse Sorge berei-
tet — es steht im Zusammenhang mit der bis 1992 vor-
gesehenen Liberalisierung — : die Schaffung des Bin-
nenmarktes. Ich meine, je näher die Europäische Ge-
meinschaft der Realisierung des Binnenmarktes rückt, 
um so wichtiger wird es für alle Beteiligten werden, 
die Frage nach den Auswirkungen auch auf die 
EFTA-Länder miteinander zu erörtern. Die Parlamen-
tarische Versammlung des Europarates kann dazu, so 
meine ich, einen nicht zu unterschätzenden vertrau-
ensbildenden Beitrag leisten, auch indem sie, wie das 
heute geschieht, mit Kompetenz und Seriosität Bera-
tungen durchführt; denn es ist klar: Es gilt Grabenbil-
dungen zwischen EG- und EFTA-Staaten zu vermei-
den, die durch die Binnenmarktmaßnahmen der EG 
entstehen könnten. 

Nun fangen wir nicht beim Punkt Null an. Es gab 
schon Initiativen, etwa die Konferenz der EG-Minister 
und der Kommission mit den EFTA-Ministern in Lu-
xemburg am 9. April 1984, die gemeinsame Erklä-
rung, die von der Zusammenarbeit bei wichtigen 
Punkten sprach — ich nenne einige Beispiele — , beim 
Abbau nichttarifärer Handelshemmnisse, um den 
freien Warenverkehr im großen Wirtschaftsraum zu 
verbessern, bei der Abstimmung der Wirtschafts-, So-
zial-, Forschungs-, Umwelt-, Verkehrs- und Agrarpo-
litik, bei der Koordinierung in Fragen der Welthan-
delspolitik und einigen mehr. Es gab Gespräche zwi-
schen der EG-Kommission und den EFTA-Staaten. 
Dies alles war ein guter, auch ein ermutigender An-
fang. Wir haben allerdings festzustellen, daß die bis-
herigen Fortschritte noch nicht ausreichend sind, um 
gleichzeitig — und darauf kommt es an — mit dem 
Binnenmarkt auch den großen europäischen Wi rt

-schaftsraum zu gestalten. 

Ich möchte den Vorschlag machen, etwas aufzugrei-
fen, was derzeit von der Bundesregierung überlegt 
wird und was ich als Oppositionsabgeordneter in mei-
nem Land für durchaus wünschenswert halte, nämlich 
daß bei dem nächsten gemeinsamen Treffen der für 
die Schaffung des Binnenmarktes zuständigen EG

-
Minister und der Kommission mit den EFTA-Mini-
stern  die Gelegenheit wahrgenommen werden sollte, 
über Fortschritte auch auf diesem Gebiet zu reden. Da 
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käme es vor allem auf sachliche Fortschritte an. Vor-
dringlich wären Vereinbarungen z. B. über die Ver-
einheitlichung europäischer Normen, über die Schaf-
fung kompatibler technischer Vorschriften, über die 
gegenseitige Anerkennung technischer Prüfungen 
sowie Prüfstellen, über den freien Zugang zu öffentli-
chen Aufträgen, über die Vereinfachung von Ur-
sprungsregeln und über die gegenseitige Beteiligung 
an Forschungsprogrammen und -projekten. 

Herr Präsident, diese Probleme, die wir heute beraten, 
gehören sicher nicht in den Bereich der großen Visio-
nen für das künftige Europa. Aber wir müssen Lösun-
gen für diese Probleme finden, damit unsere Visionen 
von diesem Europa schneller Wirklichkeit werden. 
Insofern ist der Bericht, der uns heute vorliegt, ein 
verdienstvoller Beitrag. 

Vielen Dank. 

Empfehlung 1064 (1987) 

betr. die Antwort auf den 25. und 26. Tätigkeits

-

bericht (für die Jahre 1985 und 86) 
der Europäischen Freihandelszone (EFTA) 

Die Versammlung 

1. nimmt Bezug auf den 25. und 26. Tätigkeits-
bericht der Europäischen Freihandelszone 
(Dok. 5577 und 5773) sowie den als Antwort dar-
auf erstellten Bericht ihres Ausschusses für Wirt-
schaft und Entwicklung (Dok. 5774); 

2. spricht der EFTA ihre Anerkennung aus zu dem 
erfolgreichen Abschluß ihrer Aktivitäten in einer 
Vielfalt von Bereichen, nicht zuletzt zu der am 
20. Mai 1987 erfolgten Unterzeichnung der bei-
den mit der Europäischen Gemeinschaft abge-
schlossenen Übereinkommen, von denen eines 
den einheitlichen Verwaltungsvordruck (Ein-
heitspapier) bet rifft und das andere ein gemeinsa-
mes Verfahren für Transitgüter; 

3. begrüßt die seit der Gemeinsamen Erklärung von 
Luxemburg aus dem Jahre 1984 erzielten Fort-
schritte bei der Errichtung der größten Freihan-
delszone der industrialisierten Welt und daß es 
der EFTA gelungen ist, mit der Europäischen Ge-
meinschaft Beziehungen auf Arbeitsebene und 
zwischen den Institutionen aufzunehmen im Hin-
blick auf die Schaffung einer einheitlichen euro-
päischen Wirtschaftszone; 

4. vertritt die Ansicht, daß es für die Mitgliedstaaten 
der EFTA, deren Außenhandel mit der Europäi-
schen Gemeinschaft mehr als 50 % beträgt, wich-
tig ist, an dem Prozeß der Schaffung eines einheit-
lichen Binnenmarktes, welcher bis 1992 vollendet 
sein soll, beteiligt zu werden, und daß jede Mög-
lichkeit ergriffen werden muß, um Uneinigkeit in 
Wirtschaftsangelegenheiten zwischen den Län-
dern der Gemeinschaft und den anderen Ländern 
des Europarates, einschließlich der EFTA-Länder, 
zu verhindern ;  

5. stellt fest, daß sich die Zusammenarbeit zwischen 
EFTA und Europäischer Gemeinschaft auch auf 
andere Bereiche als auf Wirtschaft und Handel 
erstreckt; 

6. ist besorgt, daß diese Entwicklung die Gefahr von 
Überschneidungen enthält bei Arbeitsbereichen, 
deren sich der Europarat bereits angenommen 
hat, insbesondere im Bereich der Ausbildung, des 
Umweltschutzes und des Rechts; 

7. vertraut darauf, daß das europäische Aufbauwerk 
so konsequent wie nur möglich fortgesetzt wird, 
gestützt auf eine effektive Zusammenarbeit zwi-
schen dem Europarat, der Europäischen Gemein-
schaft und der EFTA. 

8. stellt in diesem Zusammenhang fest, daß an zahl-
reichen Stellen das Weißbuch der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft über die Vollendung 
des Binnenmarktes, welches derzeit auch von den 
EFTA-Ländern untersucht wird, Fragen aufwirft 
in Verbindung mit Rechtsinstrumenten, die der 
Europarat beschlossen hat; 

9. unterstreicht die Notwendigkeit der beschleunig-
ten Abschaffung noch bestehender Hindernisse 
für den freien Personen-, Güter- und Kapitalver-
kehr zwischen den Ländern des Europarates und 
der EFTA und ersucht die französische Regierung 
dringend, Visavorschriften für Staatsangehörige 
aus diesen Ländern abzuschaffen; 

10. stellt insbesondere fest, daß die weltweite Einfüh-
rung von Wirtschaftszonen während der letzten 
Jahre zwar zu einem verantwortlicheren Umgang 
der Küstenländer mit ihren Fischbeständen ge-
führt hat, daß jedoch mit dieser willkommenen 
Reform kein Abbau der in Europa verbleibenden 
Schranken für den Handel mit Meeresprodukten, 
insbesondere mit verarbeitetem Fisch, einher-
ging; 

11. ist der Auffassung, daß der freie Handel mit  Mee-
resprodukten nicht nur für die Volkswirtschaften 
und für den Verbraucher von Vorteil wäre, son-
dern auch für die große Mehrheit der Fischer, 
auch derjenigen in der Dritten Welt, indem er 
ihnen Zugang zu einem breiteren Markt ge-
währte; 

12. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

A. die Regierungen der Mitgliedstaaten des Eu-
roparates, die ebenfalls Mitglieder der EFTA 
oder der Europäischen Gemeinschaft sind, so-
wie die finnische Regierung zu ersuchen, 

i. ihre Zusammenarbeit aktiv fortzusetzen 
im Hinblick auf 

a) den Abbau nichttarifärer Handels-
hemmnisse, indem sie sich einsetzen 
für 

1. gegenseitige Anerkennung von Prü-
fungen und Befähigungsnachwei-
sen; 
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2. Vereinfachung des Ursprungsnach-
weises; 

3. Transparenz in bezug auf staatliche 
Hilfen; 

4. Liberalisierung der Beschaffungspo-
litik der öffentlichen Hand; 

5. erneute Überprüfung der Vorschrif-
ten in bezug auf den Handel mit 
Agrarerzeugnissen und 

6. Harmonisierung der Normen im Be-
reich der Informationstechnologie 
und Telekommunikation und des 
europäischen Handelsrechts (mit 
besonderer Berücksichtigung der 
Probleme, die durch die Anwen-
dung der Anti-Dumping-Vorschrif-
ten im Welthandel zwischen EFTA 
und Gemeinschaftsländern entste-
hen); 

b) die Intensivierung ihrer Zusammenar-
beit in den Bereichen 
1. Forschung und Entwicklung (auch 
durch Ermutigung ihrer Unterneh-
men, im Rahmen des EUREKA-Pro-
gramms neue Initiativen zu ergrei-
fen, und durch Beteiligung an For-
schungsprogrammen der Gemein-
schaft) ; 

2. Ausbildung (insbesondere im Hin-
blick auf erweiterten Austausch von 
Studenten) und 

3. Umwelt, u. a. durch Berücksichti-
gung des Berichts der Weltkommis-
sion für Umwelt und Entwicklung 
(Brundtland-Bericht); 

c) die Beteiligung der EFTA-Länder an 
dem Prozeß der Errichtung des euro-
päischen Binnenmarkts, der bis 1992 
vollendet sein soll; 

ii. in enger Zusammenarbeit mit dem Euro-
parat die Rolle der EFTA bei ihren Ver-
handlungen mit der Europäischen Ge-
meinschaft über die Verwirklichung der 
Erklärung von Luxemburg zu stärken; 

iii. Anstrengungen zur Koordinierung ihrer 
Wirtschafts- und Währungspolitiken, zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Industrie, zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit, zur Verbesserung 
des sozialen Zusammenhalts in Überein-
klang mit dem Colombo-Bericht und dem 
jüngsten Bericht des Generalsekretärs des 
Europarates über den sozialen Zusam-
menhalt in Europa (Dokument 5710) so-
wie zur Erhöhung der währungspoliti-
schen Stabilität zu verstärken; 

iv. Möglichkeiten für den Abschluß eines Ab-
kommens zwischen der EFTA und der Eu-
ropäischen Gemeinschaft über die Libera-
lisierung des Handels mit landwirtschaftli-
chen Verarbeitungserzeugnissen zu un-
tersuchen; 

v. insbesondere im Rahmen aller existieren-
den Einrichtungen, wie dem GATT, der 
OECD, der Europäischen Gemeinschaft 
und der EFTA, zusammenzuarbeiten, um 
möglichst schnell den freien Handel mit 
Meeresprodukten zu erreichen, damit ins-
besondere Fischprodukte die gleichen 
Handelsvorteile genießen wie Industrie-
produkte; 

vi. den Transport in die Bereiche ihrer Zu-
sammenarbeit aufzunehmen, in Verbin-
dung mit der Europäischen Konferenz der 
Verkehrsminister und in diesem Kontext 
Maßnahmen zu ergreifen in Hinblick auf 
die Durchführung der Entschließung 876 
(1987) der Parlamentarischen Versamm-
lung über ein Europäisches Netz für Hoch-
geschwindigkeitszüge; 

vii. die neue Runde multilateraler Handels-
verhandlungen im GATT  (Uruguay

-

Runde) sowie die europäische Öffentlich-
keitskampagne über die Nord-Süd-Inter-
dependenz und Solidarität, welche im 
Frühjahr 1988 unter der Schirmherrschaft 
des Europarates durchgeführt werden soll 
unter Beteiligung der Europäischen Ge-
meinschaft und der betroffenen Nichtre-
gierungsorganisationen, in konstruktiver 
Weise zu unterstützen; 

B. i. sich mit den zuständigen Organen der Euro-
päischen Gemeinschaft und der EFTA in Ver-
bindung zu setzen, um eine Beteiligung des 
Europarates bei der Verwirklichung der Erklä-
rung von Luxemburg, besonders im Rahmen 
der „High Level Contact Group" (Kontakt-
gruppe auf hoher Ebene) zu gewährleisten; 

ii. zu untersuchen, inwieweit die EFTA einge-
laden werden sollte, als Beobachter an Sitzun

-

gen bestimmter Fachausschüsse des Europa-
rates teilzunehmen, um die Koordinierung der 
Anstrengungen für das europäische Aufbau-
werk zu erleichtern. 

Tagesordnungspunkt: 

Der jüdische Beitrag zur europäischen Kultur 

(Drucksache 5778) 

Berichterstatter: Abg. Martinez (Spanien) 

Schlußwort des Ausschußvorsitzenden 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! Meine 
sehr verehrten Kollegen! Zunächst bin ich sehr dank-
bar dafür, daß wir diese sehr ausführliche Aussprache 
zu dem hervorragenden Bericht des Kollegen Marti-
nez hatten. Ich glaube, diese Debatte war dem Bericht 
angemessen. 

Ich muß sagen, daß ich ein bißchen besorgt darüber 
bin, daß wir in dieser Debatte gezwungen waren 
— ich sage bewußt: gezwungen — , uns zu aktuellen 
antisemitischen Erscheinungen und Äußerungen zu 
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Wort zu melden. Denn das war ja eigentlich nicht der 
Sinn unseres Berichts. Der Sinn unseres Berichtes war, 
objektiv darzustellen, welchen hervorragenden und 
unverzichtbaren Beitrag jüdische Kultur zur Kultur 
Europas geleistet hat. 

Daß jetzt wieder Erscheinungen sichtbar werden 
— nicht nur in Frankreich, sondern auch in vielen 
anderen Ländern Europas — , die einen neuen An ti

-semitismus, die einen neuen Rassismus deutlich wer-
den lassen, ist ein Zeichen dafür, daß es immer noch 
Menschen in Europa gibt, die die Botschaft der ge-
meinsamen europäischen Kultur nicht verstanden ha-
ben, obwohl sie es aus der Geschichte längst hätten 
erkennen müssen. 

Wir sollten uns — ich möchte das ganz deutlich sa-
gen — durch solche Erscheinungen nicht provozieren 
lassen. Wir sollten unsere klare Politik, die wir hier im 
Europarat immer vertreten haben, konsequent fortset-
zen. Wir sollten glauben — wir haben ja soeben die 
Straßburger Konferenz über die Zukunft der Demo-
kratie gehabt — , daß die Demokraten in der Lage 
sind, Rassisten, Faschisten, Antisemiten abzuweh-
ren. 

Ich darf aus eigener, aus deutscher Erfahrung sagen, 
daß wir Ende der 60er Jahre in der Bundesrepublik 
schon einmal ein solches Wiederaufleben von Neona-
zismus und Antisemitismus hatten. Die NPD — so 
nannte sich diese Partei — zog damals fast in alle 
Landtage der Bundesrepublik ein, und bei der Bun-
destagswahl 1969 scheiterte sie nur knapp. Mittler-
weile ist sie aus den Parlamenten verschwunden, sie 
existiert in den Parlamenten nicht mehr, weil die poli-
tische Kraft der Demokratie so stark war, diese Partei 
über die politische Auseinandersetzung wieder aus 
den Parlamenten zu verdrängen. Ich glaube, es ist 
ganz bedeutend, daß vor allem die junge Generation 
bereit ist, diesen positiven Kampf für Demokratie und 
gegen Rassisten zu führen. 

Doch nun zurück zu unserem eigentlichen Thema: Ich 
möchte zunächst der Europäischen Stiftung für Kunst, 
Kultur und Wissenschaft einen Dank aussprechen. Sie 
hat uns bei diesem Symposion in Toledo ganz ent-
scheidend unterstützt. 

Ich möchte ferner unseren israelischen Freunden ei-
nen Dank aussprechen, die an dem Symposion in To-
ledo teilgenommen haben. Ich darf an dieser Stelle 
vielleicht eine grundsätzliche Bemerkung zu unseren 
Freunden aus Israel, zu den Parlamentariern aus Is-
rael, machen: Wenn wir schon davon sprechen, wel-
chen hervorragenden Beitrag die jüdische Kultur zur 
gemeinsamen europäischen Kultur geleistet hat, dann 
müssen wir uns darüber im klaren sein, daß dies vom 
Europarat von Anfang an auch anerkannt worden ist. 
Denn Israel ist Beobachter beim Europarat. Abgeord-
nete aus Israel haben an unseren Arbeiten immer teil-
genommen. Fast jedes Komitee des Europarates hat 
schon einmal in Israel getagt. Auf der Straßburger 
Konferenz über die Zukunft der Demokratie konnten 
wir als Teilnehmer einen alten Freund — ich darf sa-
gen: auch von mir — , den heutigen Knesseth-Präsi-
denten, Herrn Hillel, begrüßen. Er war viele Jahre als 
Observer hier in der Versammlung anwesend. 

Man spricht heute soviel vom „gemeinsamen Haus 
Europa" . Selbst Herr Gorbatschow hat davon gespro-
chen, wie Sie wissen. Und ich glaube, er hat nicht 
ganz unrecht mit dieser Bezeichnung; denn Europa 
umfaßt mehr als nur die EG oder nur den Europarat. Es 
umfaßt eben das, was historisch als europäische Kul-
tur gewachsen ist. 

Den besonderen Beitrag des jüdischen Elements her-
auszustellen, war der Sinn dieses Berichtes, der sich 
etwas spezialisiert — und das war auch Absicht, des-
wegen fand die Veranstaltung auch in Toledo statt — 
auf diese sephardische Kultur konzentriert, weil uns 
diese eine ganz bedeutende Lehre mitgeben kann, 
nämlich die eines harmonischen Zusammenlebens 
und Zusammenwirkens verschiedenster religiöser 
und Kulturströmungen. Es waren nicht nur die christ-
liche und die jüdische Kultur, sondern es war auch die 
islamische Kultur, die zu einer gewissen Zeit in Spa-
nien zusammengewirkt haben. Wir wissen, daß z. B. 
Aristoteles über islamische Übersetzungen, die durch 
jüdische Übersetzer wiederum übersetzt worden sind, 
in das Lateinische, in die aktuelle Diskussion des 
Abendlandes eingebracht worden ist. 

Ich glaube, wir haben einen guten Anfang gemacht. 
Ich darf erwähnen, daß wir bei unserem Symposion in 
Toledo eine Botschaft des Papstes bekommen haben, 
der auch diesen Einfluß und die Bedeutung der jüdi-
schen Kultur würdigte, und daß wir eine Fortsetzung 
haben werden. Der Kollege Martinez hat es schon 
angesprochen: Es wird im Januar in Pa ris ein eintägi-
ges Symposion über den Einfluß der französischen 
jüdischen Elemente auf die französische Kultur statt-
finden. Und wahrscheinlich wird es am 14. und 
15. März in der Bundesrepublik in München, ein Sym-
posion über den Einfluß der jüdischen Kultur im 
deutschsprachigen Raum geben. Gerade in diesem 
Bereich sind ganz hervorragende Leistungen aus der 
Vergangenheit bekannt. Es könnte fast — der Beitrag 
zu Humor wurde schon erwähnt — ein jüdischer Witz 
sein: Es ist wahr, daß aus einem Stadtbezirk in Wien 
mehr Nobelpreisträger gekommen sind als aus manch 
anderem Land in Europa, eben weil sich das aus einer 
bestimmten jüdischen Tradition heraus so entwickelt 
hat. 

Ich hoffe, daß diesen beiden Veranstaltungen, derje-
nigen in Paris und der in München, noch andere fol-
gen werden. Besonders interessant wäre ein solches 
Symposium auch in Nordafrika, in Marokko vielleicht, 
wo es eine bedeutende jüdische Kultur und einen 
bedeutenden jüdischen Einfluß gegeben hat. Beson-
ders wichtig wäre auch — das ist fast eine Überleitung 
zum nächsten Tagesordnungspunkt, der Debatte über 
den KSZE-Prozeß — , ein solches Symposium in einem 
Ostblockland abzuhalten, wo ebenfalls, wie wir wis-
sen, das jüdische Element in der Geschichte und in der 
Kultur eine ganz hervorragende Rolle gespielt hat. Ich 
denke an die Tschechoslowakei, an Polen, an die So-
wjetunion. 

Ich glaube, wir können — das darf ich als letzten Satz 
sagen — unseren Beitrag zur Würdigung des Einflus-
ses der jüdischen Kultur nicht nur dadurch leisten, daß 
wir diese Resolution einstimmig verabschieden, son-
dern indem wir uns bewußt machen, daß das Element 
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der Toleranz im Zusammenwirken der verschieden-
sten Strömungen das ausmacht, was die Demokratie, 
die Freiheit und die Menschenrechte in Europa be-
gründet hat. 

Entschließung 885 (1987) 

betr. den jüdischen Beitrag 
zur europäischen Kultur 

Die Versammlung 

1. erinnert an den satzungsmäßigen Auftrag des Eu-
roparates, die gemeinsamen geistigen und morali-
schen Werte im Erbe der Mitgliedstaaten zu be-
wahren und umzusetzen; 

2. erinnert an das in Artikel 9 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention verankerte Recht auf Ge-
danken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; 

3. vertritt ebenso wie die Europäische Erklärung über 
die kulturellen Zielsetzungen (Berlin 1984) die Auf-
fassung, daß die verschiedenen Kulturen Europas 
stark in einer humanitären- und religiösen Tradition 
verwurzelt sind, aus der ihre Verbundenheit ge-
genüber Freiheit und den Menschenrechten ent-
springt; 

4. erkennt den äußerst bedeutsamen und besonderen 
Beitrag an, den die Juden und das Brauchtum des 
Judaismus zur historischen Entwicklung Europas 
im kulturellen sowie in anderen Bereichen geleistet 
haben; 

5. begrüßt das von ihrem Ausschuß für Kultur und 
Erziehung in Zusammenarbeit mit der Europäi-
schen Stiftung für Wissenschaft, Kunst und Kultur 
am 9. und 10. April 1987 in Toledo abgehaltene 
Symposium über die sephardischen Juden und die 
europäische Kultur; 

6. unterstützt den Beschluß des Generalsekretärs, mit 
dem die ständige Mitwirkung des Europarates bei 
zukünftigen Symposien dieser Art über den jüdi-
schen Einfluß in Mittel- und Osteuropa sowie in 
Nordafrika gewährleistet werden soll; 

7. äußert die Hoffnung, daß diese Reihe von Sympo-
sien eine Grundlage bietet, auf der die Notwendig-
keit weiterer Untersuchungen zu diesem Thema 
und die Art  und Weise erörtert werden können, in 
der diese Symposien am besten durchgeführt wer-
den sollten, z. B. durch Einrichtung eines europäi-
schen Institutes oder Netzes; 

8. fordert den Rat für Kulturelle Zusammenarbeit auf, 
sich an weiteren Überlegungen in bezug auf diese 
Initiative zu beteiligen. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa 

(Drucksache 5779) 

Berichterstatter: Abg. Lied (Norwegen) 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es wäre für mich sehr 
reizvoll, nach dem Bericht des Kollegen Lied in die 
allgemeine Debatte einzusteigen, ähnlich wie es mein 
Vorredner, Herr Kollege Elmquist, getan hat. Denn ich 
persönlich bin in Fragen der Rüstung und der Abrü-
stung sowie in Fragen der Menschenrechte sehr stark 
engagiert. Aber erlauben Sie mir nu r eine Bemer-
kung. 

Es ist zwar ein sehr schönes Symbol, daß Herr 
Sacharow frei ist und in Moskau ist, aber — um Bert 
Brecht zu zitieren — : Die im Schatten sind, die sieht 
man nicht. Es gibt in der Sowjetunion natürlich noch 
viele, die nicht so prominent sind wie Herr Sacharow 
und deswegen auch nicht die internationale Unter-
stützung und Solidarität genießen und nicht zur 
Kenntnis genommen werden. 

Aber wenn man in diesem Hause einer Kommission 
vorsteht, und sich mit ganz bestimmten Problemen 
auseinanderzusetzen hat, dann muß man sich eben 
auf die Probleme der Kommission beschränken. Das 
muß ich nun tun, und ich möchte ein paar Bemerkun-
gen zur Frage der kulturellen Zusammenarbeit ma-
chen. 

Es gab immer ein Mißtrauen zwischen Ost und West. 
Ich möchte sagen, es war auch ein begründetes und 
berechtigtes Mißtrauen. Man konnte demjenigen, der 
auf der anderen Seite des, wie es so schön hieß, Eiser-
nen Vorhangs war, nicht richtig über den Weg 
trauen. 

Nun ist etwas in Bewegung gekommen, was sicher 
auch die kulturelle Dimension erfaßt und wo ich der 
Meinung bin, daß es gerade auf dem kulturellen Sek-
tor doch positive Ansätze einer grenzüberschreiten-
den und auch Ideologiegrenzen überschreitenden Zu-
sammenarbeit geben kann. 

Wir haben selber im Bereich der Kulturkommission 
auf diesem Gebiet Erfahrungen gesammelt. Wir hat-
ten ein Symposium in Kork im Rahmen des Europäi-
schen Jahres der Musik mit Experten aus Jugoslawien 
und Ungarn, die dort  gesprochen haben. Wir haben in 
Vaduz in Liechtenstein ein Symposium über die Frage 
der Lehrerweiterbildung mit einem Experten aus Un-
garn gehabt. Trotz aller ideologischen Unterschiede 
stellte sich heraus, daß es von der Problematik her in 
die Zukunft hinein doch gewisse gemeinsame Fragen 
gibt, auf die vielleicht auch gemeinsame Antworten 
gefunden werden können. 

Der Bereich der Kultur bietet sich in vielen Abschnit-
ten zur Zusammenarbeit an, weil er von Ideologie 
zunächst freigehalten werden kann. Die Frage, wie 
ein altes Schloß zu restaurieren oder alte Bauernhäu-
ser zu erhalten sind, kann zwar, muß aber nicht ideo- 
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logisiert werden. Man kann dies selbstverständlich 
rein fachlich tun. 

Auch auf diesem Gebiet haben wir Beispiele. Wir wer-
den am 23. Oktober die Eröffnung einer Kampagne 
für den großen Pilgerweg, die Europäische Kultur-
straße, in Santiago de Compostela erleben; es wird 
eine Veranstaltung des Europarats sein. Und vor ein 
paar Monaten hat der Europarat ein Seminar in Irsee 
in Bayern veranstaltet, wo zusammen mit Experten 
aus Ungarn und der Tschechoslowakei die Frage der 
Europäischen Barockstraße als eines gemeinsamen 
kulturellen Erbes, als eines gemeinsamen Weges in 
Europa erörtert wurde. 

An diesen Beispielen sehen Sie, daß es Chancen für 
eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit gibt. Wir 
wissen ja, daß der Ministerrat des Europarats hier ent-
sprechende Empfehlungen gegeben hat. 

Ich glaube fast, wir sollten zumindest im Bereich der 
Kulturzusammenarbeit und der Einbindung osteuro-
päischer Länder in Zukunft dies als ein „business as 
usual" , wenn ich es einmal so bezeichnen darf, mit in 
Erwägung ziehen, um es von allen ideologischen Vor-
behalten zu entlasten. 

Wir werden im nächsten Jahr in Orvieto im Rahmen 
des Europäischen Fernseh- und Medienjahres ein 
Symposium haben, in das ebenfalls der Ostblock ein-
bezogen ist. Es gibt auch viele andere Gebiete, auf 
denen die Möglichkeit besteht, gemeinsame Überle-
gungen anzustellen. 

Ein sehr interessanter Vorschlag wurde mir vor weni-
gen Wochen hier im Hause von einer Delegation des 
Weltbundes demokratischer Jugend überbracht. Wie 
Sie wissen, ist das die kommunistische Weltjugendor-
ganisation, die zum erstenmal hier den Europarat 
bzw. das Europäische Jugendwerk besucht hat und 
dann auch ein Gespräch mit Vertretern des Europa-
rats und mit Parlamentariern gesucht hat; das war in 
einer sitzungsfreien Woche , wo ich zufällig anwesend 
war. 

Es wurde vorgeschlagen, im Jahr 1988 doch eine Be-
gegnung von Jugendlichen aus Ost und West, aber 
auch eine Begegnung von Parlamentariern des Euro-
parats mit Jugendlichen aus dem Osten hier in Straß-
burg durchzuführen. 

Ich weiß, eine solche Begegnung wird durchaus mit 
Problemen belastet sein, weil dabei die Frage der Aus-
wahl der Teilnehmer und ähnliche Fragen immer eine 
Rolle spielen. Aber, ich glaube, wir als Europarat soll-
ten den Mut haben, eine solche Diskussion und eine 
solche Begegnung zu wagen. Denn jetzt kommt es 
darauf an, die alten Ziele des Europarats, die immer 
gleichbleiben — nämlich der Kampf für die Men-
schenrechte, die Verwirklichung der Menschen-
rechte — , offensiv zu vertreten und nicht nur als Ant-
wort auf Herausforderungen, sondern als unser eigen-
ständiges Ziel, als unser eigenes Interesse zu erken-
nen. 

Zum Schluß darf ich folgendes erwähnen. Dadurch, 
daß Jugoslawien, das kein Ostblockstaat, aber auch 
kein Mitgliedstaat des Europarats ist — weil das dor-

tige System gar nicht zum Statut des Europarats 
paßt —, jetzt die Europäische Kulturkonvention unter-
schrieben hat und im Rahmen des Rates für kulturelle 
Zusammenarbeit mit unseren 21 Mitgliedstaaten 
— ich nenne hier ausdrücklich Finnland — , die unter-
einander den gleichen Status haben, zusammenarbei-
ten wird, sind Breschen geschlagen und Öffnungen 
vorgenommen worden, die wir im Sinne der gemein-
samen europäischen Tradition und auch der gemein-
samen europäischen kulturellen Identität pflegen soll-
ten. 

Wer immer ein Ostblockland besucht hat, wird wis-
sen, daß die Erinnerung an die gemeinsame europäi-
sche Identität, an die Geschichte seit dem Mittelalter 
bis in die Neuzeit, immer noch wach ist, trotz allen 
ideologischen Überbaus, den es dort gibt. Deswegen 
sollte man die Chance nutzen, in diesem Bereich ak-
tiv, offensiv zu werden, die Diskussion und die Zusam-
menarbeit zu suchen. Ich glaube, das könnte eine 
Chance im gemeinsamen Interesse Europas sein. 

Prof. Dr. Soell (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Kollegen und Kolleginnen! Ich möchte dem 
Berichterstatter für den sehr präzisen und die wichtig-
sten Probleme auch abhandelnden Bericht herzlich 
danken. Vor allen Dingen danke ich für die abwä-
gende Nüchternheit angesichts einer Entwicklung, 
die innerhalb der Sowjetunion, in den osteuropäi-
schen Staaten, aber auch zwischen Ost und West noch 
sehr im Fluß ist. Wir alle wissen, daß die Entwicklung 
in sehr großem Maße davon abhängt, ob es in der 
Sowjetunion gelingt, das jahrhundertelang tief einge-
schliffene, umfassende und institutionalisierte Miß-
trauen nach innen und außen abzubauen, und ob es 
gelingt, tatsächlich auch wirtschaftliche Erfolge zu er-
zielen. Das würde dann Voraussetzungen schaffen, 
die der Ost-West-Kooperation zunutze kämen. Ich 
finde es auch gut, daß der Bericht gleich weit entfernt 
ist von Schwarzmalerei wie von Schönfärberei und 
wirklich sehr nüchtern die Dinge einschätzt. 

Natürlich ist die Rolle des Europarates b ei der kon-
kreten Einflußnahme auf den Gebieten der Sicher-
heits- und Abrüstungspolitik sowie bei konkreten Ab-
rüstungsschritten außerordentlich begrenzt. Seine 
Möglichkeiten auf dem Feld der kulturellen und wis-
senschaftlichen Zusammenarbeit sind sicherlich grö-
ßer und werden wie in den bilateralen Kontakten, die 
im Bericht aufgeführt sind, stark genutzt. Aber auch 
die Tatsache, daß ein Großteil der neutralen und 
nichtgebundenen Staaten Europas, deren Rolle für 
den Fortgang des KSZE-Prozesses gar nicht hoch ge-
nug eingeschätzt werden kann, Mitglied des Europa-
rates ist, gibt uns einen erheblichen Vorteil gegenüber 
anderen westeuropäischen Gemeinschaften insbe-
sondere in der öffentlichen Meinungs- und Willensbil-
dung. 

Der Europarat kann durch Kolloquien und Symposien 
sehr aktiv auf die Notwendigkeit und auch auf den 
Charakter einer zweiten Generation vertrauensbil-
dender Maßnahmen Einfluß nehmen, die z. B. — ich 
erwähne sie nur — folgende Bereiche umfassen könn-
ten: die Errichtung von Pufferzonen beiderseits der 
Demarkationslinie, in denen nur Streitkräfte und Waf-
fensysteme disloziert werden dürfen, die ausschließ- 
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lieh die Fähigkeit zur Verteidigung des eigenen Ter-
ritoriums besitzen ; Vereinbarungen über militärische 
Strukturen, Doktrinen, die Überrraschungsangriffe 
und die Fähigkeit zu raumgreifender Offensive aus-
schließen, über die Errichtung eines multilateralen 
Krisenkontrollzentrums, über die gemeinsame Schu-
lung von politischen und militärischem Führungsper-
sonal aus Ost und West zur systematischen Einübung 
von Schritten zur Deeskalation in einer K rise, die die 
europäische Sicherheit bedroht. Die Diskussion sol-
cher Vorschläge dient zunächst den Interessen a ller, 
auch den Interessen der neutralen und nicht gebun-
denen Länder, deren Erfahrungen dem öffentlichen 
Diskussionsprozeß sehr behilflich sein können. Wir 
wissen, daß natürlich auf beiden Seiten Glasnost not-
wendig ist und Glasnost den Bereich der Sicherheit 
und Verteidigung nicht aussparen darf. 

Wir sollten auch unsere Ansprüche an die Sowjet-
union sehr präzise formulieren. Dies hilft insbeson-
dere den anderen osteuropäischen Ländern, deren in-
nere Entwicklung vorn KSZE-Prozeß vorrangig profi-
tiert hat. 

Die in Punkt 14 der Empfehlung erwähnte Europäi-
sche Stiftung für osteuropäische Studien sollte des-
halb mit den Forschungsinstituten auch osteuropäi-
scher Länder, die sich mit der Westeuropaforschung 
beschäftigen, sowie mit ideologisch nicht gebunde-
nen Wissenschaftlern, die den oppositionellen Re-
formbewegungen in Osteuropa nahestehen, einen 
fruchtbaren Meinungsaustausch über diese und an-
dere Fragen führen können und auch dementspre-
chend organisiert sein. 

Schließlich sollte bei unseren künftigen Beratungen, 
auch im Politischen Ausschuß, der Gedanke erörtert 
werden, ob der Europarat nicht zumindest ein infor-
melles Dach für eine ständige gesamteuropäische Par-
lamentarierkonferenz für vertrauens- und sicherheits-
bildende Maßnahmen bieten sollte. Der Kollege Hass-
ler hat gerade darauf hingewiesen, daß der Beitritt 
osteuropäischer Staaten zum Europarat in absehbarer 
Zeit nicht möglich sein wird; zu sehr trennen uns un-
sere Vorstellungen in Sachen Menschenrechte, in Sa-
chen Demokratie, in Sachen politischer Pluralismus 
von denen der Systeme in Osteuropa. 

Aber ich möchte darauf hinweisen, daß wir im Rah-
men der Interparlamentarischen Union seit Helsinki, 
seit Mitte der 70er Jahre, alle drei Jahre eine Konfe-
renz der Parlamentarier aus allen 35 Mitgliedsländern 
des KSZE-Prozesses haben und daß diese Konferenz 
in der Diskussion und im Vorwärtstreiben der Maß-
nahmen der drei Körbe doch erhebliche Erfolge ver-
zeichnen konnte. Ich erwähne etwa den Einfluß, den 
sie 1983 auf den Erfolg der Folgekonferenz in Madrid 
hatte. Ähnliches gilt wohl auch für die Konferenz, die 
vor einem Jahr in Bonn war. 

Nun aber, angesichts eines Prozesses, der sehr viel 
mehr Gebiete der Ost-West-Auseinandersetzung um-
faßt und der auch, in Teilen jedenfalls, eine neue Dy-
namik bekommen hat, scheint es mir wichtig zu sein, 
daß wir diese Drei-Jahres-Frist abkürzen und daß wir 
erörtern, wie sich der Europarat möglicherweise an 
der Organisation solcher Konferenzen, die dann häu

-

figer tagen sollten, beteiligen könnte, damit wir nicht 
den Regierungen in der Meinungs- und Willensbil-
dung praktisch dauernd hinterherhinken. Dies sehe 
ich als Gefahr an, wenn wir bei diesem Drei-Jahres-
Rhythmus bleiben. Ich sehe auch, daß die Interparla-
mentarische Union in ihren Organisationsmöglichkei-
ten, da sie weltweit orientiert ist, sehr beschränkt ist. 
Vielleicht sollte man wirklich diskutieren, ob der Eu-
roparat nicht ein solches informelles Dach bieten 
könnte. Ich bedanke mich sehr für Ihre Aufmerksam-
keit und Ihre Geduld. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident! Dem 
hohen Lob und dem Dank für die Berichte, die wir 
gehört haben und die wir sorgfältig gelesen haben, 
schließe ich mich gerne an. Besonders danke ich aber 
für die deutliche Ansprache der sicherheitspoliti-
schen Lage im Zusammenhang mit der angestrebten 
und hoffentlich erreichbaren weltweiten Abschaffung 
der nuklearen Mittelstreckenwaff en.  

Die Tatsache, daß wir uns hier in dieser Parlamenta-
rischen Versammlung in letzter Zeit mehr und mehr 
über sicherheitspolitische Fragen unterhalten, zeigt, 
daß sich dieses Europa nicht mehr länger hinter einem 
Schild der atomaren Bewaffnung der Weltmächte ver-
stecken kann, sondern, wie es der Kollege Caro eben 
gesagt hat — und diese Worte nehme ich auf — , sich 
um seine eigene Sicherheit mehr als bisher kümmern 
und sich darüber Gedanken machen muß. Der Bericht 
des Kollegen Lied ist ein Beweis dafür, daß dies so 
ist. 

Meine Damen und Herren, je mehr Atomwaffen abge-
rüstet werden, um so bedeutsamer wird das Kräfte-
verhältnis im konventionellen Bereich. Der Bericht 
weist, wie gesagt, darauf hin. War doch das sowjeti-
sche Übergewicht bei den konventionellen Waffen 
einst die Ursache dafür gewesen, unsere europäische 
Verteidigung auf atomare Sprengköpfe zu stützen, bei 
deren Beseitigung nunmehr das immer noch vorhan-
dene Ungleichgewicht bei den konventionellen Waf-
fen vom Atlantik bis zum Ural zuungunsten des We-
stens wieder voll zum Tragen kommen würde, wenn 
nicht eine systematische Abrüstung auch im konven-
tionellen Bereich und im Bereich der chemischen Waf-
fen sich Schritt für Schritt mit der angestrebten atoma-
ren Abrüstung verbinden würde. 

Gestatten Sie mir eine Zwischenbemerkung. Zu Recht 
weist der Bericht auch auf das Schlußkommunique 
des Ministerrats unseres Europarats vom 7. Mai 1987 
hin, in dem mit Blick auf die sogenannte doppelte 
Null-Lösung gesagt wird, daß im Zuge der Abrüstung 
für alle Staaten in Europa gleiche Sicherheit gewähr-
leistet werden muß. 

Mit diesem Hinweis, meine Damen und Herren, ist 
Deutschland gemeint, und zwar beide Staaten in 
Deutschland, sowohl die Bundesrepublik Deutsch-
land als auch die DDR. Denn dieses Deutschland 
würde in Zukunft das zweifelhafte Privileg genießen, 
das einzige Ziel- und Stationierungsgebiet für tau-
sende nuklearer Kurzstrecken- und Gefechtsfeldwaf-
fen zu sein, deren Rückzug noch nicht vorgeschlagen 
worden ist. 
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Die Berichte und die heutige Diskussion haben zum 
Ausdruck gebracht, daß Hoffnung und gesunde Skep-
sis gleichermaßen angebracht sind. Die Gewährung 
der Menschenrechte in ganz Europa und ausgewo-
gene Abrüstung ohne Illusionen sind unsere gemein-
samen Ziele. 

Angesichts der erwähnten Notwendigkeit, auch im 
Bereich der konventionellen Waffen das Gleichge-
wicht herbeizuführen, ist es auch in einer Organisa-
tion wie der unsrigen erforderlich, sich die gegenwär-
tige Sicherheitslage und das einmal vor Augen zu füh-
ren, was von unserer Seite als Forderung an die So-
wjetunion und den Warschauer Pakt gerichtet werden 
muß. 

Das Kräfteverhältnis, meine Damen und Herren, der 
Land- und Luftstreitkräfte in ganz Europa vom Atlan-
tik zum Ural einschließlich französischer, spanischer 
und türkischer Truppen, jedoch ohne Material in den 
Depots, stellt sich zur Zeit wie folgt dar: bei den 
Kampfpanzern ein Verhältnis von Warschauer Pakt zu 
NATO wie 3 : 1, bei anderen gepanzerten Fahrzeu-
gen ebenso 3 : 1, Artilleriegeschütze 3 : 1, Kampfhub-
schrauber 3 : 1, Kampfflugzeuge 2 : 1, Personal 
1,4 : 1. 

Dabei enthalten diese Zahlen nicht sowje tische Kräfte 
ostwärts des Urals, aber auch keine amerikanischen 
Kräfte außerhalb Europas. 

Meine Damen und Herren, Gorbatschow selbst be-
streitet dieses Ungleichgewicht im konventionellen 
Bereich nicht. Er erklärte am 10. April 1987 in Prag 
— ich zitiere ihn — : Natürlich gibt es bei den Streit-
kräften beider Seiten in Europa eine durch histori-
sche, geographische und andere Faktoren bedingte 
Asymmetrie. 

Die konsequente Schlußfolgerung, meine Damen und 
Herren, aus dem bisher Gesagten ist, daß die Abrü-
stung des Warschauer-Pakt-Potentials auf den Stand 
der NATO zunächst einmal herbeigeführt werden 
muß. Konventionelle Stabilität in Europa erfordert, 
daß der Warschauer Pakt, insbesondere die Sowjet-
union, die eigene materielle Überlegenheit zunächst 
einseitig abrüsten. Erst dann können zweiseitige 
Schritte erfolgen, die die gleiche Stabilität auf einem 
niedrigeren Niveau der konventionellen Rüstung si-
chern könnten — mit dem Ziel, die wechselseitige 
Nichtangriffsfähigkeit herbeizuführen. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen, meine Damen und 
Herren: Zur Herstellung dieses konventionellen 
Kräftegleichgewichts müßte die einseitige Verschrot-
tung im Ostblock erfolgen von 26 000 Kampfpanzern, 
45 000 anderen gepanzerten Fahrzeugen, 22 000 Ar-
tilleriegeschützen, 1 500 Kampf- bzw. Panzerabwehr-
hubschraubern und ca. 2 300 Kampf-, Jagd- und Auf-
klärungsflugzeugen. Das militärische Gleichgewicht 
ist erst dann erreicht, wenn diese tatsächliche Abrü-
stung erfolgt ist. 

Meine Damen und Herren, ich meine, dies soll uns 
einmal vor Augen führen, wie weit wir tatsächlich von 
einem wirklichen konventionellen Gleichgewicht in 
Europa entfernt sind. 

Ich glaube, das ist eine Aufforderung, mit äußerster 
Vorsicht in die Verhandlungen zu gehen. 

Ich bedanke mich dafür, daß in diesem Bericht die 
Möglichkeit gegeben wurde, auch diese sicherheits-
politischen Fragen hier in diesem Kreis einmal zu er-
örtern. 

Vielen Dank, Herr Präsident. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Wir diskutieren heute den 
Bericht unseres Kollegen Lied über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa. Nicht notwendiger-
weise, aber augenscheinlich gilt unsere Aufmerksam-
keit vornehmlich der Sicherheitsdimension, den Si-
cherheitsinteressen und der Verwirklichung der Men-
schenrechte. 

Ich bin zwar der Auffassung, daß ich zu diesen beiden 
Punkten durchaus auch etwas beitragen könnte. Aber 
viele Kollegen vor mir haben sich sehr qualifiziert 
dazu geäußert, und wahrscheinlich werden das auch 
die Redner nach mir tun. Daher möchte ich mich auf 
einen wichtigen Punkt beschränken, nämlich auf die 
wissenschaftliche und technologische Zusammenar-
beit in Europa. Dies möchte ich tun, weil mich mein 
Ausschuß dazu beauftragt hat. Herr Lied hat in seinem 
Bericht völlig zu Recht darauf hingewiesen, daß sich 
die einzelnen Ausschüsse zu diesem Thema äußern 
werden. Ich bin zwar gegenwärtig als Debattenredner 
eingeteilt, aber ich will meine Ausführungen im Auf-
trage meines Ausschusses machen. 

Ich teile die Auffassung vieler, daß die Art, wie die 
entsprechenden Kapitel der Schlußakte von Helsinki 
und des Madrider Schlußdokuments, bezogen auf 
wissenschaftliche und technologische Zusammenar-
beit, in die Praxis umgesetzt werden, zweifellos man-
gelhaft ist. Noch immer muß festgestellt werden, daß 
der wissenschaftliche und technologische Austausch 
zwischen den KSZE-Teilnehmerstaaten zwangsläufig 
beeinträchtigt wird, obwohl der interna tionale Tech-
nologietransfer zwischen Unternehmen und For-
schungseinrichtungen außerhalb des östlichen 
Macht- und Einflußbereichs fast zu einer Selbstver-
ständlichkeit geworden ist. 

Das ist wichtig und ich finde, das ist gut so. 

Mittlerweile ist unbest ritten, daß internationaler 
Technologietransfer zum optimalen Ressourcenein-
satz beitragen kann, insbesondere auf den Gebieten, 
die technologisch anspruchsvoll sind. Es ist letztlich 
beklagenswert, immer wieder feststellen zu müssen, 
daß in vielen, ganz bestimmten Bereichen Doppel-
investitionen stattfinden. Dies möchte ich belegen, 
indem ich beispielsweise darauf hinweise, daß bei 
Eureka sowohl Ungarn als auch Bulgarien, als auch 
die DDR Interesse bekundet haben, sich daran zu be-
teiligen. Ich wi ll  es einmal so ausdrücken: Die westli-
chen Industrienationen haben dieses Ansinnen bisher 
sehr unterkühlt behandelt. 

Doch wissen wir auch — ich glaube, ich brauche nie-
manden davon zu überzeugen — , daß beiderseits des 
Eisernen Vorhangs Wissenschaft bet rieben wird, wis-
senschaftliche Forschung stattfindet und daß do rt  wie 
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hier ganz bestimmte Bereiche erforscht werden. Nur 
werden die Forschungsergebnisse nicht ausge-
tauscht. 

Im Ausschuß besteht Übereinkunft darüber, daß die 
politischen Maßnahmen in bezug auf den wissen-
schaftlichen und den akademischen Austausch zwi-
schen Ost und West und die politischen Maßnahmen 
in bezug auf den Technologietransfer klar und deut-
lich getrennt werden müssen. 

Sehr schwierig ist natürlich die Entscheidung, wo der 
freie Informations- und Warenaustausch seine Gren-
zen finden muß. Besteht doch innerhalb der westli-
chen Allianz — dies möchte ich wiederum als Ge-
meinsamkeit betonen — Einvernehmen darüber, den 
Abfluß von Gütern und Technologien in die Staaten 
des Warschauer Pakts zu verhindern, die einen be-
deutsamen Beitrag zum militärischen Potential dieser 
Länder leisten würden. 

Leider muß festgestellt werden, daß auch innerhalb 
des westlichen Bündnisses eine Reihe von Friktionen 
zu beobachten sind. Ich persönlich betrachte — abge-
sehen von den bereits genannten Sicherheitsinteres-
sen — mit Sorge Versuche aus den USA auch westli-
che Verbündete daran zu hindern, wi rtschaftliche 
Vorteile im Konkurrenzkampf mit US-Unternehmen 
zu gewinnen, indem man die Teilnahme an wissen-
schaftlichen Kongressen und Tagungen in den USA 
für Staatsangehörige anderer Länder, insbesondere 
europäischer Länder, einschränkt. 

Einer Antwort der Bundesregierung meines Landes ist 
zu entnehmen, daß in den letzten drei Jahren zehn 
Fälle bekanntgeworden sind, in denen so verfahren 
wurde. Es handelte sich dabei — auch das wi ll  ich 
anmerken - vornehmlich um Veranstaltungen zu 
Themen der Hochtechnologie; wir bezeichnen das als 
High Tech. Das sind die mir bekanntgewordenen 
Fälle. 

In einer Studie für die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft hat die Unternehmensberatungsfirma 
Scientific Consulting, Köln, das umfassende Instru-
mentarium der USA zur Verhinderung des Expo rts 
von Informationen aller Art  dargestellt und viele Ein-
zelfälle dokumentiert. Diese Informationsbeschrän-
kung gilt nicht nur für COCOM-Länder oder für Staa-
ten des östlichen Machtbereichs, sondern auch für 
westliche Bündnispartner der USA. Ich muß sagen, ich 
bin darüber sehr traurig, daß das so ist. Aber ich 
meine, es ist notwendig, das hier zu vermerken. 

Neben den befreundeten westlichen Nationen arbei-
tet mein Land seit 1950 im Koordinierungsausschuß 
für die Ost-West-Handelspolitik — COCOM — mit. 
Die COCOM-Liste wird in der Regel in einem Vierjah-
resrhythmus überarbeitet und wird dann veröffent-
licht. 

Im Gegensatz zu der COCOM-Kontrolliste wird die 
nach den Bestimmungen des amerikanischen Export 
Administration Act aufgestellte ,,military technologies 
list" , eine Liste, die sicherheitsrelevante Technologien 
aus amerikanischer Sicht enthält, zwar jeweils in die 
Diskussion eingebracht, aber sie wird nicht veröffent-
licht, so daß wir nicht im einzelnen wissen, was in 

dieser Liste steht. Aber die Amerikaner verfahren da-
nach. 

Insofern ist aus unserer Sicht nicht nachprüfbar, ob 
a) aus sicherheitspolitischen oder b) aus möglichen 
wirtschaftlichen Gründen eine Genehmigung nicht 
erteilt wurde bzw. der Informationsaustausch behin-
dert wurde. 

Wenn ich das an dieser Stelle anmerke, dann meine 
ich, das als Vertreter einer Demokratie sagen zu dür-
fen. Es reicht nicht, auf der einen Seite darauf zu ver-
weisen, daß drüben dieses oder jenes nicht in Ord-
nung ist, sondern es muß auch durchaus möglich sein, 
innerhalb unseres westlichen Bündnisses auf eine Be-
hinderung des Technologietransfers im einzelnen zu 
verweisen. 

Mein Ausschuß vertritt deshalb die Ansicht: Es ist das 
Prinzip der Demokratie, die Unabhängigkeit akade-
mischer Einrichtungen und den offenen Charakter 
der Grundlagenforschung als Grundwerte einzustu-
fen. Politiken, die diesen Austausch beschränken, 
sind diesen Werten abträglich. Weil der Ausschuß von 
dem eigentlichen politischen, kulturellen und wissen-
schaftlichen Wert grundsätzlich überzeugt ist, sind 
wir für Öffnung. Wir sind für die Erhaltung offener 
Kommunikationszonen und -wege auch zwischen den 
wissenschaftlichen Gremien aller KSZE-Staaten. 
Denn wir sind davon überzeugt, daß wir alles tun müs-
sen, um eine wirkungsvolle wissenschaftliche Zusam-
menarbeit zwischen Ost und West sowohl auf bilate-
raler als auch auf multilateraler Ebene zu ermögli-
chen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich mich unterstüt-
zend auf den Bericht meines sehr geschätzten Kolle-
gen Bassinet beziehen, der sich gestern zu diesem 
Punkt geäußert hat. 

Die von Generalsekretär Michail Gorbatschow geäu-
ßerte Öffnung vermittelt nach meiner Einschätzung 
den Eindruck, die Hemmnisse, die teilweise durch 
bürokratische Vorgaben gegeben sind, könnten bei 
gutem Willen beseitigt werden, wodurch es Wissen-
schaftlern erleichtert würde, Arbeitsergebnisse zu dis-
kutieren und auszutauschen. 

Um jetzt unsere Meinung als Ausschuß zu dokumen-
tieren, beantrage ich im Dokument 5779, geändert am 
22. September 1987, Ziffer 1 der Entschließung durch 
die Resolution 827 (1984) „on East-West scientific and 
technological relations" des Europarats zu ergänzen, 
weil das, was dort niedergelegt ist, in den wesentli-
chen Grundzügen auch heute noch zutrifft. 

Herzlichen Dank fürs Zuhören. 

Entschließung 886 (1987) 

betr. die Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa 

Die Versammlung 

1. verweist auf ihre bereits erfolgte Arbeit in bezug 
auf das Ost-West-Verhältnis und die KSZE, insbe- 
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sondere ihre Entschließungen 826 (1984), 827 
(1984) und 866 (1986); 

2. stellt gewisse Anzeichen dafür fest, daß der Euro-
parat erstmals von allen Teilnehmern am KSZE

-

Prozeß als Gesprächspartner akzeptiert wird. Dies 
äußerte sich vor allem durch das Wiener Treffen 
der Unterausschüsse der Versammlung mit den 
Delegationsleitern der Nichtmitgliedstaaten des 
KSZE-Folgetreffens (März), sowie die Einladung 
einer Delegation der Versammlung zu einem Ru-
mänienbesuch (April) und des Generalsekretärs 
zu einem Ungarn-Besuch (Juni); 

3. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, daß die von 
Generalsekretär Gorbatschow in Moskau initi-
ierte Reformbewegung und die grundsätzliche Ei-
nigung der Vereinigten Staaten und der Sowjet-
union über den baldigen Abschluß eines Vertrags 
zur Beseitigung aller landgestützten nuklearen 
Mittelstreckenwaffen Perspektiven für einen ech-
ten Fortschritt eröffnen, wenn das Wiener Folge-
treffen im September seine Arbeit wieder auf-
nimmt; 

4. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, daß es im 
Bereich der konventionellen Waffen so bald wie 
möglich zur Wiederherstellung eines Gleichge-
wichts kommt, das die Sicherheit Europas ge-
währleistet, und hofft ebenfalls auf die Beseiti-
gung aller chemischen Waffen; 

5. betont die Notwendigkeit, den im Bereich der 
Menschenrechte eingegangenen Verpflichtun-
gen wirksamer nachzukommen, z. B. in bezug auf 
die Religionsfreiheit, das Recht, sein Land zu ver-
lassen, die Rechte der nationalen Minderheiten 
sowie die Versammlungs-, Rede-, Meinungs- und 
Gewissensfreiheit, die Freizügigkeit und das 
Recht auf Familienzusammenführung ;  

6. ist der Ansicht, daß das Schlußdokument des Wie-
ner Treffens folgende Punkte enthalten sollte: 

— Mandat für die Fortsetzung der Stockholmer 
Konferenz über die CSBM (vertrauens- und 
sicherheitsbildende Maßnahmen), 

— Konferenz über die menschliche Dimension im 
Sinne der von den westlichen Ländern unter-
breiteten Vorschläge, 

— Konferenz über wirtschaftliche Zusammenar

-

beit, 

— Expertentreffen über Umweltfragen, 

— Informationsforum, 

— wissenschaftliches Forum, an dem sich aner-
kannte Wissenschaftler beteiligen, 

— Appell an die NATO und den Warschauer 
Pakt, zu einer Einigung zu kommen hinsicht-
lich eines Mandats für Verhandlungen über 
das Gleichgewicht konventioneller Waffen in 
Europa auf einem möglichst niedrigen Ni-
veau. 

7. bekräftigt die Notwendigkeit, im KSZE-Prozeß 
ganz allgemein, sowie insbesondere im künftigen 
Schlußdokument des Wiener Treffens, das 
Gleichgewicht zwischen Problemen aus den Be-
reichen der Sicherheit, Wirtschaft, Wissenschaft 
und Umwelt und der menschlichen Dimension 
aufrechtzuerhalten; 

A. in bezug auf die Sicherheit 

8. begrüßt vor allem die von den 35 erzielten Fort-
schritte hinsichtlich einer Einigung über ein Man-
dat, das unter Berücksichtigung der bereits erziel-
ten Ergebnisse (auf der Stockholmer KVAE-Kon-
ferenz) den Weg bereiten soll für neue vertrauens- 
und sicherheitsbildende Maßnahmen und eine 
ausgehandelte Reduzierung der vom Atlantik bis 
zum Ural bestehenden Ungleichgewichte im Be-
reich der konventionellen Waffen; 

9. vertraut darauf, daß die in Absatz 25 der Schluß-
akte von Stockholm enthaltene Erklärung über 
die Notwendigkeit, energische Maßnahmen zur 
Vorbeugung und Bekämpfung des Terrorismus zu 
ergreifen, und über die Entschlossenheit der Un-
terzeichnerstaaten, wirksame Maßnahmen zur 
Vorbeugung und Unterdrückung von Terrorakten 
zu ergreifen, in Wien wiederaufgenommen wird 
und zu konkreten Maßnahmen führt; 

B. in bezug auf die Wi rtschaft (unter Einbezie

-

hung von Wissenschaft und Umwelt) 

10. begrüßt angesichts des bevorstehenden Beginns 
der europäischen öffentlichen Kampagne über 
Nord-Süd-Interdependenz und Solidarität im Fe-
bruar 1988, daß es dem Europäischen Parlament 
in seiner am 17. Juni 1986 angenommenen Ent-
schließung (betr. die Anwendung des Überein-
kommens von Helsinki und die Rolle des Europa-
rates im KSZE-Prozeß) im Rahmen des Prinzips IX 
des Übereinkommens von Helsinki wünschens-
wert erschien, daß „die Unterzeichnerstaaten die 
Grundlagen für eine Zusammenarbeit mit den 
Ländern der Dritten Welt schaffen könnten, um 
deren Entwicklung zu fördern" ; 

11. verweist darauf, daß sie in ihrer Entschlie-
ßung 866 (1986) betont hat, daß das Wiener Tref-
fen ein geeignetes Forum sei, um neue Prinzipien 
in bezug auf die grenzüberschreitenden Risiken 
in Verbindung mit Atomkraftwerken, saurem Re-
gen und allen übrigen Umweltproblemen zu for-
mulieren; 

12. lenkt die Aufmerksamkeit auf die Erfahrung des 
Europarates in diesem Bereich (sowie auf die un-
ter seiner Schirmherrschaft entstandenen Euro-
päischen Übereinkommen), die allen KSZE-Teil-
nehmerstaaten zur Verfügung stehen; 

C. in bezug auf die menschliche Dimension 

13. begrüßt, daß der Generalsekretär in Budapest 
überzeugend die Aufgabe des Europarates her-
ausgestellt hat, die kulturelle Identität in Europa 
auf dem gesamten Kontinent zu fördern, was z. B. 
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durch seine Tätigkeit zum Schutz des architekto-
nischen Erbes, der Sprache, der Kunstausstellun-
gen, der Forschung im Bereich von Kultur und 
Erziehung und des Jugendaustauschs geschieht; 

14. stimmt mit dem Ministerkomitee überein, das 
in dem nach seiner 80. Sitzung (Straßburg, 
6./7. Mai) veröffentlichten Kommunique erklärt 
hat, daß eine strengere Einhaltung bereits einge-
gangener Verpflichtungen wichtiger sei als der 
Versuch, neue Verpflichtungen zu formulieren; 

15. ist der Ansicht, daß der von der sowjetischen Füh-
rung eingeschlagene Trend einer größeren Trans-
parenz (Glasnost) — sofern er anhält — nicht nur 
erheblich zur Förderung des von der Schlußakte 
geforderten freien Informationsflusses beitragen 
wird, sondern auch die Planung einer Moskauer 
Konferenz über die menschliche Dimension der 
KSZE erleichtern wird, und zwar zu den Bedin-
gungen, die von den zwölf Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft sowie von Island, 
Norwegen, der Türkei, Kanada und den Vereinig-
ten Staaten vorgeschlagen wurden; 

16. begrüßt die gegenwärtigen Bemühungen um eine 
Harmonisierung der von der Parlamentarischen 
Versammlung und dem Europäischen Parlament 
vertretenen Positionen im Bereich der Ost-West-
Beziehungen, und insbesondere die laufenden 
Arbeiten der gemeinsamen Arbeitsgruppe, die 
die Möglichkeiten für die Einrichtung einer euro-
päischen Stiftung für osteuropäische Studien un-
tersuchen soll; 

17. beschließt, sich weiterhin mit der Realisierung ih-
rer 1984 getroffenen Entscheidung (Entschlie-
ßung 826) über die Intensivierung parlamentari-
scher Kontakte zu den europäischen Nichtmit-
gliedsländern zu befassen; 

18. verweist auf die Absätze 11, 13, 23, 27, 28, 29, 30 
und 37 der Entschließung 866 und fordert die Mit-
gliedstaaten des Europarats auf, in Wien vorzu-
schlagen, daß man im Rahmen der KSZE verein-
bart, den Europarat als Beobachter an der zukünf-
tigen Konferenz über die Probleme der Zusam-
menarbeit im humanitären Bereich zu beteiligen, 
die unter der Schirmherrschaft der KSZE stattfin-
den wird; 

Dienstag, 6. Oktober 1987 

Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees 

(Drucksache 5775) 

Berichterstatter: Hans Brunhart, amtierender Vorsit

-

zender des Ministerkomitees und Regierungschef von 
Liechtenstein 

Tagesordnungspunkt: 

Der Kinderhandel und andere Formen 
der Ausbeutung von Kindern 

(Drucksache 5777) 

Berichterstatter: Abg. Stoffelen (Niederlande) 

Empfehlung 1065 (1987) 

betr. den Kinderhandel und andere Formen 
der Ausbeutung von Kindern 

Die Versammlung 

1. vertritt die Ansicht, daß Kinder ein Recht darauf 
haben, behütet und unter humanen Verhältnissen 
aufzuwachsen, und daß die Gesellschaft die Ver-
pflichtung hat, sie zu beschützen und ihre Interes-
sen wahrzunehmen; 

2. ist entsetzt über den internationalen Kinderhandel 
zum Zweck der Prostitution, Pornographie, Sklave-
rei, illegalen Adoption, usw.; 

3. nimmt Bezug auf ihre Empfehlung 1044 (1986) 
über internationale Straftaten, in welcher sie dem 
Ministerkomitee empfiehlt, die Regierungen der 
Mitgliedstaaten aufzufordern, an einer Studie über 
Kinderhandel und Gegenmaßnahmen mitzuarbei-
ten; 

4. ist der Auffassung, daß Kinder wie alle Menschen 
dasselbe Recht haben, in einer Umwelt aufzuwach-
sen, die ihnen Sicherheit, Gesundheit und körper-
liche Unversehrtheit garantiert, daß ihnen eine 
menschenwürdige Behandlung zuteil werden muß, 
daß die Gesellschaft ihren Schutz gewährleisten, 
die Wahrung ihrer Rechte überwachen und ihnen 
Chancengleichheit verschaffen muß; 

5. nimmt Bezug auf ihre Empfehlung 874 (1979) über 
eine Europäische Charta für die Rechte des Kindes, 
die mehrere Aspekte — angefangen von der 
Rechtslage des Kindes bis hin zu seiner medizini-
schen und sozialen Fürsorge — abdeckt; 

6. ist der Ansicht, daß es äußerst wichtig ist, daß die 
Mitgliedstaaten unverzüglich folgende Maßnah-
men ergreifen: 
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a) folgende Übereinkommen zu unterzeichnen 
und zu ratifizieren, soweit sie dies noch nicht 
getan haben: 

i) die Konvention zur Unterdrückung des 
Menschenhandels und der Ausbeutung der 
Prostitution (Vertragssammlung der Verein-
ten Nationen Nr. 1342, zur Unterzeichnung 
vorgelegt am 21. März 1950 in Lake Success, 
New York); 

ii) das Europäische Übereinkommen über die 
Adoption von Kindern (1967); 

iii) das Haager Übereinkommen über die Zu-
ständigkeit der Behörden, das anzuwen-
dende Recht sowie die Anerkennung von 
Verordnungen auf dem Gebiet der Adop-
tion; 

iv) die Konvention Nr. 138 der ILO (Internatio-
nal Labour Organisa tion) über das Mindest

-

beschäftigungsalter; 

v) die Europäische Sozialcharta unter besonde-
rer Berücksichtigung des Artikels 7 über 
Kinder- und Jugendschutzrechte; 

b) den Entwurf einer Erklärung der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen über soziale 
und rechtliche Grundsätze in bezug auf den 
Schutz und das Wohlergehen von Kindern zu 
unterstützen mit besonderem Hinblick darauf, 
ihre Unterbringung bei Pflegeeltern und Adop-
tion, sowohl na tional als auch interna tional, zu 
fördern; 

c) bei der Adoption ausländischer Kinder Schutz-
maßnahmen vorzusehen und alle Verfahren zu 
verbessern, u. a. 

i) durch Ausarbeitung eines Verhaltenskodex 
und Richtlinien für Einzelpersonen und Be-
hörden, die anbieten, den Transport von un-
begleiteten Minderjährigen von einem Land 
ins andere durchzuführen; 

ii) durch Vorschrift, daß bei Auslandsadoption, 
die Vermittlung durch die zuständigen Be-
hörden oder Organisationen erfolgen soll, 
wobei Schutzbestimmungen und Richtlinien 
anzuwenden sind, die denjenigen entspre-
chen, die für die Inlandsadoption gelten; 

iii) durch Vorschrift, daß sich für die an der Ver-
mittlung Beteiligten keinesfalls finanzielle 
Profite ergeben dürfen; 

d) eine breit angelegte Öffentlichkeitskampagne 
über den Verkauf von Kindern und den Kinder-
handel sowie die Ausbeutung von Kinderarbeit 
in Gang zu setzen und zu unterstützen; 

e) Erzieher und Jugendliche über die Rechte des 
Kindes und des Jugendlichen zu informieren 
und die Menschenrechte als Schulfach in den 
Lehrplan für alle Altersgruppen aufzunehmen; 

f) die Einrichtung sinnvoller Forschungspro-
gramme auf nationaler und internationaler 
Ebene zu fördern, um zu untersuchen, in wel-
cher Form, unter welchen Bedingungen und 

über welche Organisationsformen der Verkauf 
von Kindern und der Handel mit Kindern statt-
findet; 

g) strenge Gesetze und Vorschriften zur Bekämp-
fung der Kinderpornographie zu verabschieden 
und die betreffende Gesetzgebung der Mit-
gliedstaaten zu harmonisieren; 

h) eine Politik zu fördern und zu verfolgen, deren 
Ziel es ist, sich um die Bedürfnisse von alleinge-
lassenen Kindern und Straßenkindern zu küm-
mern; 

i) alle konkurrierenden Handels- und Industriepo-
litiken zu verurteilen, die auf der Ausbeutung 
von Kinderarbeit beruhen, und sicherzustellen, 
daß die im Entwicklungsbereich tätigen natio-
nalen und internationalen Organisationen ihre 
Aktivitäten so ausrichten, daß sie sich positiv auf 
die Rechte und Interessen des Kindes in der 
ganzen Welt auswirken; 

j) Maßnahmen zu ergreifen, um den arbeitenden 
Kindern gemäß Artikel 7 der Europäischen So-
zialcharta menschenwürdige Lebens- und Ar-
beitsbedingungen zu sichern; 

k) die öffentliche Aufsicht für diese Kinder zu ver-
stärken, vor allem durch verbesserte Inspektion 
von Kinderarbeit, den Schutz ihrer Rechte durch 
Beauftragte (Ombudsman), Erziehung und Aus-
bildung am Arbeitsplatz und zusätzliche Fürsor-
gemaßnahmen für ihre Gesundheit und Ernäh-
rung; 

5. empfiehlt dem Ministerkomitee, den Europäischen 
Ausschuß für Verbrechensfragen (CDPC) anzuwei-
sen, im Hinblick auf die oben vorgelegten Vor-
schläge, den Kinderhandel und andere Formen der 
Ausbeutung von Kindern als vorrangiges Anliegen 
zu behandeln. 

Mittwoch, 7. Oktober 1987 

Tagesordnungspunkt: 

Nuklearunfälle 

(Drucksachen 5764, 5751, 5805 und 5769) 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Tschernobyl hat die Welt 
verändert. Nach Tschernobyl ist in dieser Welt nichts 
mehr so, wie es vorher war. Es war der bisher fol-
genschwerste Industrieunfall der Menschheitsge-
schichte. 

Wir alle waren persönlich betroffen. Wir mußten uns 
beispielsweise überlegen, ob wir unseren Kindern auf 
kontaminierten Spielplätzen, in kontaminierten Sand-
kästen spielen lassen konnten. Wir mußten uns auch 
überlegen, ob wir weiterhin noch bedenkenlos Voll-
milch trinken konnten. 
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Wir haben in der Bundesrepublik mit Interesse alle 
Meldungen über Strahlenbelastungen verfolgt, weil 
wir alle in großer Sorge waren, — dies alles wegen 
eines Super-GAU, der sich 2 000 km von der Bundes-
republik entfernt ereignete. 

Meine Damen und Herren, wir haben am eigenen 
Leib erfahren: Radioaktiver Fallout macht vor Gren-
zen nicht halt. Diese persönliche Betroffenheit und 
das Gefühl der Hilflosigkeit, die überall feststellbar 
waren, haben im Grunde genommen die Kritik an der 
Kernenergie erneut belebt. 

Eine „Spiegel"-Umfrage vom 12. Mai 1986 — das war 
also kurz nach dem Reaktorunfall — zeigt, daß sich 
69 % der Befragten gegen Kernenergie ausgespro-
chen haben. 75 % der Befragten waren in einem ho-
hen Maße über die Nutzung der Kernenergie beunru-
higt. 

Als direkte Konsequenz auf den Reaktorunfall ist in 
der Bundesrepublik ein Ministe rium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit gebildet worden. 
Aber — auch dies können wir nicht verkennen — 
Tschernobyl hat Hunderte von Fragen ausgelöst und 
in fast jedem Lebensbereich neue Probleme für uns 
aufgeworfen. 

Der Reaktorunfall hat uns bewußt gemacht, daß un-
sere Gemeinwesen nicht darauf eingerichtet sind, mit 
solchen Katastrophen fertigzuwerden. Lebensmittel, 
Trinkwasser, Futtermittel, Naturprodukte wie Honig, 
Pilze und Tee sind — abhängig von den jeweiligen 
Standorten — immer noch verstrahlt. So sind in der 
Bundesrepublik bei der Käseproduktion angefallene 
radioaktive Molkemengen so verstrahlt — es sind 
mittlerweile 7 000 Tonnen, die gegenwärtig nur zwi-
schengelagert werden können — , daß im Grunde ge-
nommen niemand weiß, wie man sie beseitigen 
kann. 

Die Bundesregierung hält leider — das sage ich als 
Sozialdemokrat — weiterhin an der Kernenergie fest. 
Die Devise lautet do rt : Weiter so in der Energiepoli-
tik! 

Wir Sozialdemokraten haben uns unsere Entschei-
dung nicht leichtgemacht. Vielmehr wurde von uns 
ein Vorschlag ausgearbeitet, der die Ängste und Sor-
gen der Bürger ernst nimmt. Dieser Vorschlag sieht 
den längerfristigen Ausstieg aus der Kernenergie vor. 
Unsere Energiepolitik kann auf die Kurzform ge-
bracht werden: Einstieg in den Ausstieg. 

Unsere Politik berücksichtigt natürlich auch, daß wir 
in Europa in einem hohen Maße von der Kernenergie 
abhängig sind. Der Anteil beträgt in der Bundesrepu-
blik 30 % , in Frankreich 65 %. In Belgien liegt der 
Anteil bei 60 %, in der Schweiz bei 40 %. 

Zweifellos — auch das weiß ich — leistet die Kern-
energie damit einen wichtigen Beitrag zur Energie-
versorgung in Europa. Das will ich nicht leugnen. Wir 
haben auch damals als Sozialdemokraten die Kern-
energie zügig ausgebaut, weil wir von den fossilen 
Energieträgern loskommen wollten; auch dies ist 
richtig. 

Richtig ist auch, wenn manche sagen: Solide Ener-
giepreise sind notwendig, damit Wirtschaftswachs

-

tum  möglich ist und Arbeitsplätze gesichert werden. 
Auch diese Argumente kenne ich. 

Ich will auch nicht verkennen, daß Kernenergietech-
nik eine Technologie ist, die für einen Industriestaat 
interessant ist. Auch dieses Argument ist mir be-
kannt. 

Trotz dieser Bedeutung der Kernenergie meine ich: 
Die Sicherheit muß im Vordergrund stehen. Sicherheit 
hat Vorrang. Kernenergienutzung aber ist nicht si-
cher; dies muß deutlich gesagt werden. 

Wie ich bei den Vorrednern vernommen habe, sehen 
diese das sicherlich genauso wie ich. 

Für uns ist natürlich die Frage — und die müssen wir 
diskutieren — , ob es nach Tschernobyl nicht notwen-
dig ist, ein Umdenken in der Energiepoli tik vom 
Grundsatz her vorzusehen. Auch diese Frage muß hier 
gestellt werden. Solche Fragen müssen überhaupt 
sehr seriös gestellt werden. 

Ich weiß natürlich, daß wir in der Bundesrepublik 
einen hohen Sicherheitsstandard haben. Er ist sehr 
kostenaufwendig. Aber niemand kann mir sagen, daß 
dieser hohe Kostenaufwand, der auf der einen Seite 
steht, es ausschließen kann, daß auf der anderen Seite 
ein großer Unfall passiert. Eine uneingeschränkte Ga-
rantie, daß die Kernkraftwerke trotz dieser hohen Si-
cherheitsauflagen sicher sind, kann mir also niemand 
geben. 

Wir Sozialdemokraten wollen deswegen all diese An-
lagen innerhalb von zehn Jahren stillegen. Wir wis-
sen, daß das schwierig ist; wir wissen, daß das nicht so 
einfach ist; und wir wissen, daß damit eine Reihe von 
Problemen verbunden sind. 

Mancher wird denken — und es vielleicht auch an-
sprechen — : Es geht heute nicht darum, aus der Kern-
energie auszusteigen, sondern darum, die bestehen-
den Kernkraftwerke sicherer zu machen, um besser 
auf Nuklearunfälle vorbereitet zu sein. 

Selbst die Bundesregierung hat neuerdings Zweifel; 
sonst würde sie nämlich nicht bereit sein, bestimmte 
Neuerungen wie ein sogenanntes Notkühlsystem vom 
Grundsatz her bei allen Kernkraftwerken vorzuschrei-
ben. 

Um nicht falsch verstanden zu werden: Ich begrüße 
jede Sicherheitsauflage. Ich begrüße all das, was ge-
tan wird, damit die Kernkraftwerke sicherer werden. 
Nur sage ich: Langfristig ist die Katastrophe eben 
auch nicht auszuschließen. 

Ich weiß, daß gegenwärtig weltweit 388 Reaktoren in 
26 Ländern arbeiten. Ich weiß natürlich auch, daß sehr 
viel dazugehört, sich von heute auf morgen umzustel-
len. Und ich weiß, daß in die Kernkraft sehr viel inve-
stiert worden ist. 

Nur lassen Sie mich dies dazu sagen: Der Grundsatz 
der Sicherheit muß die Priorität haben. Ich stimme 
Frau Morf ausdrücklich in dem Punkt zu, wo sie ge-
sagt hat: Sicherheit und Schutz der Umwelt müssen 
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erste Priorität haben, und zwar unabhängig davon, ob 
ökonomische Gründe für ein anderes Vorgehen spre-
chen. Die Ökonomie darf in diesem Bereich nicht das 
vorherrschende Kriterium sein; dieses darf nur die 
Sicherheit für die Menschen und Sicherheit für unsere 
Umwelt sein. 

Ich finde, wir im Europarat könnten dazu einen wich-
tigen Beitrag leisten. Ich bin trotzdem der Meinung 
— andere werden vielleicht anderer Meinung sein — : 
Kernkraftwerke, die dem neuesten Stand der Sicher-
heit nicht entsprechen, müssen sofort abgeschaltet 
werden. Das ist eine Forderung, die wir alle erheben 
sollten, unabhängig davon, wie wir letztlich zu der 
ganzen Problematik stehen. 

Natürlich hätte ein Ausstiegsbeschluß meine volle Zu-
stimmung, mein uneingeschränktes Ja gefunden. 
Aber ich bin ja auch ein Mann, der ein bißchen die 
Realität sieht. Und weil ich weiß, daß der Ausstieg 
gegenwärtig nicht zu bewerkstel ligen ist, bin ich da-
für, daß die Sicherheitsauflagen für die gegenwärtig 
arbeitenden Kernkraftwerke in solch einem hohen 
Maße auf einen europäischen Standard gesetzt wer-
den, daß die Unfallgefahr wirk lich minimiert wird. 
Aber man kann diese Gefahr vom Grundsatz her nicht 
ausschließen, und mir kann auch niemand sagen, daß 
er imstande wäre, sie auszuschließen. Kein Wissen-
schaftler wird ernsthaft sagen, daß dies möglich 
wäre. 

Ich weiß, im gegenwärtigen Augenblick ist ein Aus-
stieg nicht zu erreichen. Wenn aber der Ausstieg ge-
genwärtig nicht zu erreichen ist, dann sollten wir uns 
hier im Europarat als minimalen Konsens darauf eini-
gen, daß hohe Sicherheitsauflagen alle denkbaren, 
möglichen Fälle von vornherein ausschließen; und die 
Ökonomie darf auf diesem Gebiet nicht der Maßstab 
sein, an  dem die Sicherheitserfordernisse auszurich-
ten wären. 

Herzlichen Dank. 

Niegel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Kollegin-
nen und Kollegen! Ich freue mich, daß die Parlamen-
tarische Versammlung des Europarats sich mit diesem 
Thema „Folgen des Nuklearunfalls von Tscherno-
byl" befaßt. Ich freue mich auch, daß ich bei dieser 
Debatte meine sogenannte Jungfernrede — wie wir 
im Deutschen Bundestag sagen — als neuer Abgeord-
neter dieses Hohen Hauses halten kann. 

Meine Damen und Herren, wir dürfen die Kernener-
gie nicht verharmlosen. Eine Reihe von Rednern hat 
die kritischen Seiten der Kernenergie aufgezeigt. Man 
darf aber auch nicht in Hysterie verfallen und a lles 
dämonisieren. Die Unsicherheit gegenüber der Kern-
energie kommt oft daher, daß man ein mangelhaftes 
Wissen hat, wie sie funktioniert. Die schimpfen am 
meisten gegen die Kernenergie, die nicht einmal wis-
sen, wie ein einfaches Bügeleisen innen funktio-
niert. 

Meine Damen und Herren, wir müssen bei der ganzen 
Sache abwägen, was langfristig nützlich ist. Der Un-
fall von Tschernobyl war durch den niedrigsten über-
haupt möglichen technischen Sicherheitswert ausge-
löst worden. Wir fordern, den höchsten Sicherheits

-

standard für Kernkraftwerke zu schaffen, das ist doch 
wohl eine Prämisse, von der wir ausgehen müssen. 

Wir müssen dabei eine nüchterne Güterabwägung 
treffen, die nicht von Hyste rie geleitet ist. 

Wir müssen auch sehen, daß wir durch Energieerzeu-
gung durch Kernkraftwerke eine sauberere Umwelt 
bekommen, natürlich vorausgesetzt, daß die höchsten 
Sicherheitswerte berücksichtigt werden. 

Durch die normalen Kraftwerke, die mit Kohle und 
Heizöl betrieben werden, haben wir SO2-Schäden 
und NOx-Schäden. Niemand spricht mehr vom Wald-
sterben. Das Waldsterben war „in", solange es diesen 
Unfall von Tschernobyl noch nicht gegeben hat. Jetzt 
ist plötzlich alles gegen die Atomkraft. 

Notwendig ist — das scheint mir aus den Erfahrungen 
von Tschernobyl zu sprechen — , daß wir einheitliche 
Grenzwerte zumindest in einem bestimmten Bereich 
festlegen, wenigstens im überschaubaren europäi-
schen Bereich; ich meine sogar: einheitliche Grenz-
werte in der gesamten Welt. 

Ich nenne dazu einige Zahlen. Ich habe mich im vori-
gen Jahr im Deutschen Bundestag sehr intensiv damit 
auseinandergesetzt. Die Bundesregierung bzw. die 
Strahlenschutzkommission in der Bundesrepublik 
Deutschland hat für die Milch 500 Bq/l als Grenzwert 
festgelegt. Dieser mindeste Grenzwert wurde am 
Baby ausgerichtet. Die Weltgesundheitsorganisation 
dagegen hat 2 000 Bq/l als noch verträglich festge-
legt. In der Schweiz, Frau Kollegin Morf, lagen die 
Werte bei 3 700 Bq/1. In einem Bundesland der Bun-
desrepublik Deutschland, nämlich in Hessen, wurden 
20 Bq/l festgelegt. Können Sie sich vorstellen, wie ver-
unsichert die Bevölkerung ist, wenn m an  solch unter-
schiedliche Werte hat? In der Schweiz kann man 
Milch mit 3 700 Bq/l trinken, in Hessen nur mit 
20 Bq/l. Wenn jede Stunde mit den Verkehrsnachrich-
ten im Rundfunk die Warnung kommt „Achtung! Die 
Milch ist verseucht! Eßt nicht! Trinkt nicht! " , werden 
die Menschen doch unsicher. Sie wußten und wissen 
ja gar nicht einmal, was „Bq" bedeutet; den Begriff 
hat man ja erst eingeführt. Es geht um einheitliche 
Werte, die nicht die untersten sind, aber auch nicht die 
höchsten zu sein brauchen, die sich von Physikern und 
Medizinern genau berechnen und darstellen lassen. 
Wenn wir uns in unseren Empfehlungen darauf eini-
gen können, die Regierungen aufzufordern, sich hi 
unserem Sinne zu verhalten, haben wir einen Schritt 
in die richtige Richtung getan. 

Wir müssen bei dieser Debatte auch berücksichtigen, 
daß es eine natürliche Strahlenbelastung gibt. Sie be-
trägt beispielsweise an der Nordsee oder am Atlantik 
25 mrem und auf dem Montblanc 400 mrem. Da gibt 
es also Unterschiede. 

Abschließend — das Licht leuchtet bereits — dies: 
Wer haftet denn für die Schäden? Die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland hat die Landwirte ent-
schädigt, weil sie keine Milch abliefern durften, kein 
Gras verfüttern und kein Heu machen durften, ähn-
lich die Gärtner, weil sie kein Blattgemüse verkaufen 
durften. Dafür ist fast eine Milliarde DM als Entschä-
digung für den Verlust ausgegeben worden. 
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Normalerweise sprechen wir vom Verursacherprin-
zip. Wer ist denn der Verursacher? Der Verursacher ist 
das Kernkraftwerk in der Sowjetunion. Fragen Sie mal 
bei der Regierung der Sowjetunion, auch unter den 
Zeichen von Glasnost und Perestroika, ob die Sowjet-
union bereit ist, der Bundesrepublik diese eine Milli-
arde DM zu entschädigen, ebenso die Schäden, die in 
der Schweiz, in Österreich, in Frankreich und in ande-
ren Ländern aufgetreten sind. Hier müssen wir auch 
das Verursacherprinzip einführen. Zu unserer Auf-
gabe gehört auch, daß wir diese Forderung erhe-
ben. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Frau Blunck (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte zunächst eine Vorbemerkung ma-
chen. Sie lautet: Seit dem Zünden der ersten Atom-
bombe gibt es nicht mehr den Unterschied zwischen 
natürlicher und anderer Strahlung. 

Ich möchte mich bei Frau Morf ganz herzlich für ihre 
Arbeit bedanken. Der Bericht stellt sehr lapidar fest, 
daß der Unfall von Tschernobyl durch das Zusam-
mentreffen von menschlichem Versagen und kon-
struktionsbedingten Verfahren - und das ist ja wohl 
auch menschliches Versagen — verursacht wurde. 
Wir bedienen uns Techniken — sowohl bei der Atom-
technik als auch bei der Gentechnik — , die uns nicht 
gestatten, einen Fehler zu machen, ohne daß dies 
unabschätzbare Folgen für die Menschheit hätte. Wir 
tun so, als seien wir das Maß aller Dinge, und wissen 
doch gleichzeitig, daß wir Naturgeschehen unterlie-
gen. Wir sind endlich und machen Politik bis ins nicht 
mehr Vorstellbare. 

Die Atomkraft ist ein von uns — dieser Generation — 
ausgestellter Wechsel, der auch von Generationen 
nach uns nicht eingelöst werden kann, sondern immer 
weiter prolongiert werden muß; ich denke an den 
hochgefährlichen Müll. Die Halbwertszeit von Pluto-
nium beträgt 30 000 Jahre. Bitte beachten Sie: Selbst 
sprachlich müssen wir Hilfsmittel benutzen. 

Harmlosigkeit vorzutäuschen: Halbwertszeit. Bei 
Jod 131 ist die Halbwertszeit acht Tage. Am 26. Ap ril 
1986 war die Katastrophe; die Belastung mit Jod 131 
war Anfang August 1986 nicht mehr nachweisbar. 
30 000 Jahre Halbwertszeit bei Plutonium: Könnte es 
sein, daß die zukünftigen — von uns verhafteten — 
Generationen  uns als Terroristen bezeichnen müs-
sen? 

Abgesehen von der Abfallproblematik: Wir behaup-
ten, unsere Atomkraftwerke seien so sicher. Warum 
aber findet sich keine Versicherung, die das Risiko 
abdecken will? Macht uns das nicht stutzig? Warum 
sollen Grenzwerte, und zwar höhere, als sie jemals 
vorher im Gespräch waren, europaweit festgelegt 
werden? Das ist doch Indiz für die Wahrscheinlichkeit 
einer weiteren Katastrophe. 

Übrigens: Die vorgeschlagene EG-Richtlinie enthält 
eine Kosten-Nutzen-Rechnung wirtschaftlicher Art, in 
der die volkswirtschaftlichen Kosten für strenge 
Grenzwerte mit den Kosten verglichen werden, die 
bei Erkrankungen für die Gesellschaft entstehen. Das 
Leiden des einzelnen Krebskranken, das Einzel-

schicksal ist keiner Überlegung wert. Ich denke, das 
ist Menschenverachtung, blanker Zynismus. Mit dem 
nächsten Unfall wird schon gerechnet, man stellt sich 
schon darauf ein, aber dem Moratorium wird wider-
sprochen. 

Ich stelle fest: Nach Tschernobyl gibt es keine f riedli
-che Nutzung der Atomenergie. Und ich stelle weiter 

fest: Die Höchstgrenzen der Radioaktivität in Nah-
rungsmitteln müssen ausschließlich nach gesundheit-
lichen Grundsätzen festgestellt werden, und zwar 
ausgerichtet auf den schwächsten, den gefährdetsten 
Menschen, nämlich die Babys, die Kranken und die 
Alten. 

Helmut Schmidt hat einmal gefragt: Welche Eigen-
schaft zeichnet den Politiker aus? Seine Antwort: Be-
ständigkeit. Er ist fortgefahren, deshalb beharre ein 
Politiker auch so hartnäckig auf seinen Fehlern. Las-
sen Sie uns aus unseren Fehlern lernen, lassen Sie uns 
umkehren! Das zeichnet uns mehr aus als das Behar-
ren auf unseren Irrtümern. Steigen wir aus der Atom-
energie aus! Zumindest aber bitte ich Sie um Zustim-
mung zu dem Moratorium. 

Vielen Dank. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin dankbar dafür, daß ich als Vorsit-
zender des Ausschusses für Forschung und Technolo-
gie dieser Versammlung am Ende der Debatte einige 
wenige Bemerkungen anschließen kann. 

Lassen Sie mich mit einer Anregung beginnen: Es ist 
einige Male in der Diskussion beklagt worden, daß die 
Betrachtung der Kernenergie zu sehr isoliert, ohne 
Rücksicht auf die gesamten energiepolitischen Zu-
sammenhänge geschehe. Vielleicht sollte man das 
einmal nachholen, und vielleicht wäre es möglich, daß 
die Versammlung unseren Ausschuß damit beauf-
tragte einen Bericht über das gesamte energiepoliti-
sche Szenario zu geben. 

Es wurde festgestellt — und sicherlich mit Recht —, 
daß wir heute eine Debatte über dieses Thema geführt 
haben, aber daß uns dieses Thema all die Jahre hin-
durch erhalten bleiben wird. Wir könnten auf diese 
Weise einen wichtigen zusätzlichen Beitrag leisten. 

Zunächst ein Dank an alle, die hier ihre Beiträge gelei-
stet haben, an alle Berichterstatter, an die einzelnen 
Ausschüsse, die sehr freundschaftlich zusammenge-
arbeitet haben. Uns war natürlich von Anfang an klar, 
daß man die Kontroverse nicht durch eine Diskussion 
würde überwinden können. Aber lassen Sie mich, 
auch als Vorsitzender unseres Ausschusses, ganz be-
sonders dem Kollegen Dr. Mor ris Miller danken, der 
dem britischen Parlament nicht mehr angehört, aber 
heute noch unter uns ist. Selbstverständlich danke ich 
neben allen anderen Berichterstattern auch dem Be-
richterstatter Herrn de Beer, der so kurzfristig bei uns 
diese schwierige Aufgabe übernehmen mußte. 

Diese Debatte hat gezeigt, daß wir durch pharisäer-
hafte Selbstgerechtigkeit nicht weiterkommen, son-
dern daß wir uns sachlich um die Dinge bemühen 
müssen. Das, so kann, glaube ich, festgestellt werden, 
verdient Lob und Respekt für alle Beteiligten, die 
heute ihre, wenn auch manchmal sehr kontroversen 
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und verschiedenen Standpunkte ausgebreitet ha-
ben. 

Es ist im Zusammenhang mit der Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl gesagt worden: Tschernobyl ist 
überall. Ich möchte als jemand, der diesem Ausschuß 
seit 1973 angehört, all die Jahre die ganze kontroverse 
nukleare Diskussion sehr genau verfolgt hat und auch 
in seinem nationalen Parlament dafür eine besondere 
Verantwortung trägt, aus voller Überzeugung und ge-
stützt auf die Aussagen vieler, vieler seriöser Wissen-
schaftler in der ganzen Welt sagen: Tschernobyl ist 
nicht überall! Unter keinen Umständen ist Tscherno-
byl überall! 

Damit meine ich — dies kommt auch in den Berichten 
zum Ausdruck, wird in dem Bericht von Frau Morf 
gleich zu Beginn erwähnt — : Es handelte sich in 
Tschernobyl einmal um ein krasses, verantwortungs-
loses menschliches Fehlverhalten, das, zweitens, ge-
paart war mit einem absolut katastrophalen Reaktor-
design, was dazu führen würde, daß eine solche An-
lage in anderen Ländern überhaupt nicht genehmi-
gungsfähig wäre. Ich glaube, das muß man wissen. 

Wir sind alle gut beraten, nicht Emotionen und Ängste 
an diesem Punkt zu schüren, um vielleicht einen billi-
gen politischen Vorteil in unseren eigenen Ländern zu 
ergattern. Es nützt auch nichts, wenn wir den Versuch 
unternähmen, unsere nationalen Kontroversen oder 
aber unsere nachbarschaftlichen Kontroversen — wie 
das hier manchmal so leicht anklang — in dieses Ple-
num zu transferieren. 

Viele Jahre Betrieb von Kernkraftwerken in der Welt 
zeigen, trotz aller Schwierigkeiten und trotz der Tat-
sache, daß es keine risikofreie Technik gibt, nir-
gendwo auf der Welt — das muß man der Redlichkeit 
halber immer wieder bemerken — : Diese Technik ist 
beherrschbar und verantwortbar. Die Frage — auch 
das ist schon betont worden — muß deswegen lauten: 
Was können wir tun, um international einen wirklich 
optimalen Standard an Sicherheit zu erreichen? Im-
mer gilt doch sicherlich für uns alle — das kann ich 
voraussetzen — der Grundsatz, daß im Zweifelsfalle 
die Anforderungen der Sicherheit Vorrang vor allen 
anderen Überlegungen, etwa der der Wirtschaftlich-
keit, haben müssen. 

Es ist einmal geschehen, und lassen Sie mich deswe-
gen ganz kurz etwas dazu sagen: Es ist abenteuerlich, 
die Wirkung der friedlichen Nutzung der Kernenergie 
mit der der Atombombe, also einer Kernwaffe, zu ver-
gleichen. Der Zusammenhang zwischen beiden ist 
genauso eng oder so weit wie der zwischen dem Elek-
trischen Stuhl und der Elektrizität. Entscheidend ist 
das verantwortliche Handeln des Menschen, der ver-
antwortliche Umgang des Menschen mit der Technik. 
Die Technik stellt an den Menschen große Herausfor-
derungen. Sie gibt ihm enorme Möglichkeiten, die er 
so zum Guten oder aber auch zum Bösen verwenden 
kann. Es ist also nicht die Technik per se, die zu ver-
dammen ist, sondern im Zweifelsfall der Gebrauch, 
der von dieser Technik gemacht wird. 

Deswegen kann auch nach Tschernobyl festgestellt 
werden: Die Gesetze der Physik haben sich seither 
nicht verändert. Es gibt keine andere Technik, die mit 

so viel Genauigkeit, mit so viel wissenschaftlicher 
Akribie auf dem Prüfstand steht. In den Atomgesetzen 
der einzelnen Mitgliedstaaten wird immer wieder ver-
langt, daß bei jedem Bau einer kerntechnischen An-
lage wirklich die schärfsten und jüngsten Anforderun-
gen hinsichtlich der Sicherheit zu stellen sind. Dies 
kostet sehr viel Geld, aber wir müssen es auf uns neh-
men, weil wir hier keinen Rabatt geben können und 
wollen. Ich sage das auch, weil ich auf Grund einer 
langjährigen Beschäftigung damit davon überzeugt 
bin, daß die Aussagen der Wissenschaftler stimmen, 
die da sagen: Diese Technik ist wie alle anderen Tech-
niken beherrschbar, wenn auch nicht ohne Risiko. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf 
zum Abschluß auf das zurückkommen, was ich am 
Anfang angeregt habe: Wir hier in diesem Hause soll-
ten uns — und unser Ausschuß wäre gern dazu be-
reit — noch einmal ansehen, welche realistischen 
Möglichkeiten es denn gibt, eine Energieversorgung 
in unseren Mitgliedsländern anzubieten, die folgen-
den Anforderungen gerecht wird: Sie soll sicher sein 
und den Menschen nicht gefährden. Sie soll umwelt-
freundlich sein, unser Ökosystem also schonen. Sie 
soll kostengünstig sein, das heißt, sie soll unseren Bür-
gern auch zu noch bezahlbaren Preisen dargeboten 
werden. 

Wenn wir uns weiter bemühen, in dieser sachlichen 
Art  und Weise in dieser Diskussion fortzufahren, wie 
das heute geschehen ist, werden wir es nicht bereuen. 
Das wäre ein Beispiel für guten und erfolgreichen par-
lamentarischen Stil. 

Ich bedanke mich bei allen, die zu dieser Debatte in so 
fairer Weise beigetragen haben. 

Antretter (SPD) 

1. Tschernobyl war der bisher folgenschwerste Indu-
strieunfall der Menschheitsgeschichte: 570 Millio-
nen Menschen in Europa wurden zusätzlicher ra-
dioaktiver Strahlung ausgesetzt; darunter waren 
5 Millionen Frauen, die werdendes Leben in sich 
trugen. 

Die Langzeitschäden für Mensch und Umwelt sind 
heute immer noch unabsehbar; die Schätzungen 
über die zusätzlichen Krebstoten gehen in mehrere 
Zehntausende. Allein die direkten ökonomischen 
Schadfolgen in Europa belaufen sich mindestens 
auf 10 Mrd. DM. 

2. Tschernobyl hat hunderte von Fragen ausgelöst, in 
fast jedem Lebensbereich neue Probleme aufge-
worfen. Wir mußten feststellen, in der zivilen Nut-
zung der Kernenergie steckt eine unvorstellbare 
soziale Sprengkraft. Durch Tschernobyl wurde der 
Traum, den die Kernkraft ausgelöst hat, zum Alp-
traum. 

3. Tschernobyl hat aufgedeckt, daß unser Gemeinwe-
sen keine oder nur unzureichende Instrumente be-
sitzt, mit einer solchen Katastrophe fertigzuwer-
den. Ratlosigkeit, Hilflosigkeit, Inkompetenz und 
Angst haben uns ein Jahr seit Tschernobyl beglei-
tet. 
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4. Eineinhalb Jahre nach Tschernobyl müssen die De-
fizite offengelegt werden; die gesamte Dimension 
der Katastrophe muß mehr als nur in ihren Umris-
sen deutlich werden. 

Über die uns bekannten Fakten hinaus brauchen 
wir deshalb klare Antworten auf die folgenden Fra-
gen: 

— Welche Folgen hatte Tschernobyl in der Sowjet-
union? 

— Welche Folgen hatte Tschernobyl in den ande-
ren betroffenen europäischen Ländern? 

— Welche Strahlenbelastung steckt in Lebensmit-
teln und anderen Stoffen und was kommt da 
noch auf uns zu? 

— Welche Entschädigungsleistungen wurden an 
 wen und zu welchen Bedingungen gezahlt? 

— Welche Vorsorgemaßnahmen wurden nach 
Tschernobyl wirklich getroffen beim Katastro-
phenschutz, bei der Reaktorsicherheit, bei der 
Strahlenschutzvorsorge und bei den internatio-
nalen Grenzwerten? 

— Welche Langzeitstudien sind zur Gesundheits-
vorsorge geplant? 

— Welche Fortschritte sind wirklich in der interna-
tionalen Zusammenarbeit zur Abwendung ei-
ner weiteren Katastrophe und zur Erhöhung der 
Sicherheit laufender Atomkraftwerke erfolgt? 

5. Tschernobyl: 

— hat die Welt verändert, 

— beeinflußt noch lange unser tägliches Leben, 

— zwingt zur Umkehr. 

Im zweiten Jahr nach Tschernobyl besteht kein 
Grund, zur Tagesordnung überzugehen. 

Wir haben die Verpflichtung, auf schonungslose Of-
fenlegung zu drängen. 

Tagesordnungspunkt: 

Der soziale Schutz von Wanderarbeitnehmern 
und ihren Familien 

(Drucksache 5783) 

Berichterstatter: Abg. Frau Pla (Spanien) 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Dem grundsätzli-
chen Anliegen der Empfehlung, die soziale Sicher-
heit ausländischer Arbeitnehmer in den Staaten des 
Europarats zu gewähren, ist in jeder Hinsicht zuzu-
stimmen. Unsere Kollegin Frau Pla hat einen interes-
santen und mit innerem Engagement verfaßten Be-
richt vorgelegt, für den wir ihr sehr dankbar sind. 

Vor uns liegen in der Tat im sozialen Bereich in Eu-
ropa gewaltige Aufgaben. Wir müssen uns darüber 
klar sein: In absehbarer Zeit wird es kaum möglich 
sein, die Systeme der sozialen Sicherheit in Europa zu 
harmonisieren, weil kaum ein Mitgliedsstaat heute 
bereit sein wird, sein historisch gewachsenes, in ein-

zelne Versicherungszweige gegliedertes Sozialversi-
cherungssystem zugunsten einer europäischen Lö-
sung aufzugeben. 

So sieht auch die Europäische Gemeinschaft gegen-
wärtig eine Harmonisierung der Systeme nicht vor, 
weil in den einzelnen Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft die sozialen Sicherungssysteme 
zu unterschiedlich ausgestaltet sind. Das gilt u. a. im 
Hinblick auf Höhe, Organisation und Finanzierung 
sowie im Hinblick auf die Qualität der Leistungen, die 
von diesen Systemen erbracht werden. Das gilt auch 
hinsichtlich der von diesen Systemen verfolgten 
Ziele. 

Auch in weiteren Bereichen, beispielsweise bezüglich 
der Frage, welcher Personenkreis erfaßt wird, welche 
Altersgrenzen in der Rentenversicherung maßgeblich 
sind, gibt es in den einzelnen Mitgliedsstaaten grund-
legende Unterschiede, über die wir uns nicht hinweg-
täuschen dürfen. 

Eine Harmonisierung dieser Systeme würde die Lö-
sung der schwierigen Fragen, mit denen die sozialen 
Sicherungssysteme angesichts der veränderten wirt-
schaftlichen und demographischen Gegebenheiten 
mehr und mehr konfrontiert werden, obendrein au-
ßerordentlich erschweren. 

Eine Harmonisierung würde ferner einigen Staaten 
Lasten auferlegen, die aus der schwierigen Situation 
anderer Mitgliedsstaaten resultieren. Das würde in 
den erstgenannten Staaten auf demokratischem 
Wege gar nicht durchsetzbar sein. 

Nicht nur in den Staaten, die bei der Harmonisierung 
auf das jeweils höchste Niveau hochgezont werden 
können, sondern auch in den Staaten, in denen die 
Harmonisierung eine Absenkung der sozialen Lei-
stungen bedeuten würde, wo erhebliche Qualitätsein-
bußen in Kauf genommen werden müßten, wäre die 
Akzeptanz einer solchen Harmonisierung in der Be-
völkerung auch nur schwer zu erreichen. 

Die meisten Mitgliedsstaaten wollen deshalb die 
Eigenständigkeit ihrer Systeme gewahrt wissen. Es 
kann daher nicht erwartet werden, daß die Mitglieds-
staaten ihre Kompetenz auf die Europäische Gemein-
schaft übertragen werden. So spart deshalb — das 
müssen wir hier vor Augen haben — die Europäische 
Akte diesen Bereich ausdrücklich aus. Um so schwie-
riger wird das Problem in den Staaten des Europarats 
zu lösen sein. 

Hingegen ist die Koordinierung der Rechtsvorschrif-
ten durch die bestehenden mul ti- und bilateralen In-
strumente über soziale Sicherheit bereits erfolgreich 
fortgeschritten. Diese Instrumente sehen vor: 

1. die Berücksichtigung der in anderen Vertragsstaa-
ten zurückgelegten Versicherungszeiten, insbe-
sondere in der Rentenversicherung, 

2. den Export  von Sozialleistungen in andere Ver-
tragsstaaten, 

3. Krankenversicherungsschutz bei Aufenthalt der 
Berechtigten in den anderen Vertragsstaaten und 
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4. Kindergeldgewährung für in anderen Vertrags-
staaten lebende Kinder. 

Ein bedeutendes Problem, das auch in dem Bericht 
der Kollegin Pla angesprochen wird, ist die Wieder-
eingliederung von Arbeitnehmern, wenn sie in ihr 
ursprüngliches Heimatland zurückkehren. Für die 
Bundesrepublik Deutschland kann gesagt werden, 
daß das Gesetz über die Förderung der Rückkehrbe-
reitschaft sehr erfolgreich war. Rund 120 000 auslän-
dische Arbeitnehmer — das entspricht unter Einbe-
ziehung der Familien einer Zahl von 250- bis 300 000 
Personen — sind mit Hilfe der Leistungen dieses Ge-
setzes in ihre Heimatländer zurückgekehrt. 

Maßnahmen zur Förderung der Rückkehr und der 
Wiedereingliederung ausländischer Arbeitnehmer in 
ihre Heimatländer sollten nach den positiven Erfah-
rungen allerdings nur in Zusammenarbeit mit den 
betroffenen Herkunftsländern und in völliger Über-
einstimmung mit ihnen geregelt werden. Anders ist es 
selbstverständlich nicht möglich, und etwas anderes 
wird wohl niemand anstreben. 

Unterstreichen möchte ich noch die Forderung nach 
einer weiteren Verbesserung der Beratung, der Be-
treuung und der Information ausländischer Arbeit-
nehmer über ihre Rechte und Pflichten sowie über die 
Lebensbedingungen im Gastland. Die vielfältigen In-
itiativen des Europarats in dieser Frage waren gut und 
nützlich. Sie müssen fortgesetzt und, wie ich meine, 
verstärkt werden. Hier gibt es gute Ansatzmöglichkei-
ten für eine konkrete und erfolgreiche Arbeit im Inter-
esse und zum Nutzen der Menschen in Europa. 

Wir sollten diesen Weg konsequent weitergehen. Ich 
bin überzeugt, er wird auch in unserem Ausschuß 
durch seinen Vorsitzenden mit Intensität weiterver-
folgt. 

Empfehlung 1066 (1987) 

betr. den sozialen Schutz von Wanderarbeitnehmern 
und ihren Familien 

Die Versammlung 

1. vertritt die Ansicht, daß die Europäische Sozial-
charta, das Europäische Übereinkommen über so-
ziale Sicherheit und das Europäische Überein-
kommen über die Rechtsstellung von Wanderar-
beitnehmern die erforderlichen Grundlagen dar-
stellen, um angemessenen sozialen Schutz für 
Wanderarbeitnehmer, ungeachtet ihrer Herkunft, 
zu gewährleisten; 

2. ist trotzdem besorgt über die Ungleichheiten, die 
je nach Herkunftsland für die in den Mitgliedstaa-
ten des Europarates lebenden Wanderarbeitneh-
mer im Bereich des sozialen Schutzes deutlich 
zutage treten; 

3. stellt fest, daß die in bezug auf den sozialen Schutz 
am schlechtesten gestellte Gruppe von Wanderar-
beitnehmern, die der Arbeiter aus Ländern ist, die 
nicht Mitglieder des Europarates sind, insbeson

-

dere dann, wenn für sie keine bilateralen Abkom-
men bestehen; 

4. erinnert an ihre Empfehlung 915 (1981) über die 
Lage der Wanderarbeitnehmer in den Aufnahme-
ländern, in welcher sie das Ministerkomitee er-
sucht hat, die Regierungen der Mitgliedstaaten 
aufzufordern, die Europäische Sozialcharta sowie 
das Europäische Übereinkommen über die 
Rechtsstellung von Wanderarbeitnehmern zu rati-
fizieren; 

5. bedauert, daß trotz Aufforderung, Belgien, Liech-
tenstein, Luxemburg, Malta, Po rtugal, die 
Schweiz und die Türkei noch nicht Vertragspar-
teien der Europäischen Sozialcharta geworden 
sind; 

6. bedauert ebenfalls, daß Österreich, Belgien, Zy-
pern, Dänemark, die Bundesrepublik Deutsch-
land, Griechenland, Island, Irl and, Italien, Liech-
tenstein, Luxemburg, Malta, Norwegen, die 
Schweiz und das Vereinigte Königreich noch 
nicht dem Europäischen Übereinkommen über 
die Rechtsstellung von Wanderarbeitnehmern 
beigetreten sind; 

7. unterstreicht, daß Unterschiede zwischen Syste-
men der sozialen Sicherheit in den Mitgliedstaa-
ten ein großes Hindernis darstellen, wenn es sich 
darum handelt, für die verschiedenen Gruppen 
von Wanderarbeitnehmern einen wirksamen so-
zialen Schutz zu garantieren; 

8. ist sich der gestiegenen Zahl von Wanderarbeit-
nehmern aus nichteuropäischen Staaten in eini-
gen Mitgliedstaaten des Europarates bewußt; 

9. stellt fest, daß Wanderarbeitnehmer oft nicht aus-
reichend über ihre Rechte und Pflichten im Be-
reich des sozialen Schutzes informiert sind; 

10. vertritt die Ansicht, daß sozialer Schutz für Wan-
derarbeitnehmer in den Gaststaaten nicht aus-
schließlich auf die den Wanderarbeitnehmern 
eventuell zustehenden Sozialleistungen begrenzt 
ist, sondern auch andere Aspekte umfaßt, insbe-
sondere rechtlicher Art, welche von besonderer 
Tragweite für die Lebensverhältnisse und Ar-
beitsbedingungen sind; 

11. ist besonders besorgt über den unzureichenden 
Schutz für behinderte Wanderarbeitnehmer, die 
in multilateralen Übereinkommen und bilateralen 
Abkommen viel zu oft vernachlässigt werden, was 
sich für die Wanderarbeitnehmer der 2. Genera-
tion im Bereich der Berufsausbildung und dem 
Zugang zu Arbeitsplätzen nachteilig auswirkt; 

12. erinnert daran, daß die von bestimmten Gastlän-
dern aufgestellten Wiedereinbürgerungspro-
gramme nicht immer den Erfolg hatten, den m an 

 sich vorgestellt hatte; 

13. bekräftigt, daß Rückkehr und Wiedereingliede-
rung in die Herkunftsländer fördernde Politiken 
auf dem Grundsatz der Aufrechterhaltung der er- 
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worbenen oder noch zu erwerbenden Rechte des 
sozialen Schutzes für die nach Hause zurückkeh-
renden Wanderarbeitnehmer beruhen müssen; 

14. erinnert daran, daß sie in ihrer Empfehlung 1007 
(1985) über die Rückkehr von Wanderarbeitneh-
mern in ihre Herkunftsländer dem Ministerkomi-
tee empfohlen hat, die Regierungen der Gastlän-
der und der Herkunftsländer aufzufordern, das 
Europäische Übereinkommen über soziale Si-
cherheit sowie die für seine Verwirklichung erfor-
derlichen Sozialabkommen zu ratifizieren, damit 
die Aufrechterhaltung der Rechte, die die Wan-
derarbeitnehmer in diesem Bereich erworben ha-
ben oder dabei sind zu erwerben sowie die Zah-
lung von Sozialleistungen im Ausland gewährlei-
stet werden; 

15. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

i. Maßnahmen in Angriff zu nehmen, die dar-
auf abzielen, die Systeme der sozialen Si-
cherheit in den Mitgliedstaaten zu harmoni-
sieren und vor allem die Annahme des revi-
dierten Europäischen Kodexes für Soziale Si-
cherheit zu beschleunigen, damit beste-
hende Unterschiede vermindert und eine 
Reihe von Mindestleistungen für alle Wan-
derarbeitnehmer, ungeachtet ihrer Herkunft, 
gewährleistet werden; 

ii. beim Ergreifen von Maßnahmen zum sozia-
len Schutz von Wanderarbeitnehmern und 
ihren Familien den besonderen Bedürfnissen 
behinderter Wanderarbeitnehmer erhöhte 
Aufmerksamkeit zu schenken; 

iii. die demographische Bedeutung der Zahl von 
Wanderarbeitnehmern aus nichteuropäi-
schen Staaten bei der Erörterung der Frage 
zu berücksichtigen, welche Maßnahmen 
geeignet sind, um die Systeme der sozialen 
Sicherheit an die neuen Bedürfnisse der 
Gesellschaft anzupassen; 

iv. die Mitgliedstaaten in ihren Bemühungen 
um die Harmonisierung der verschiedenen 
bilateralen Abkommen über Wanderarbeit-
nehmer im Rahmen der juristischen Zusam-
menarbeit des Europarates zu bestärken; 

v. die Staaten, die nicht Mitglieder des Europa-
rates sind, aus denen sich aber zahlreiche 
Staatsangehörige in den Mitgliedstaaten nie-
dergelassen haben, aufzufordern, dem Euro-
päischen Übereinkommen über soziale Si-
cherheit beizutreten, damit angemessener 
sozialer Schutz für die Wanderarbeitnehmer 
aus diesen Ländern gewährleistet wird; 

vi. sowohl innerhalb des Europarates als auch in 
seinen Mitgliedstaaten alle Maßnahmen zu 
unterstützen, deren Ziel es ist, Wanderarbeit-
nehmer und ihre Familien eingehender über 
Fragen der sozialen Sicherheit zu informie-
ren; 

vii. die Möglichkeit zu untersuchen, ein Richtli-
nienübereinkommen auszuarbeiten, das für 
alle Mitgliedstaaten zur Unterzeichnung auf-

gelegt wird und in dem Maßnahmen festge-
legt werden, die erforderlich sind, um die 
Rechte der Wanderarbeitnehmer bei Rück-
kehr in ihre Herkunftsländer zu gewährlei-
sten; 

viii. die Regierungen der Gaststaaten sowie die 
von der Repatriierung betroffenen Her-
kunftsländer aufzufordern, sofern sie dem 
Europäischen Übereinkommen über soziale 
Sicherheit noch nicht beigetreten sind oder 
durch bilaterale Vereinbarungen gebunden 
sind, in Zusammenarbeit die von Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern in den Gastländern 
entrichteten Sozialbeiträge an die zuständi-
gen Träger der sozialen Sicherheit in den 
Herkunftsländern zu überweisen; 

ix. die Herkunftsländer, in denen keine Abkom-
men über die soziale Sicherheit bestehen, 
aufzufordern, einseitig die Entscheidung zu 
treffen, ihren Staatsangehörigen die im Aus-
land verbrachten Versicherungszeiträume 
auf die im Inland verbrachten Zeiträume für 
den Erwerb von Versicherungsansprüchen 
anzurechnen; 

x. diejenigen Regierungen der Mitgliedstaaten, 
die die Europäische Sozialcharta, das Euro-
päische Übereinkommen über soziale Si-
cherheit und das für seine Anwendung erfor-
derliche Zusatzabkommen sowie das Euro-
päische Übereinkommen über die Rechts-
stellung von Wanderarbeitnehmern noch 
nicht unterzeichnet und ratifiziert haben, 
aufzufordern, dies zu tun; 

xi. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzu-
fordern, die Bestimmungen der Empfeh-
lung R (79) 7 des Ministerkomitees über die 
Beschleunigung der Auszahlung von Pen-
sionsansprüchen bei Laufbahnwechsel so 
schnell wie möglich auszuführen. 

Donnerstag, 8. Oktober 1987 

Tagesordnungspunkt: 

Die kulturelle Bedeutung von Rundfunk 
und Fernsehen in Europa 

(Drucksache 5782) 

Berichterstatter: Abg. Frau Morf (Schweiz) 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident, 
wenn ich im Deutschen Bundestag wäre, würde ich 
dem Vorredner jetzt zu seiner Jungfernrede gratulie-
ren. Ich möchte das auch hier in der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarats tun und Ihnen, 
verehrter Kollege Gale, hier eine erfolgreiche Arbeit 
wünschen. 

Meine Damen und Herren, Videotechnik, Kabelfern
- sehen, Satellitenfunk haben eine neue kulturelle 

Qualität unseres Lebens in Europa hervorgebracht — 
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und das mit einer atemberaubenden Geschwindig-
keit. In dem Bericht der Kollegin Morf kommt dies 
auch deutlich zum Ausdruck. Es ist gut, daß wir uns 
heute hier mit dieser Problematik beschäftigen. 

Als Folge dieser Entwicklung sind wir auf dem Weg in 
eine totale Informationsgesellschaft. Aber, so möchte 
ich kritisch fragen: Sind wir deswegen auch informier-
ter als die Menschen früher? 

In totalitären Staaten, deren Staatsräson es  ist,  die 
Menschen in ihrem Machtbereich nach einem vorge-
gebenen ideologischen Leitbild zu formen, wird der 
ganze Mensch von den Medien systema tisch erfaßt, 
nicht nur vordergründig im politischen Bereich, son-
dern in allen Lebensbereichen: in der Kultur, im Sport, 
ja, auch in der Unterhaltung. 

In der Demokratie entsprechen die Funktionen der 
Medien selbstverständlich der pluralistischen Gesell-
schaftsordnung. Die Massenmedien sollen uns so voll-
ständig, sachlich und verständlich wie möglich infor-
mieren, damit die Bürger in der Lage sind, das öffent

-

liche Geschehen zu verfolgen. Mit ihren Informatio-
nen sollen Presse, Funk und Fernsehen dafür sorgen, 
daß die einzelnen kulturellen, wi rtschaftlichen, sozia-
len und politischen Zusammenhänge beg riffen wer-
den können. Jeder soll seine Interessenlage erkennen 
und über die Absichten und Handlungen aller am 
politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Gesche-
hen Beteiligten so unterrichtet werden, daß er selbst 
aktiv daran teilnehmen kann. 

Bei der Meinungsbildung fällt den Massenmedien 
ebenfalls eine ganz bedeutende Rolle zu. Das ergibt 
sich aus der Überzeugung, in der Demokratie sei allen 
am meisten damit gedient, wenn Fragen von öffentli-
chem Interesse in freier und offener Diskussion erör-
tert werden. Es besteht damit die Hoffnung, daß im 
Kampf der Meinungen das Vernünftige die Chance 
hat, sich durchzusetzen. 

Hier gibt es aber folgendes zu bedenken: Die Meinun-
gen, die sich der einzelne Bürger bildet, kommen 
nicht in erster Linie auf Grund von Wirklichkeitserfah-
rung, sondern auf Grund von Wirklichkeitsvermitt-
lung durch die Medien zustande. Ich bin sicherlich 
kein Marxist, aber in einem Punkt möchte ich einmal 
auf die Methode von Karl Marx zurückgreifen, der vor 
140 Jahren gesagt hat: Macht von Menschen über 
Menschen wird von denen ausgeübt, die die Verfü-
gungsgewalt über die Produktionsmittel haben. Das 
war damals sicher richtig. Später haben sich Gewerk-
schaften entwickelt, und es ist heute nicht mehr so, 
weil sich eine kontrollierende Gegenmacht entwickelt 
hat — glücklicherweise. Heute, so möchte ich sagen, 
hat derjenige Macht über Menschen, der die Verfü-
gungsgewalt über die Informationsmittel hat. Aber 
wir haben niemanden, der das kontrolliert, außer dem 
Gewissen derjenigen, die in den Medien tätig sind, 
und das muß man immer wieder schärfen. Man muß 
darauf hinweisen, daß diese Frauen und Männer eine 
unglaublich große Verantwortung für den Fortbe-
stand der Demokratie in der Welt haben. 

Eine wichtige Rolle spielen die Massenmedien auch 
für den Wertewandel in unseren Ländern, der ständig 
stattfindet. Durch eine nicht wirklichkeitsgetreue Dar

-

stellung gesellschaftlicher Vorgänge und Zusammen-
hänge können die Medien beim Bürger ein Bild erzeu-
gen, das bei ihm bestimmte Grundhaltungen abbaut 
oder fördert. Es macht einen Unterschied, ob die Mas-
senmedien stets das Verhalten von Minderheiten oder 
gesellschaftlichen Randgruppen zeigen und auch 
noch positiv bewerten, ob z. B. das Fernsehen ständig 
— und das liegt den Journalisten nahe — , das Spek-
takuläre in den Mittelpunkt stellt und dann ein Spie-
gelbild des Lebens gibt, das der Rea lität nicht ent-
spricht, oder ob es das eben nicht tut. Hier liegt ein 
großes Problem. 

Meine Damen und Herren, für unser geistiges, politi-
sches und kulturelles Leben sind die Medien eine 
ganz gewaltige Herausforderung. Aber ich meine, 
daß wir optimistisch sein sollten. Die Medien vermit-
teln schließlich auch neue, vermehrte Zugangsmög-
lichkeiten zu vielen Bereichen des politischen und 
kulturellen Lebens. Und nicht zu vergessen ist auch, 
daß sie neue, attraktive Berufsfelder für unsere junge 
Generation eröffnen, auf die wir so dringend angewie-
sen sind. 

Meine Damen und Herren, das, was wir als offene 
Gesellschaft so dringend brauchen, ist die Zusam-
menarbeit auch auf dem Sektor der Medien. Medien-
politische Kleinstaaterei wäre heute nicht mehr zeit-
gemäß, und niemand von uns will sie. Es gilt, das 
Grundrecht auf Meinungsfreiheit voll zu verwirkli-
chen. Ich meine, daß vermehrte Informationsmöglich-
keit auch die Chance dazu eröffnet. Wirken wir darauf 
hin, daß die Medien bei uns ein wirkliches Spiegelbild 
unseres vielfältigen kulturellen Lebens bleiben oder 
es dort , wo sie es nicht mehr sind, wieder werden! 

Der Bericht und die Empfehlungen geben eine gute 
Grundlage dafür, in dieser Richtung gemeinsam tätig 
zu werden. 

Empfehlung 1067 (1987) 

betr. die kulturelle Bedeutung von Rundfunk 
und Fernsehen in Europa 

Die Versammlung 

1. nach Behandlung des Berichts ihres Ausschus-
ses für Kultur und Erziehung (Dok. 5782) sowie 
der Stellungnahme ihres Rechtsausschusses 
(Dok. 5800); 

2. unter Hinweis auf ihre Empfehlung 926 (1981) 
über Fragen im Zusammenhang mit Kabelfernse-
hen und Direktverbreitung über Satellit sowie auf 
ihre Empfehlung 996 (1984) über die Tätigkeit des 
Europarates im Zusammenhang mit den Massen-
medien; 

3. unter Hinweis auf die 1982 vom Ministerkomitee 
angenommene Erklärung über die Rede- und In-
formationsfreiheit; 

4. unter Hinweis auf die tiefgreifenden Veränderun-
gen im Bereich der Massenmedien, insbesondere 
jene im Bereich des Fernsehens, aufgrund der 
Entwicklung auf dem Gebiet der direkten grenz- 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/1398 

überschreitenden Rundfunk-, Fernseh- und Ka-
belübertragung in Verbindung mit der zuneh-
menden Kommerzialisierung sowohl bei den öf-
fentlichen Sendeanstalten als auch aufgrund der 
Privatisierung; 

5. unter Feststellung der Tatsache, daß diese neuen 
Gegebenheiten posi tive Auswirkungen haben 
können, insbesondere, weil sie 

L mehr Möglichkeiten eröffnen und neue Berei-
che für kulturelles Schaffen und kulturelle 
Ausdrucksformen erschließen; 

ii. die Programmskala erweitern; 

iii. die Kenntnisse in bezug auf andere europäi-
sche Sprachen und Kulturen vertiefen; 

6. eingedenk dessen, daß diese Veränderungen 
schwerwiegende kulturelle Gefahren beinhalten, 
insbesondere 

i. die Ermunterung des passiven Konsums, 

ii. die Reduzierung der Vielfalt des Programms 
und die Schwächung gesellschaftlich aner-
kannter Verhaltensnonnen, 

iii. die Untergrabung der kulturellen Identität 
kleinerer Länder oder kleinerer Sprachgrup-
pen und der kulturellen Vielfalt in ganz Eu-
ropa, 

iv. mangelnde Respektierung des Urheberrechts 
und angrenzender Rechte, 

v. wirtschaftliche und damit kulturelle Abhän-
gigkeit von äußeren (größtenteils kommerziel-
len) Faktoren; 

7. in dem Bewußtsein, daß die Werbung beträchtli-
che Gelegenheiten zu künstlerischem Schaffen 
bietet und daß sie oft von hoher Qualität ist, bringt 
jedoch zugleich den Wunsch zum Ausdruck, daß 
sie den kulturellen Wert der Sendungen, die sie 
begleitet, insbesondere durch unangebrachte Zu-
sammenstellungen oder Unterbrechungen nicht 
beeinträchtigt;  

8. nachdrücklich darauf hinweisend, wie notwendig 
es ist, daß die Regierungen den Dienstleistungs-
charakter von öffentlichen und p rivaten Rund-
funk- und Fernsehübertragungen auf effektive 
Weise wieder zur Geltung bringen und ebenso die 
politische, pädagogische und kulturelle Rolle der 
Massenmedien, und in der Überzeugung, daß 
mehr Gewicht auf die Massenmedien als Mög-
lichkeit des kreativen Ausdrucks, der kulturellen 
Vielfalt und der Kommunikation innerhalb ganz 
Europas gelegt werden sollte; 

9. in der Auffassung, daß grundsätzlich sowohl öf-
fentlich-rechtliche als auch p rivate Rundfunk-
und Fernsehanstalten denselben Vorschriften un-
terliegen sollten; 

10. unter Betonung der Tatsache, wie wich tig es für 
die Mitgliedstaaten ist, Politiken untereinander 
abzustimmen und, soweit sachdienlich, gesetzli-
che Regelungen in bezug auf die Massenmedien 

zu harmonisieren, jedoch in einer Art und Weise, 
welche die nationalen Unterschiede beachtet und 
auch die Unabhängigkeit der professionellen 
Sendeanstalten; 

11. mit dem erneuten Ausdruck ihrer in der Empf eh

-

lung  963 (1983) betr. den Abbau der Gewalt zum 
Ausdruck gebrachten Besorgnis, daß die künstle-
rische Freiheit nicht als ein Alibi für rein kommer-
zielle Interessen mißbraucht werden sollte; 

12. unter Hinweis auf ihre Empfehlung 862 (1979) 
über Kino und Staat und unter Betonung der Not-
wendigkeit einer engeren Koordinierung zwi-
schen Massenmedienpolitik und Politiken in be-
zug auf andere Möglichkeiten des kulturellen 
Ausdrucks; 

13. ferner unter Hinweis auf ihre Empfehlung 928 
(1981) über Sprachen und Dialekte von Minder-
heiten sowie auf ihre Empfehlung 1043 (1986) 
über Europas linguistisches und literarisches Erbe 
und unter Hervorhebung der Ro lle, die das Kino 
und die Massenmedien bei der Förderung der lin-
guistischen Vielfalt und der Vertiefung des kultu-
rellen Verständnisses spielen können; 

14. unter Hinweis auf ihre Empfehlung 1018 (1985) 
über Mäzenatentum und Kultur und die Emp

-

fehlung 1059 (1987) über die wi rtschaftlichen 
Aspekte der Kultur und in der Auffassung, daß 
erheblich mehr Ressourcen aus den enormen im 
Massenmediengeschäft erzielten Profiten abge-
zweigt werden sollten für die direkte Unterstüt

-

zung von Erstproduktionen und für die Förderung 
von neuen Talenten unterschiedlichster Bega-
bung sowie in der Auffassung, daß die Regierun-
gen der Mitgliedstaaten die verfügbaren Steuer-
anreize überprüfen sollten, um die Reinves tition 
von Profiten aus dem Mediengeschäft in einhei-
mische Erstproduktionen und in die Suche nach 
neuen und vielfältigen Talenten zu fördern;  

15. unter Hinweis auf die seit langem bestehende 
Besorgnis des Rates für kulturelle Zusammenar-
beit und der Konferenz der Europäischen Kultur-
minister im Hinblick auf die Wechselwirkung zwi-
schen Kulturpolitik und Kommunikationsmedien 
und in Anerkennung des von den Ministern in 
Sintra im September 1987 gemachten Vorschlags 
zur Ausarbeitung praktischer Maßnahmen zur 
Förderung der kulturellen Vielfalt Europas unter 
Berücksichtigung der Entwicklung der Kommuni-
kationstechniken; 

16. in Kenntnisnahme der von der Ersten Europäi-
schen Ministerkonferenz über die Politik der Mas-
senmedien (Wien, Dezember 1986) verabschiede-
ten Texte und in Anerkennung insbesondere des 
von der Wiener Konferenz an das Ministerkomi-
tee gerichteten direkten Appells, im Rahmen des 
Europarates, unverzüglich verbindliche Geset-
zesinstrumente auszuarbeiten über bestimmte 
entscheidende Aspekte grenzüberschreitender 
Rundfunk- und Fernsehübertragungen; 
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17. unter Betonung der Notwendigkeit einer Zusam-
menarbeit mit den Regierungen der Mitgliedstaa

-

ten und auch mit den Organen der Europäischen 
Gemeinschaft bei dieser Initiative; 

18. unter Hervorhebung der Notwendigkeit eines ra-
schen Vorgehens in diesem Bereich, um mit dem 
technologischen Fortschritt Schritt halten zu kön

-

nen und kulturpolitische Maßnahmen zu vermei-
den, die von solchen Fortschritten diktiert wer-
den; 

19. empfiehlt dem Ministerkomitee, 

a) Anfang 1988 ein verbindliches Gesetzesinstru-
ment über grundsätzliche Regeln für die 
grenzüberschreitende Rundfunk- und Fern-
sehübertragung sowohl öffentlich-rechtlicher 
als auch privater Sendeanstalten fertigzustel-
len und zur Unterzeichnung . auszulegen im 
Hinblick auf ein mögliches Inkrafttreten vor 
der Zweiten Europäischen Ministerkonferenz 
über die Politik der Massenmedien im Novem-
ber 1988 in Stockholm, und eine wirksame 
Kontrollinstanz (in der die Rundfunk- und 
Fernsehanstalten vertreten sind) für die An

-

wendung dieses Gesetzesinstruments einzu-
setzen; 

b) die spätere Einbeziehung von verbindlichen 
Zusatzprotokollen oder -vereinbarungen in 
dieses Gesetzesinstrument vorzusehen, die für 
die nachfolgenden aufgeführten anderen Be-
reiche gelten; 

c) eine Erklärung zu verabschieden über die Ver-
antwortung der Massenmedien gegenüber der 
Öffentlichkeit und den öffentlichen Dienstlei-
stungscharakter von Rundfunk- und Fernse-
hen, unter besonderer Bezugnahme auf die 
Rolle des Fernsehens bei der Anregung des 
Bewußtseins für die verschiedenen Kulturen 
sowie auf die Weiterentwicklung der Vielfalt 
der kulturellen und sprachlichen Identitäten; 

d) Vorschläge auszuarbeiten für die Aufrecht-
erhaltung und Förderung der sprachlichen 
Vielfalt der Massenmedien, z. B. durch: 

i. gemeinsame Produktionsmittel, auf die 
auch Nationen mit Sprachen von Minder-
heiten zurückgreifen können, 

ii. Förderung der Aufnahme von Interviews in 
Minderheitensprachen in Nachrichtenver-
öffentlichungen; 

iii. Entwicklung von verbesserten Techniken 
für das Untertiteln und das Angebot der 
Synchronisation als Option, 

iv. Gewährleistung, daß Landessprachen und, 
soweit sachdienlich, kleinere lokale und re-
gionale Sprachen ein Recht darauf haben, 
in den Programmen nationaler, lokaler und 
regionaler Sender berücksichtigt zu wer-
den; 

e) die Werbung als einen vollwertigen Bereich 
schöpferischen Ausdrucks anzuerkennen, je-
doch zu erwägen, wie gewährleistet werden 

kann, daß sie niemanden schockiert und auch 
die kulturelle Einheit des Programms, das sie 
eventuell begleitet, nicht beeinträchtigt; 

f) die Ausarbeitung von Richtlinien zur Reduzie-
rung von Gewalt, Brutalität und Pornographie 
sowohl in den Videoaufzeichnungen als auch 
in allen anderen Bereichen des Rundfunk- und 
Fernsehwesens auf der Grundlage der natio

-

nalen Rechtsvorschriften zu beschleunigen 
und zu intensivieren; 

g) eine stärkere Mitwirkung der Frauen im Rund-
funk- und Fernsehwesen zu fördern (vor allem 
in den Bereichen von Produktion und Pro-
grammgestaltung); 

h) Medienerziehung zu fördern, z. B. durch Vor-
schläge zur: 

i. Einführung von Schulkursen über Medien

-

verständnis und audiovisuelle Produktio-
nen, 

ii. Unterrichtung von Erwachsenen — nicht 
nur von Eltern — über Entwicklungen im 
Bereich der Massenmedien; 

i) die Verwendung der Massenmedien im Unter-
richtswesen zu fördern unter besonderer Be-
rücksichtigung der Ziele des Europarates in 
_den Bereichen der Menschenrechte, der Tole-
ranz und der Gleichheit zwischen den Ge-
schlechtern; 

j) den Ausbau der internationalen Abstimmung 
zu unterstützen, um Produktion und Verbrei-
tung von audiovisuellen Arbeiten in Europa im 
Rahmen einer umfassenden Kulturpolitik zu 
fördern, einschließlich von 

i. Ausbildungsprogrammen, z. B. die Einrich-
tung von Ausbildungszentren für Berufsan-
gehörige von Rundfunk und Fernsehen 
und Austauschprogramme für Auszubil-
dende; 

ii. Schutz des Urheberrechts und angrenzen-
der Rechte; 

iii. engere Koordinierung in der Medienpoli-
tik, insbesondere zwischen Kino und Fern-
sehen; 

iv. Mechanismen für die direkte und indirekte 
Unterstützung von audiovisueller Kreativi-
tät; 

v. besondere Betonung von Gemeinschafts-
produktionen bei Musiksendungen und 
anderen Programmen ohne Wortbeiträge; 

k) einen ständigen Dialog zwischen allen Seiten 
(Regierung, Medien, Öffentlichkeit und inter

-

essierten nicht-staatlichen Einrichtungen) auf-
rechtzuerhalten und zu fördern und dabei, 
durch eine Reihe von angemessenen Instru-
menten die Schaffung einer Grundlage für den 
freien Austausch von Arbeitsmaterial der Mas-
senmedien und von beruflicher Erfahrung zwi-
schen europäischen Mitgliedstaaten, zwischen 
West- und Osteuropa, zwischen Europa und 
anderen Teilen der Welt anzustreben; 
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1) den Stand der internationalen Zusammenar-
beit und der Forschung im Bereich des Rund-
funk- und Fernsehwesens regelmäßig zu un-
tersuchen. 

Entschließung 887 (1987) 

über das Europäische Jahr des Films 
und des Fernsehens 

Die Versammlung 

1. verweist auf ihre verschiedenen Empfehlungen 
über Film- und Audio-Video-Technik und insbe-
sondere ihre Empfehlung 862 (1979) über Kino 
und Staat sowie ihre Empfehlung 1067 (1987) be-
treffend die kulturelle Bedeutung der Massenme-
dien; 

2. besteht auf der Bedeutung der kulturellen Vielfalt 
in Europa, die im audiovisuellen Bereich widerge-
spiegelt werden sollte; 

3. begrüßt die Erklärung des Jahres 1988 zum Euro-
päischen Jahr des Films und des Fernsehens, des-
sen Organisation vom Europarat und den Euro-
päischen Gemeinschaften gemeinsam übernom-
men wird; 

4. stellt fest, daß die Hauptziele des europäischen 
Film- und Fernsehjahres darin bestehen, 

i. die Bedeutung einer starken audiovisuellen 
Industrie, die gegenüber den großen Indu-
strien in Übersee konkurrenzfähig ist, vor al-
lem den Fachleuten für Film- und Fernsehen 
und den Meinungsmachern in politischen 
Kreisen ins Bewußtsein zu rufen; 

ii. dafür Sorge zu tragen, daß die europäische 
Identität in den audiovisuellen Medien zum 
Ausdruck kommt und die Kreativität gefördert 
wird, indem man sich um ein ausgewogeneres 
Verhältnis zwischen den großen und kleinen 
Kulturräumen bemüht; 

iii. innerhalb der Gemeinschaft Fortschritte in 
diesem Bereich zu fördern und die Vorausset-
zungen für die Weiterentwicklung des audio-
visuellen Sektors in Europa zu schaffen, indem 
man unter anderem eine größere Beweglich-
keit derjenigen Personen und den Austausch 
von Gütern unterstützt, die mit der audiovisu-
ellen Industrie im Zusammenhang stehen; 

iv. eine verstärkte europäische Zusammenarbeit 
in den Bereichen Finanzierung, Produktion 
und Verbreitung audiovisueller Programme 
und eine engere Verbindung zwischen Film 
und Fernsehen zu schaffen; 

5. stellt fest, daß die Vorbereitungen des Europäi-
schen Film- und Fernsehjahres auf europäischer 

Ebene durch einen Lenkungsausschuß und auf 
nationaler Ebene durch von allen Teilnehmer-
staaten eingesetzte nationale Ausschüsse er-
folgt; 

6. bringt den Wunsch zum Ausdruck, daß das Euro-
päische Film- und Fernsehjahr einer möglichst 
großen Zahl von Ländern offensteht; 

7. verweist darauf, wie wichtig es ist, mit den Län-
dern im Osten zusammenzuarbeiten und sie vor 
allem bei der Gestaltung des Europäischen Film-
und Fernsehjahres miteinzubeziehen; 

8. unterstützt die von ihrem Ausschuß für Kultur und 
Erziehung ergriffene Initiative, sich am Film- und 
Fernsehjahr mit der Veranstaltung eines Kolloqui-
ums in Orvieto (Italien) zum Thema „Film und 
Fernsehen: die Audio-Video-Technik als Kommu-
nikationsmittel zwischen Ost und West" zu betei-
ligen; 

9. verweist auf die 1985 erfolgte Veranstaltung des 
Europäischen Musikjahres und möchte daraus 
eine Lehre für 1988 ziehen; 

10. ist der Auffassung, daß sich alle Mitgliedstaaten 
des Europarates sowie alle Unterzeichnerstaaten 
der Europäischen Kulturkonvention voll am Euro-
päischen Film- und Fernsehjahr beteiligen soll-
ten; 

11. fordert alle Regierungen und gegebenenfalls die 
nationalen Parlamente aller Teilnehmerstaaten 
auf, 1988 die finanziellen Mittel einzuplanen für 

a) die Mitwirkung von Film- und Fernsehfachleu-
ten am Europäischen Film- und Fernsehjahr; 

b) die wirksame Arbeit ihrer nationalen Aus-
schüsse, sowohl auf europäischer als auch auf 
landesinnerer Ebene; 

c) den reibungslosen Ablauf der Arbeit des Len-
kungsausschusses des Europäischen Film- und 
Fernsehjahres; 

12. fordert  den Lenkungsausschuß des Europäischen 
Film- und Fernsehjahres auf: 

a) schon bei der Vorbereitung des Film- und 
Fernsehjahres über mögliche Folgemaßnah-
men nachzudenken; 

b) die Zusammenarbeit von Fernsehsendern bei 
der Vorbereitung von Dokumentar- und Spiel-
filmen über die europäischen Kulturen und an-
dere Themenbereiche zu fördern; 

c) das Kolloquium von Orvieto in das europäische 
Veranstaltungsprogramm aufzunehmen. 




